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10. Gesetz vom 12. Dezember 1996 über die Raumordnung in Tirol
(Tiroler Raumordnungsgesetz 1997  –  TROG 1997)

Der Landtag hat beschlossen:

I. TEIL
Überörtliche Raumordnung

1 .  A b s c h n i t t
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Aufgabe und Ziele 

der überörtlichen Raumordnung
(1) Die überörtliche Raumordnung dient der

geordneten Gesamtentwicklung des Landes.
(2) Ziele der überörtlichen Raumordnung

sind insbesondere:
a) die sparsame und zweckmäßige Nutzung

des Bodens;
b) der Schutz und die Pflege der Umwelt,

insbesondere die Bewahrung oder die weitest-
mögliche Wiederherstellung und die nach-
haltige Sicherung der Reinheit von Luft, Was-
ser und Boden sowie die Vermeidung von
Lärm;

c) die Bewahrung oder die weitestmögliche
Wiederherstellung und die nachhaltige Siche-
rung eines unbeeinträchtigten und leistungs-
fähigen Naturhaushaltes sowie des Artenreich-
tums der heimischen Tier- und Pflanzenwelt
und ihrer natürlichen Lebensräume sowie der
Schutz und die Pflege der Natur- und der Kul-
turlandschaft in ihrer Vielfalt, Eigenart und
Schönheit;

d) die Sicherung des Lebensraumes, insbe-
sondere der Siedlungsgebiete und der wichti-
gen Verkehrswege, vor Naturgefahren;

e) die Erhaltung und Weiterentwicklung der
Siedlungsgebiete zur Befriedigung des Wohn-
bedarfes der Bevölkerung, wobei von nachtei-
ligen Umwelteinflüssen möglichst gering be-
einträchtigte Lebensbedingungen anzustreben
sind;

f) die Erhaltung und zeitgemäße Entwick-
lung einer leistungsfähigen, den Gegebenhei-
ten am Arbeitsmarkt, den Versorgungsbedürf-
nissen der Bevölkerung und den Erfordernis-
sen des Umweltschutzes entsprechenden Wirt-
schaft; insbesondere sind anzustreben:

1. die Sicherung ausreichender land- und
forstwirtschaftlich nutzbarer Flächen, die Ver-
besserung der agrarischen Infrastruktur und die
Erhaltung der bäuerlichen Betriebsstrukturen;

2. die Sicherung ausreichender geeigneter
Flächen und die Schaffung der infrastrukturel-
len Voraussetzungen für den Handel, das Ge-
werbe und die Industrie;

3. die Sicherung der Grundlagen und die
Schaffung der infrastrukturellen Voraussetzun-
gen für die Tourismuswirtschaft;

g) eine Verteilung der Standorte von Betrie-
ben und Einrichtungen mit überörtlicher Ver-
sorgungsfunktion, die im gesamten Einzugsbe-
reich eine möglichst einfache und rasche Er-
reichbarkeit, insbesondere auch mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln, gewährleistet;

h) die Sicherung von Erholungsräumen und
die Schaffung und Erhaltung von Erholungs-
einrichtungen im Nahbereich der Siedlungs-
gebiete;

i) die möglichst umweltgerechte Deckung
der Verkehrsbedürfnisse der Bevölkerung und
der Wirtschaft, insbesondere der weitere Aus-
bau des öffentlichen Verkehrs, sowie die Ver-
meidung unnotwendigen Verkehrs;

j) der Schutz wichtiger Quell- und Grund-
wasservorkommen sowie die Sicherung einer
ausreichenden und einwandfreien Wasserver-
sorgung und einer geordneten Abwasserbesei-
tigung;

k) die Vorsorge für eine den Erfordernissen
der Abfallvermeidung, der Abfalltrennung, der
Abfallverwertung und einer geordneten Abfal-
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lentsorgung entsprechende Abfallwirtschaft;
l) die Sicherung der Energieversorgung, ins-

besondere auch durch die sparsame und zweck-
mäßige Verwendung von Energie, und das Stre-
ben nach einer möglichst eigenständigen, den
Erfordernissen des Umwelt- und des Land-
schaftsschutzes entsprechenden Energiever-
sorgung unter Ausnützung der heimischen, er-
neuerbaren Energieträger;

m) die Erhaltung und Weiterentwicklung
eines räumlich ausgewogenen Systems von Bil-
dungseinrichtungen, insbesondere von Schu-
len, von kulturellen und von sportlichen Ein-
richtungen;

n) die Erhaltung und Weiterentwicklung ei-
nes räumlich ausgewogenen Systems von Ein-
richtungen zur Gesunderhaltung der Bevöl-
kerung, zur Betreuung kranker, behinderter
und betagter Menschen und von Einrichtungen
der Sozialhilfe;

o) die Freihaltung von Gebieten mit wichti-
gen Rohstoffvorkommen von Nutzungen, die
diese Vorkommen beeinträchtigen oder ihrer
Erschließung bzw. Gewinnung entgegenstehen
würden;

p) die Vorsorge für eine ausreichende Ver-
sorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft
mit notwendigen Gütern und Dienstleistungen
in Krisenzeiten;

q) die Erhaltung und Stärkung der Verwal-
tungskraft der Gemeinden und die Verbesse-
rung der Zusammenarbeit der Gemeinden.

§ 2
Grundsätze 

der überörtlichen Raumordnung
Bei der Erfüllung der Aufgabe der überört-

lichen Raumordnung und bei der Abwägung
von Zielen sind folgende Grundsätze zu be-
achten:

a) Mit den natürlichen Lebensgrundlagen ist
sparsam umzugehen; sie sind zu pflegen und
so weit wie möglich zu erhalten; sie dürfen
nicht derart in Anspruch genommen oder bela-
stet werden, daß sie künftigen Generationen
nicht mehr in ausreichendem Maße und aus-
reichender Güte zur Verfügung stehen;

b) Auf eine ausgewogene Deckung der ma-
teriellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbe-
sondere des Wohnbedürfnisses und der wirt-
schaftlichen Bedürfnisse, und der immateriel-
len Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesonde-
re der gesundheitlichen, sozialen, kulturellen
und ethischen Bedürfnisse, ist hinzuwirken;

c) In allen Landesteilen sind unter Beach-
tung natur- und lagebedingter Gegebenheiten

möglichst gleichwertige Lebensbedingungen
anzustreben;

d) Die kulturelle, gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Eigenständigkeit des Landes und
seiner Teile sind zu fördern;

e) Auf grenzübergreifende innerstaatliche
und zwischenstaatliche Zusammenhänge und
Verflechtungen ist unter Wahrung der Interes-
sen der Bevölkerung Bedacht zu nehmen.

§ 3
Informationspflicht

(1) Die Organe des Landes und der Ge-
meinden sowie der sonstigen Körperschaften
öffentlichen Rechtes sind verpflichtet, der
Landesregierung möglichst früh die von ihnen
beabsichtigten, für die Raumordnung des Lan-
des wesentlichen raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen mitzuteilen sowie Aus-
kunft über die sonstigen hiefür wesentlichen
Umstände zu erteilen, soweit dem eine gesetz-
liche Verschwiegenheitspflicht nicht entge-
gensteht. Sonstige öffentliche und private Pla-
nungsträger sind zur Auskunft über die für die
Raumordnung des Landes wesentlichen Um-
stände verpflichtet, soweit dem eine gesetzli-
che Verschwiegenheitspflicht nicht entgegen-
steht und sofern dadurch nicht Geschäfts- oder
Betriebsgeheimnisse verletzt werden.

(2) Die Landesregierung ist verpflichtet, den
betroffenen Gemeinden möglichst früh die für
die örtliche Raumordnung wesentlichen raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen des
Landes mitzuteilen sowie Auskunft über die
sonstigen hiefür wesentlichen Umstände zu er-
teilen, soweit dem eine gesetzliche Verschwie-
genheitspflicht nicht entgegensteht.

(3) Planungen und Maßnahmen sind raum-
bedeutsam, wenn sie darauf gerichtet sind,

a) im größeren Umfang Boden in Anspruch
zu nehmen oder mögliche Bodennutzungen
einzuschränken oder zu verändern oder

b) die räumliche Entwicklung eines Gebie-
tes im Sinne einer angestrebten räumlichen
Ordnung zu beeinflussen.

§ 4
Kleinregionen

Die Landesregierung hat durch Verordnung
das Landesgebiet in Kleinregionen einzuteilen.
Die Kleinregionen sind nach raumordnerischen
Gesichtspunkten, ausgehend von den natürli-
chen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Gegebenheiten, festzulegen. Die Grenzen der
Kleinregionen dürfen die Gemeinde- und die
Bezirksgrenzen nicht schneiden.
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2 .  A b s c h n i t t
Durchführung

§ 5
Bestandsaufnahmen

Die Landesregierung hat die für die überört-
liche Raumordnung bedeutsamen natürlichen,
wirtschaftlichen, infrastrukturellen, sozialen
und kulturellen Gegebenheiten und deren vor-
aussehbare Veränderungen zu erheben und 
in Bestandsaufnahmen festzuhalten. Die Be-
standsaufnahmen sind auf dem aktuellen Stand
zu halten.

§ 6
Vorarbeiten

(1) Die Organe und die sonstigen Beauf-
tragten der Landesregierung sind berechtigt,
zur Erarbeitung und Aktualisierung der Be-
standsaufnahmen und weiterer Planungs-
grundlagen für Raumordnungsprogramme
Grundstücke zu betreten und zu befahren, die
erforderlichen Vermessungen und sonstigen
technischen Vorarbeiten durchzuführen und
die erforderlichen Vermessungszeichen anzu-
bringen.

(2) Die Organe und die sonstigen Beauf-
tragten der Landesregierung haben die Tätig-
keiten im Sinne des Abs. 1 so durchzuführen,
daß die Interessen der Eigentümer der betrof-
fenen Grundstücke bzw. der sonst hierüber Ver-
fügungsberechtigten so gering wie möglich be-
einträchtigt werden. Die beabsichtigte Durch-
führung von Vermessungen und sonstigen
technischen Vorarbeiten ist den Eigentümern
der betroffenen Grundstücke bzw. den sonst
hierüber Verfügungsberechtigten schriftlich
mitzuteilen. Bei Wohnungseigentumsanlagen,
für die ein gemeinsamer Verwalter bestellt ist,
kann die Mitteilung an diesen erfolgen. Das mit
der Leitung von Tätigkeiten im Sinne des
Abs. 1 betraute Organ hat sich bei der Be-
nützung fremder Grundstücke gegenüber dem
Eigentümer des Grundstückes bzw. dem sonst
hierüber Verfügungsberechtigten auf dessen
Verlangen auszuweisen.

(3) Die Eigentümer der betroffenen Grund-
stücke bzw. die sonst hierüber Verfügungsbe-
rechtigten haben die Benützung der Grund-
stücke durch die Organe und die sonstigen Be-
auftragten der Landesregierung im Rahmen der
Befugnisse nach Abs. 1 zu dulden. Bei Strei-
tigkeiten über die Zulässigkeit einzelner Tätig-
keiten entscheidet die Landesregierung auf An-
trag des Eigentümers des betroffenen Grund-
stückes bzw. des sonst hierüber Verfügungsbe-
rechtigten oder von Amts wegen.

(4) Die Eigentümer der betroffenen Grund-
stücke bzw. die sonst hierüber Verfügungsbe-
rechtigten haben gegenüber dem Land Tirol An-
spruch auf Vergütung der ihnen durch Tätigkei-
ten im Sinne des Abs. 1 entstandenen Vermö-
gensnachteile. Kommt eine Einigung über die
Vergütung nicht innerhalb von drei Monaten
nach Beendigung der betreffenden Tätigkeit zu-
stande, so kann der Eigentümer eines betrof-
fenen Grundstückes bzw. der sonst hierüber Ver-
fügungsberechtigte bei sonstigem Verlust des
Anspruches innerhalb eines weiteren Jahres die
Festsetzung der Vergütung durch die Landesre-
gierung beantragen. Für die Festsetzung der
Vergütung gilt § 65 des Tiroler Straßengesetzes,
LGBl. Nr. 13/1989, in der jeweils geltenden Fas-
sung sinngemäß. Gegen die Entscheidung der
Landesregierung über die Vergütung ist Beru-
fung an den unabhängigen Verwaltungssenat
zulässig.

§ 7
Raumordnungsprogramme

(1) Die Landesregierung hat durch Verord-
nung Raumordnungsprogramme zu erlassen.
In diesen sind unter Berücksichtigung der Er-
gebnisse der Bestandsaufnahmen jene Ziele,
Grundsätze oder Maßnahmen festzulegen, die
für die geordnete Entwicklung des Planungs-
gebietes (Abs. 2) im Sinne der Ziele und
Grundsätze der überörtlichen Raumordnung
erforderlich sind. An Maßnahmen kann insbe-
sondere festgelegt werden, daß

a) bestimmte Gebiete oder Grundflächen für
bestimmte Zwecke freizuhalten sind, wie bei-
spielsweise für die Landwirtschaft, zur Erhal-
tung der Landschaft oder ökologisch besonders
wertvoller Gebiete oder zum Schutz von Was-
servorkommen;

b) bestimmte Gebiete oder Grundflächen der
Ansiedlung von Gewerbe- und Industriebe-
trieben, der Errichtung von infrastrukturellen
Anlagen, die für den Tourismus von besonde-
rer Bedeutung sind, oder der Gewinnung von
Rohstoffen vorzubehalten sind;

c) bestimmte Grundflächen der Errichtung
von Gebäuden oder sonstigen Anlagen von
überörtlicher Bedeutung, die öffentlichen
Zwecken dienen, wie Schulen, Amtsgebäude,
Krankenhäuser, Wasser- und Energieversor-
gungsanlagen, Abwasserreinigungsanlagen,
Bevorratungseinrichtungen und dergleichen,
vorzubehalten sind;

d) bestimmte Grundflächen – unbeschadet
der jeweiligen Planungskompetenz – der Er-
richtung überörtlicher Verkehrswege vorzube-
halten sind;
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e) in bestimmten Gemeinden oder Teilen von
Gemeinden die Widmung von Grundflächen
als Bauland nur bis zu bestimmten Grenzen hin
zulässig ist; dabei können für einzelne Arten
von Bauland die Grenzen unterschiedlich fest-
gelegt werden.

(2) Raumordnungsprogramme können für
das ganze Land oder für Teile des Landes (Pla-
nungsgebiete) erlassen werden. Die Grenzen
von Planungsgebieten, die nur Teile des Lan-
des umfassen, dürfen die Grenzen von Klein-
regionen und Gemeinden schneiden, wenn dies
im Hinblick auf den Inhalt des Raumord-
nungsprogrammes zweckmäßig ist.

(3) Soweit einzelne Ziele der überörtlichen
Raumordnung vordringlich sind, können in
Raumordnungsprogrammen nur jene beson-
deren Ziele, Grundsätze oder Maßnahmen fest-
gelegt werden, die für die Entwicklung des Pla-
nungsgebietes im Sinne dieser Ziele der überört-
lichen Raumordnung erforderlich sind, sofern
dadurch die geordnete Gesamtentwicklung des
Planungsgebietes nicht beeinträchtigt wird.

(4) In Raumordnungsprogrammen, die
Maßnahmen enthalten, kann eine Reihenfolge
für deren Verwirklichung festgelegt werden.

(5) Raumordnungsprogramme haben die
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen
des Bundes zu berücksichtigen, soweit die
Berücksichtigung verfassungsrechtlich gebo-
ten ist oder Vereinbarungen nach Art. 15a
Abs. 1 B-VG darüber bestehen. Im übrigen ist
auf die raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen des Bundes und der Gemeinden, im
Bereich der gemeinsamen Grenzen auch auf
die raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen der benachbarten Länder und Staaten
Bedacht zu nehmen.

(6) Wird auf Grundflächen, die auf Grund
einer Festlegung nach Abs. 1 lit. c oder d ei-
nem bestimmten Verwendungszweck vorzube-
halten sind, nicht innerhalb von zehn Jahren
nach dem Inkrafttreten des betreffenden Raum-
ordnungsprogrammes mit der Ausführung
eines diesem Verwendungszweck entspre-
chenden Vorhabens begonnen, so hat die Lan-
desregierung auf Antrag der Gemeinde oder
des jeweiligen Grundeigentümers die betref-
fende Festlegung aufzuheben.

§ 8
Raumordnungsprogramme für eine 

geordnete Entwicklung des Tourismus
(1) Die Landesregierung kann in Raumord-

nungsprogrammen für bestimmte Planungsge-
biete Maßnahmen für eine geordnete Entwick-

lung des Tourismus festlegen, soweit dies zur
Verhinderung nachteiliger Auswirkungen des
Tourismus im Hinblick auf die Ziele und
Grundsätze der überörtlichen Raumordnung
erforderlich ist. Unbeschadet des § 5 sind bei
der Ausarbeitung solcher Raumordnungspro-
gramme die den örtlichen Tourismusleitbildern
nach § 4 Abs. 2 lit. a des Tiroler Tourismusge-
setzes 1991, LGBl. Nr. 24, in der jeweils gel-
tenden Fassung zugrundeliegenden Erhebun-
gen so weit wie möglich heranzuziehen.

(2) Bei der Abgrenzung der Planungsgebie-
te nach Abs. 1 erster Satz ist unbeschadet der
Ziele und Grundsätze der überörtlichen Raum-
ordnung insbesondere auf

a) das Ausmaß der Bodeninanspruchnahme
durch Tourismuseinrichtungen;

b) die Auswirkungen des Tourismus auf das
Landschaftsbild und die Umwelt;

c) die Auswirkungen des Tourismus auf den
Verkehr;

d) die Gegebenheiten des Arbeitsmarktes im
Bereich der Tourismuswirtschaft und

e) die Auswirkungen des Tourismus auf das
gesellschaftliche und soziale Gefüge

Bedacht zu nehmen.
(3) In einem Raumordnungsprogramm nach

Abs. 1 kann festgelegt werden, daß
a) für Neubauten, durch die Räume zur Be-

herbergung von Gästen im Rahmen eines Gast-
gewerbebetriebes geschaffen werden, sowie für
Zubauten und Änderungen des Verwendungs-
zweckes von bisher anderweitig verwendeten
Gebäuden oder Gebäudeteilen, durch die sol-
che Räume geschaffen werden, die Baubewil-
ligung nicht mehr erteilt werden darf; bei be-
stehenden Gastgewerbebetrieben zur Beher-
bergung von Gästen darf die Baubewilligung
jedoch erteilt werden, wenn die Gesamtzahl der
Betten im jeweiligen Betrieb um nicht mehr als
30, höchstens jedoch auf 150, und die Gesamt-
zahl der Räume zur Beherbergung von Gästen
um nicht mehr als 15, höchstens jedoch auf 75,
erhöht werden; maßgebend ist der baurechtlich
zulässige Bestand an Betten und Räumen zur
Beherbergung von Gästen im Zeitpunkt des In-
krafttretens des Raumordnungsprogrammes;

b) die Errichtungsbewilligung für neue
Campingplätze und für die Erweiterung beste-
hender Campingplätze nicht mehr erteilt wer-
den darf.

(4) Soweit dies baurechtlich sonst zulässig
ist, darf ungeachtet einer Festlegung nach
Abs. 3 lit. a im Falle des Abbruches oder der
sonstigen Zerstörung eines auf Grund einer
rechtskräftigen Baubewilligung bestehenden



27Stück 5, Nr. 10

Gebäudes oder Gebäudeteiles, das (der) als
Gastgewerbebetrieb zur Beherbergung von
Gästen verwendet worden ist, statt dessen ein
Neubau mit demselben Verwendungszweck
und derselben Zahl an Betten und an Räumen
zur Beherbergung von Gästen errichtet werden.
Hat die Zahl der Betten im abgebrochenen oder
zerstörten Gebäude weniger als 150 oder die
Zahl der Räume zur Beherbergung von Gästen
weniger als 75 betragen, so darf anläßlich der
Wiedererrichtung und künftiger Zubauten und
Änderungen des Verwendungszweckes von
bisher anderweitig verwendeten Gebäuden
oder Gebäudeteilen die Zahl der Betten insge-
samt um bis zu 30, höchstens jedoch auf 150,
und die Zahl der Räume zur Beherbergung von
Gästen insgesamt um bis zu 15, höchstens je-
doch auf 75, erhöht werden.

(5) Bescheide, mit denen entgegen dem
Abs. 3 oder 4 die Baubewilligung oder die Er-
richtungsbewilligung für einen Campingplatz
erteilt wird, leiden an einem mit Nichtigkeit be-
drohten Fehler.

§ 9
Raumordnungsprogramme 

für Beherbergungsgroßbetriebe
(1) Beherbergungsgroßbetriebe im Sinne

dieses Gesetzes sind Gastgewerbebetriebe zur
Beherbergung von Gästen mit mehr als 150
Betten oder mehr als 75 Räumen zur Beher-
bergung von Gästen. Betten und Räume zur Be-
herbergung von Gästen in mehreren Gebäuden
sind zusammenzuzählen, wenn die Gebäude in
einem räumlichen Naheverhältnis stehen und
im Hinblick auf eine einheitliche Gesamtpla-
nung eine Einheit bilden. Mehrere Betriebe
sind nur insoweit zu berücksichtigen, als sie ei-
ne betriebsorganisatorische Einheit bilden.

(2) Die Landesregierung hat in einem
Raumordnungsprogramm die Grundsätze zu
bestimmen, die bei der Widmung von Sonder-
flächen für Beherbergungsgroßbetriebe (§ 48)
zu beachten sind. Bei der Erlassung dieses
Raumordnungsprogrammes ist unbeschadet
der Ziele und Grundsätze der überörtlichen
Raumordnung insbesondere auf

a) den Stand der touristischen Entwicklung
und die bestehenden touristischen Strukturen;

b) die Eingliederung der Beherbergungs-
großbetriebe in die Siedlungsstruktur;

c) die Vermeidung von unzumutbaren schäd-
lichen Auswirkungen des Verkehrs und

d) den Schutz des Orts-, Straßen- und Land-
schaftsbildes

Bedacht zu nehmen.

§ 10
Raumordnungsprogramme 

für Einkaufszentren
(1) Einkaufszentren im Sinne dieses Geset-

zes sind Gebäude oder Teile von Gebäuden
einschließlich der damit im Zusammenhang
stehenden sonstigen baulichen Anlagen, wie
Verkaufszelte, Überdachungen und derglei-
chen, in denen Betriebe oder Teile von Be-
trieben untergebracht sind, die Waren oder Wa-
ren und Dienstleistungen anbieten und deren
Kundenfläche insgesamt das in der Anlage fest-
gelegte Ausmaß übersteigt. Mehrere solche
Gebäude oder Teile von Gebäuden einschließ-
lich der damit im Zusammenhang stehenden
sonstigen baulichen Anlagen gelten als ein
Einkaufszentrum, wenn die Gebäude und son-
stigen baulichen Anlagen in einem räumlichen
Naheverhältnis stehen und eine funktionale
Einheit bilden. Mehrere Betriebe sind nur in-
soweit zu berücksichtigen, als sie eine be-
triebsorganisatorische Einheit bilden.

(2) Kundenflächen sind Flächen, auf denen
Waren ausgestellt oder zum Verkauf angeboten
werden, Flächen, auf denen Dienstleistungen
erbracht werden, Flächen, die der Abwicklung
des geschäftlichen Verkehrs mit den Kunden
dienen, sowie Flächen, die sich mit einer die-
ser Flächen in einem gemeinsamen Raum be-
finden. Als Kundenflächen gelten weiters die
Flächen, die der Erschließung der genannten
Flächen dienen und zur Benützung durch Kun-
den bestimmt sind.

(3) Gesamtnutzfläche eines Einkaufszen-
trums ist die gesamte Fläche, die betrieblichen
Zwecken dient, mit Ausnahme von Tiefga-
ragen, Parkdecks, Schutzräumen, Flächen, die
der Produktion von Waren dienen, sowie
Flächen, die nicht Kundenflächen sind und
durch die Unterkellerung von Kundenflächen
geschaffen werden.

(4) Die Landesregierung hat in einem
Raumordnungsprogramm die Grundsätze zu
bestimmen, die bei der Widmung von Sonder-
flächen für Einkaufszentren (§ 49) zu beachten
sind.

(5) Im Raumordnungsprogramm nach Abs. 4
kann im Hinblick auf bestimmte Grundsätze
festgelegt werden, daß in bestimmten Gemein-
den oder Teilen von Gemeinden die Widmung
von Sonderflächen für Einkaufszentren be-
stimmter in der Anlage festgelegter Betriebs-
typen jeweils bis zu einem bestimmten Höchst-
ausmaß der Kundenfläche und der Gesamt-
nutzfläche zulässig ist. Dabei kann für Ein-
kaufszentren, in denen Lebensmittel angeboten
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werden, auch das zulässige Höchstausmaß je-
nes Teiles der Kundenfläche festgelegt werden,
auf dem Lebensmittel angeboten werden. Auch
kann bestimmt werden, daß die Widmung von
Sonderflächen für Einkaufszentren aller oder
bestimmter Betriebstypen nur auf Grund-
flächen zulässig ist, die bereits im Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Raumordnungsprogrammes
bestimmten widmungsmäßigen Voraussetzun-
gen entsprochen haben. Weiters können nähere
Festlegungen über die Anordnung und die
Gestaltung der Abstellmöglichkeiten für die
Kraftfahrzeuge der Kunden, der Beschäftigten
und der Lieferanten getroffen werden.

(6) Bei der Widmung von Sonderflächen für
Einkaufszentren, die den Festlegungen nach
Abs. 5 erster, zweiter und dritter Satz ent-
sprechen, gelten die diesbezüglichen Grund-
sätze als erfüllt.

(7) Bei der Erlassung des Raumordnungs-
programmes nach Abs. 4 ist unbeschadet der
Ziele und Grundsätze der überörtlichen Raum-
ordnung insbesondere auf

a) die Übereinstimmung der Versorgungs-
struktur mit der Siedlungs- und Wirtschafts-
struktur;

b) die möglichst wohnungsnahe Befriedi-
gung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung;

c) die Funktionsfähigkeit der Siedlungskerne;
d) die Vermeidung von unzumutbaren

schädlichen Auswirkungen des Verkehrs und
e) den Schutz des Orts-, Straßen- und Land-

schaftsbildes
Bedacht zu nehmen.

§ 11
Verfahren zur Erlassung 

von Raumordnungsprogrammen
(1) Die Landesregierung hat den Entwurf 

eines Raumordnungsprogrammes der Kammer
für Arbeiter und Angestellte für Tirol, der Wirt-
schaftskammer Tirol, der Bauernkammer und
der Landarbeiterkammer zur Abgabe einer
Stellungnahme zu übersenden. Der Entwurf 
eines Raumordnungsprogrammes nach § 8 ist
überdies den im Planungsgebiet liegenden Tou-
rismusverbänden und Einrichtungen der regio-
nalen Zusammenarbeit von Tourismusverbän-
den zur Abgabe einer Stellungnahme zu über-
senden. Der Entwurf eines Raumordnungspro-
grammes, das für das ganze Land erlassen wer-
den soll, ist weiters dem Tiroler Gemeindever-
band und der Stadtgemeinde Innsbruck, der
Entwurf eines Raumordnungsprogrammes,
das nur für einen Teil des Landes erlassen wer-
den soll, den im Planungsgebiet liegenden Ge-

meinden zur Abgabe einer Stellungnahme zu
übersenden. Für die Abgabe der Stellungnah-
me ist eine Frist von zwei Monaten einzu-
räumen.

(2) Enthält der Entwurf eines Raumord-
nungsprogrammes, das nur für einen Teil des
Landes erlassen werden soll, Festlegungen
nach § 7 Abs. 1 lit. a bis e oder § 8 Abs. 3 lit. a
oder b, so haben die Gemeinden den übersand-
ten Entwurf unverzüglich im Gemeindeamt zur
allgemeinen Einsicht während vier Wochen
aufzulegen. Die Auflegung ist durch Anschlag
an der Amtstafel der Gemeinde kundzumachen.
Die Landesregierung hat die Auflegung bei den
Gemeinden überdies im Boten für Tirol und in
einem täglich landesweit erscheinenden perio-
dischen Druckwerk zu verlautbaren. Die Lan-
desregierung hat die Auflegung der Entwürfe
von Raumordnungsprogrammen mit Festle-
gungen nach § 8 Abs. 3 lit. a oder b weiters der
Bezirkshauptmannschaft unter Anschluß eines
Entwurfes mitzuteilen. Die Kundmachungen
und die Verlautbarungen haben die Aufle-
gungsfrist und den Hinweis zu enthalten, daß
Personen, die in der Gemeinde ihren Haupt-
wohnsitz haben, und Rechtsträgern, die in der
Gemeinde eine Liegenschaft oder einen Betrieb
besitzen, das Recht zusteht, bis spätestens eine
Woche nach dem Ablauf der Auflegungsfrist
eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf
abzugeben. Die Gemeinden haben die für die
Auflegung des Entwurfes erforderlichen Amts-
räume zur Verfügung zu stellen, die Kundma-
chung an der Amtstafel der Gemeinde durch-
zuführen, die schriftlichen Stellungnahmen
entgegenzunehmen und diese nach dem Ablauf
der Frist für die Abgabe einer Stellungnahme
unverzüglich an die Landesregierung weiterzu-
leiten.

(3) Die Landesregierung hat nach dem Ab-
schluß des Verfahrens nach den Abs. 1 und 2
eine Stellungnahme des Raumordnungsbeira-
tes (§ 18) zum Entwurf des Raumordnungs-
programmes einzuholen. Zum Entwurf eines
Raumordnungsprogrammes, das nur für einen
Teil des Landes, mindestens jedoch für das Ge-
biet einer Kleinregion, die mehrere Gemeinden
umfaßt, erlassen werden soll, ist zuvor eine
Stellungnahme des betroffenen Regionalbeira-
tes bzw. der betroffenen Regionalbeiräte (§ 24)
einzuholen. Den Mitgliedern des Raumord-
nungsbeirates und der betroffenen Regional-
beiräte ist auf Verlangen Einsicht in alle den
Entwurf des Raumordnungsprogrammes be-
treffenden Unterlagen einschließlich der ein-
gelangten Stellungnahmen zu gewähren.
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§ 12
Änderung 

von Raumordnungsprogrammen
(1) Raumordnungsprogramme sind zu än-

dern, soweit dies
a) durch eine Änderung der dem Raumord-

nungsprogramm zugrundeliegenden Gegeben-
heiten im Hinblick auf die Ziele und Grundsät-
ze der überörtlichen Raumordnung oder

b) auf Grund der verfassungsrechtlich gebo-
tenen Berücksichtigung oder von Vereinbarun-
gen nach Art. 15a Abs. 1 B-VG zur Vermeidung
von Planungswidersprüchen zu raumbe-
deutsamen Planungen und Maßnahmen des
Bundes 

erforderlich ist.
(2) Raumordnungsprogramme dürfen geän-

dert werden, wenn wichtige im öffentlichen In-
teresse gelegene Gründe hiefür vorliegen und
die Änderung den Zielen und Grundsätzen der
überörtlichen Raumordnung nicht widerspricht.

(3) Für das Verfahren zur Änderung von
Raumordnungsprogrammen gilt § 11 sinn-
gemäß mit der Maßgabe, daß die Frist für die
Abgabe der Stellungnahmen nach § 11 Abs. 1
vierter Satz einen Monat zu betragen hat und
die im § 11 Abs. 2 dritter Satz vorgesehene Ver-
lautbarung der Auflegung unterbleiben kann.

(4) Unbeschadet des Abs. 1 sind Raumord-
nungsprogramme jedenfalls alle zehn Jahre
eingehend dahin zu überprüfen, ob sie den
gesetzlichen Voraussetzungen weiterhin ent-
sprechen.

§ 13
Bausperre

(1) Ab der Auflegung des Entwurfes eines
Raumordnungsprogrammes mit Festlegungen
nach § 8 Abs. 3 lit. a oder b dürfen die Baube-
willigung und die Errichtungsbewilligung für
Campingplätze nicht mehr erteilt werden, wenn
das zu bewilligende Vorhaben mit diesen Fest-
legungen im Widerspruch steht. Die Landesre-
gierung kann durch Verordnung eine solche
Bausperre bereits vor der Auflegung des Ent-
wurfes eines Raumordnungsprogrammes mit
Festlegungen nach § 8 Abs. 3 lit. a oder b erlas-
sen, wenn nach dem Stand der Planungsarbeiten
innerhalb eines Jahres mit der Auflegung des
Entwurfes zu rechnen und überdies anzuneh-
men ist, daß der mit dem beabsichtigten
Raumordnungsprogramm verfolgte Zweck
sonst vereitelt würde. Eine solche Verordnung
ist den Gemeinden des Planungsgebietes und
der Bezirkshauptmannschaft sofort mitzuteilen.

(2) Bescheide, mit denen entgegen dem
Abs. 1 die Baubewilligung oder die Errich-

tungsbewilligung für einen Campingplatz er-
teilt wird, leiden an einem mit Nichtigkeit be-
drohten Fehler.

(3) Die Bausperre tritt mit dem Inkrafttreten
des Raumordnungsprogrammes, jedenfalls
aber zwei Jahre nach dem Beginn der Aufle-
gung des Entwurfes des Raumordnungspro-
grammes außer Kraft. Die Bausperre nach
Abs. 1 zweiter Satz tritt, sofern sie nicht früher
aufgehoben wird, überdies außer Kraft, wenn
nicht innerhalb eines Jahres nach ihrer Erlas-
sung der Entwurf eines Raumordnungspro-
grammes mit Festlegungen nach § 8 Abs. 3 lit.
a oder b aufgelegt wird. Geht die Bausperre
über die Festlegungen im aufgelegten Entwurf
hinaus, so tritt sie insoweit außer Kraft.

(4) Die Abs. 1, 2 und 3 gelten im Falle der
Änderung von Raumordnungsprogrammen
nach § 8 Abs. 3 lit. a und b sinngemäß.

§ 14
Ausnahmen 

von Raumordnungsprogrammen
(1) Die Landesregierung kann auf Antrag ei-

ner Gemeinde diese mit schriftlichem Bescheid
ermächtigen, ungeachtet einer Festlegung nach
§ 7 Abs. 1 lit. a oder e in einem Raumordnungs-
programm einzelne davon betroffene Grundflä-
chen als Sonderfläche oder als Vorbehaltsfläche
für einen bestimmten Zweck zu widmen. Die
Ermächtigung darf nur erteilt werden, wenn

a) eine solche Widmung zur Verwirklichung
eines Vorhabens, das wegen seiner Standort-
gebundenheit im Gebiet der betreffenden Ge-
meinde sonst nicht oder nicht zweckmäßig ver-
wirklicht werden könnte, erforderlich ist und

b) an der Verwirklichung des Vorhabens
nach lit. a ein öffentliches Interesse besteht, das
jenes an der Aufrechterhaltung der Festlegun-
gen des Raumordnungsprogrammes hinsicht-
lich der betroffenen Grundflächen übersteigt.

(2) Ein Antrag nach Abs. 1 hat die Grund-
flächen, die als Sonderflächen oder als Vorbe-
haltsflächen gewidmet werden sollen, und die
beabsichtigte Zweckbestimmung zu bezeich-
nen und die für die Verwirklichung des Vorha-
bens maßgebenden öffentlichen Interessen dar-
zulegen. Dem Antrag sind weiters allfällige
Äußerungen der betroffenen Grundeigentümer
anzuschließen.

(3) Vor der Erlassung eines Bescheides nach
Abs. 1 ist die betreffende Untergruppe des
Raumordnungsbeirates (§ 21) zu hören.

(4) Die Ermächtigung nach Abs. 1 erlischt,
wenn die Gemeinde nicht innerhalb von sechs



30 Stück 5, Nr. 10

Monaten nach dem Eintritt der Rechtskraft des
Bescheides eine entsprechende Widmung be-
schlossen und der Landesregierung zur auf-
sichtsbehördlichen Genehmigung vorgelegt
hat. Wird auf den als Sonderfläche oder als Vor-
behaltsfläche gewidmeten Grundflächen nicht
innerhalb von drei Jahren nach dem Inkrafttre-
ten der Widmung mit der Ausführung eines der
festgelegten Zweckbestimmung entsprechen-
den Vorhabens begonnen, so hat die Gemeinde
die betreffende Widmung aufzuheben und eine
den Festlegungen des Raumordnungsprogram-
mes entsprechende Widmung festzulegen.

§ 15 
Beschränkungen für Freizeitwohnsitze
(1) Freizeitwohnsitze sind Gebäude, Woh-

nungen oder sonstige Teile von Gebäuden, die
nicht der Befriedigung eines ganzjährigen, mit
dem Mittelpunkt der Lebensbeziehungen ver-
bundenen Wohnbedürfnisses dienen, sondern
zum Aufenthalt während des Urlaubs, der Fe-
rien, des Wochenendes oder sonst nur zeitwei-
lig zu Erholungszwecken verwendet werden.
Als Freizeitwohnsitze gelten nicht:

a) Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung
von Gästen sowie Kur- und Erholungsheime,
die von öffentlichen Einrichtungen, Betrieben
oder Einrichtungen der freien Jugendwohlfahrt
erhalten werden;

b) Gebäude mit höchstens drei Wohnungen
mit insgesamt höchstens zwölf Betten, die
während des Jahres jeweils kurzzeitig an wech-
selnde Personen vermietet werden (Ferien-
wohnungen); entsprechende Neubauten, für
die die Baubewilligung erst nach dem 1. Fe-
bruar 1996 rechtskräftig erteilt worden ist, gel-
ten jedoch nur dann nicht als Freizeitwohnsitz,
wenn der Vermieter der Ferienwohnungen im
betreffenden Gebäude seinen Hauptwohnsitz
hat; Ferienwohnungen in Gebäuden, die in
einem räumlichen Naheverhältnis stehen und
eine einheitliche Gesamtplanung aufweisen,
sind zusammenzuzählen;

c) Wohnräume, die der Privatzimmerver-
mietung dienen.

Sind in einem Gebäude oder in Gebäuden,
die in einem räumlichen Naheverhältnis stehen
und eine einheitliche Gesamtplanung aufwei-
sen, Ferienwohnungen und Wohnräume, die
der Privatzimmervermietung dienen, unterge-
bracht, so darf die Zahl der Betten insgesamt
zwölf nicht überschreiten.

(2) Als Freizeitwohnsitze dürfen nur mehr
Wohnsitze verwendet werden, für die eine Fest-

stellung über die Zulässigkeit der Verwendung
des betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohn-
sitz nach § 16 Abs. 3 oder eine entsprechende
Feststellung nach dem Tiroler Raumordnungs-
gesetz 1994 in der Fassung LGBl. Nr. 81/1993
oder in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr.
4/1996 vorliegt.

(3) Weiters dürfen Wohnsitze auf Grund ei-
ner Ausnahmebewilligung des Bürgermeisters
nach diesem Absatz oder einer entsprechenden
Ausnahmebewilligung nach dem Tiroler
Raumordnungsgesetz 1994 in der Fassung
LGBl. Nr. 81/1993 oder in der Fassung des Ge-
setzes LGBl. Nr. 4/1996 als Freizeitwohnsitze
verwendet werden. Die Ausnahmebewilligung
ist nur zu erteilen:

a) auf Antrag des Erben oder Vermächtnis-
nehmers, wenn die Voraussetzungen nach § 5
lit. a des Tiroler Grundverkehrsgesetzes 1996,
LGBl. Nr. 61, in der jeweils geltenden Fassung
vorliegen und der betreffende Wohnsitz dem
Antragsteller oder anderen Personen nicht an-
derweitig der Befriedigung eines Wohnbedürf-
nisses dient;

b) auf Antrag des Eigentümers des betref-
fenden Wohnsitzes oder des sonst hierüber Ver-
fügungsberechtigten, wenn ihm auf Grund
geänderter Lebensumstände, insbesondere auf
Grund beruflicher oder familiärer Veränderun-
gen, eine andere Verwendung des Wohnsitzes
nicht möglich oder zumutbar ist, der Wohnsitz
anderen Personen nicht anderweitig der Be-
friedigung eines Wohnbedürfnisses dient und
der Antragsteller insbesondere im Hinblick auf
seine persönlichen oder familiären Verhältnis-
se oder seine Rechtsbeziehung zum Wohnsitz
ein Interesse am Bestehen des Wohnsitzes hat.

(4) Der Inhaber einer Ausnahmebewilligung
nach Abs. 3 darf den Freizeitwohnsitz nur für
sich, seine Familie und seine Gäste verwenden.
Die entgeltliche Überlassung des Freizeit-
wohnsitzes ist nicht zulässig.

(5) Um die Erteilung der Ausnahmebewilli-
gung nach Abs. 3 ist schriftlich anzusuchen.
Der Antrag hat den betreffenden Wohnsitz zu
bezeichnen und die zur Beurteilung des Vor-
liegens der Bewilligungsvoraussetzungen er-
forderlichen Angaben zu enthalten. Die Rich-
tigkeit dieser Angaben ist vom Antragsteller
durch geeignete Unterlagen nachzuweisen
oder, soweit ihm dies nicht möglich ist, ander-
weitig glaubhaft zu machen. Der Bürgermei-
ster hat über den Antrag mit schriftlichem Be-
scheid zu entscheiden. Über Berufungen ent-
scheidet die Landesregierung. Der Bescheid,
mit dem die Ausnahmebewilligung erteilt wird,
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ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für
deren Erteilung nicht mehr vorliegen. 

(6) Wer einen Wohnsitz als Freizeitwohnsitz
verwendet oder anderen zur Verwendung als
Freizeitwohnsitz überläßt, ohne daß eine Fest-
stellung über die Zulässigkeit der Verwendung
des betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohn-
sitz im Sinne des Abs. 2 oder eine Ausnahme-
bewilligung im Sinne des Abs. 3 erster Satz vor-
liegt, begeht eine Verwaltungsübertretung.
Dies gilt nicht, wenn auf den betreffenden
Wohnsitz eine der Voraussetzungen nach § 16
Abs. 1 lit. a zutrifft und 

a) die Frist für die nachträgliche Anmeldung
nach § 16 Abs. 1 noch offen ist oder

b) eine rechtzeitige Anmeldung des Wohn-
sitzes nach § 16 Abs. 1 oder eine entsprechen-
de Anmeldung nach dem Tiroler Raumord-
nungsgesetz 1994 in der Fassung LGBl. Nr.
81/1993 oder in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 4/1996 erfolgt und das Verfahren
darüber noch nicht abgeschlossen ist.

(7) Eine Verwaltungsübertretung begeht
weiters, wer einen Wohnsitz, für den eine Fest-
stellung über die Unzulässigkeit seiner Ver-
wendung als Freizeitwohnsitz vorliegt, trotz-
dem als Freizeitwohnsitz verwendet oder an-
deren zur Verwendung als Freizeitwohnsitz
überläßt, sofern keine Ausnahmebewilligung
im Sinne des Abs. 3 erster Satz vorliegt.

(8) Eine Verwaltungsübertretung begeht fer-
ner, wer einen Freizeitwohnsitz, für den eine
Ausnahmebewilligung im Sinne des Abs. 3 er-
ster Satz vorliegt, anderen als den im Abs. 4 ge-
nannten Personen oder Personen entgeltlich
zur Verwendung als Freizeitwohnsitz überläßt.

(9) Verwaltungsübertretungen nach den Abs.
6, 7 und 8 sind von der Bezirksverwaltungs-
behörde mit Geldstrafe bis zu 500.000,– Schil-
ling zu ahnden.

§ 16 
Nachträgliche Anmeldung 

von Freizeitwohnsitzen
(1) Wohnsitze,
a) die am 31. Dezember 1993 nach den

raumordnungsrechtlichen Vorschriften recht-
mäßig als Freizeitwohnsitze verwendet wor-
den sind oder bei denen sich der Verwendungs-
zweck als Freizeitwohnsitz auf Grund der Bau-
bewilligung ergibt und

b) die weiterhin als Freizeitwohnsitze ver-
wendet werden sollen,

können vom Eigentümer oder vom sonst 
hierüber Verfügungsberechtigten noch bis zum

31. Dezember 1998 beim Bürgermeister ange-
meldet werden, wenn er glaubhaft macht, daß
er von der Anmeldepflicht nach § 16 Abs. 1 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1994 nicht
oder erst innerhalb von sechs Monaten vor dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes Kenntnis erlangt
hat. Der betreffende Wohnsitz ist innerhalb von
sechs Monaten nach Kenntnis der Anmelde-
pflicht anzumelden. 

(2) In der Anmeldung ist außer im Falle, daß
sich der Verwendungszweck als Freizeitwohn-
sitz auf Grund der Baubewilligung ergibt, durch
geeignete Unterlagen oder sonstige Beweis-
mittel glaubhaft zu machen, daß der Wohnsitz
bereits am 31. Dezember 1993 als Freizeit-
wohnsitz verwendet worden ist. Die Anmel-
dung hat weiters zu enthalten:

a) Name, Geburtsdatum und Adresse des Ei-
gentümers des Wohnsitzes und des allenfalls
sonst hierüber Verfügungsberechtigten;

b) die Bezeichnung des Grundstückes, auf
dem sich der Wohnsitz befindet;

c) die Adresse des Wohnsitzes;
d) die Baumasse (§ 61 Abs. 3 zweiter Satz)

und die Wohnnutzfläche des Wohnsitzes, bei
Wohnungen oder sonstigen Gebäudeteilen
weiters die genaue Bezeichnung und erforder-
lichenfalls eine planliche Darstellung der be-
treffenden Räumlichkeiten;

e) die Angabe, ob der Freizeitwohnsitz auch
für eine ganzjährige Wohnnutzung geeignet ist.

(3) Der Bürgermeister hat auf Grund der An-
meldung eines Freizeitwohnsitzes mit schrift-
lichem Bescheid festzustellen, ob der betref-
fende Wohnsitz als Freizeitwohnsitz verwen-
det werden darf. Die Zulässigkeit der Verwen-
dung des betreffenden Wohnsitzes als Freizeit-
wohnsitz ist festzustellen, wenn die Anmel-
dung rechtzeitig erfolgt ist und eine der Vor-
aussetzungen nach Abs. 1 lit. a vorliegt. An-
dernfalls ist die Unzulässigkeit der Verwen-
dung des betreffenden Wohnsitzes als Freizeit-
wohnsitz festzustellen. Bescheide über die
Zulässigkeit der Verwendung eines Wohnsitzes
als Freizeitwohnsitz haben die Angaben nach
Abs. 2 lit. a bis e zu enthalten. Parteien des Ver-
fahrens sind der Eigentümer des Wohnsitzes
und der sonst hierüber Verfügungsberechtigte.
Über Berufungen entscheidet die Landesre-
gierung.

(4) Die Landesregierung kann durch Ver-
ordnung die bei der Anmeldung von Wohnsit-
zen zu verwendenden Formulare festlegen.

(5) Der Bürgermeister hat ein Verzeichnis
der Wohnsitze, die auf Grund einer Feststellung
im Sinne des § 15 Abs. 2 oder einer Aus-
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nahmebewilligung im Sinne des § 15 Abs. 3 er-
ster Satz als Freizeitwohnsitze verwendet wer-
den dürfen, zu führen. Das Verzeichnis hat
hinsichtlich der einzelnen Freizeitwohnsitze
die Angaben nach Abs. 2 lit. a bis e und die
Widmung des Grundstückes, auf dem sich der
betreffende Freizeitwohnsitz befindet, zu ent-
halten. Freizeitwohnsitze, für die eine Ausnah-
mebewilligung im Sinne des § 15 Abs. 3 erster
Satz vorliegt, sind weiters als solche kenntlich
zu machen. In den Fällen des § 16a Abs. 2 und
3 sind nach dem Eintritt der Rechtskraft der Be-
nützungsbewilligung das Datum und die Ge-
schäftszahl des betreffenden Baubewilligungs-
bescheides in das Verzeichnis aufzunehmen
und die Angaben nach Abs. 2 lit. d im Ver-
zeichnis richtigzustellen.

(6) Die Gemeinde darf zum Zweck der Über-
wachung der Einhaltung der Bestimmungen
dieses Gesetzes über Freizeitwohnsitze fol-
gende Daten ermitteln und automationsunter-
stützt verarbeiten:

a) die Daten nach Abs. 2 lit. a bis e;
b) die Widmung der Grundstücke, auf denen

sich Freizeitwohnsitze befinden, und
c) die Bescheide über Feststellungen im Sin-

ne des § 15 Abs. 2 und über Ausnahmebewil-
ligungen im Sinne des § 15 Abs. 3 erster Satz.

(7) Die Gemeinde darf die Daten nach Abs. 6
weiters den mit der Vollziehung des Tiroler
Grundverkehrsgesetzes 1996 und des Aufent-
haltsabgabegesetzes 1991, LGBl. Nr. 35, in der
jeweils geltenden Fassung betrauten Behörden
zum Zweck der Wahrnehmung der ihnen da-
nach übertragenen Aufgaben sowie den Tou-
rismusverbänden zum Zweck der Überwa-
chung der Entrichtung der Aufenthaltsabgabe
übermitteln. Die Gemeinde darf die Daten nach
Abs. 6 weiters in anonymisierter Form zu sta-
tistischen Zwecken benützen und der Landes-
regierung übermitteln.

§ 16a
Verbot neuer Freizeitwohnsitze, 
Wiederaufbau und Erweiterung 
bestehender Freizeitwohnsitze

(1) Neubauten, die ganz oder teilweise als
Freizeitwohnsitze verwendet werden sollen,
dürfen nicht mehr errichtet werden. Nebenge-
bäude ohne Aufenthaltsräume und sonstige Ne-
benanlagen zu Freizeitwohnsitzen, für die eine
Feststellung im Sinne des § 15 Abs. 2 oder eine
Ausnahmebewilligung im Sinne des § 15 Abs.
3 erster Satz vorliegt, sind jedoch zulässig.

(2) Im Falle des Abbruches oder der sonsti-

gen Zerstörung eines Freizeitwohnsitzes, für
den eine Feststellung im Sinne des § 15 Abs. 2
oder eine Ausnahmebewilligung im Sinne des
§ 15 Abs. 3 erster Satz vorliegt, darf jedoch, so-
weit dies baurechtlich sonst zulässig ist, statt
dessen ein Neubau errichtet werden. Dabei darf
die Baumasse des neuen Freizeitwohnsitzes je-
ne des früheren Freizeitwohnsitzes um nicht
mehr als 25 v. H., höchstens jedoch um 30 m³,
überschreiten. Maßgebend ist die Baumasse
des auf Grund der Feststellung im Sinne des
§ 15 Abs. 2 oder der Ausnahmebewilligung im
Sinne des § 15 Abs. 3 erster Satz rechtmäßig
bestandenen Freizeitwohnsitzes.

(3) Zubauten und Änderungen des Verwen-
dungszweckes von bisher anderweitig verwen-
deten Gebäuden oder Gebäudeteilen, durch die
bestehende Freizeitwohnsitze vergrößert wer-
den sollen, sind nur mehr insoweit zulässig, als
dadurch die Baumasse des betreffenden Frei-
zeitwohnsitzes um insgesamt nicht mehr als
25 v. H., höchstens jedoch um 30 m³, vergrößert
wird. Maßgebend ist die Baumasse des auf
Grund der Feststellung im Sinne des § 15 Abs. 2
oder der Ausnahmebewilligung im Sinne des
§ 15 Abs. 3 erster Satz rechtmäßig bestehenden
bzw. bei einem Neubau nach Abs. 2 des danach
rechtmäßig bestandenen Freizeitwohnsitzes.
Zubauten und Änderungen des Verwendungs-
zweckes von bisher anderweitig verwendeten
Gebäuden oder Gebäudeteilen, durch die selb-
ständige Freizeitwohnsitze neu geschaffen wer-
den sollen, sind nicht mehr zulässig.

(4) Für Freizeitwohnsitze im Freiland gelten
die Abs. 2 und 3 nur insoweit, als sich auf Grund
des § 42 nicht weitergehende Beschränkungen
ergeben.

(5) Bescheide, mit denen entgegen den
Abs. 1, 2 und 3 die Baubewilligung erteilt wird,
leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten
Fehler.

§ 17
Koordinierung

(1) Bei der Erlassung von Verordnungen auf
Grund von Landesgesetzen sind Raumord-
nungsprogramme zu berücksichtigen oder ist,
soweit solche nicht bestehen, auf die Ziele und
Grundsätze der überörtlichen Raumordnung
Bedacht zu nehmen.

(2) Investitionen und Förderungsmaßnah-
men des Landes Tirol dürfen nur im Einklang
mit Raumordnungsprogrammen oder, soweit
solche nicht bestehen, nur unter Bedachtnah-
me auf die Ziele und Grundsätze der überörtli-
chen Raumordnung erfolgen.
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3 .  A b s c h n i t t
Raumordnungsorgane

§ 18
Einrichtung, Aufgaben 
und Zusammensetzung 

des Raumordnungsbeirates
(1) Beim Amt der Tiroler Landesregierung

ist ein Raumordnungsbeirat einzurichten. Dem
Raumordnungsbeirat obliegt die Beratung der
Landesregierung in den Angelegenheiten der
überörtlichen Raumordnung.

(2) Dem Raumordnungsbeirat gehören an:
a) das nach der Geschäftsverteilung der Lan-

desregierung für die Angelegenheiten der
überörtlichen Raumordnung zuständige Mit-
glied der Landesregierung als Vorsitzender;

b) ein weiteres Mitglied der Landesregie-
rung als Stellvertreter des Vorsitzenden;

c) ein Vertreter der Kammer für Arbeiter und
Angestellte für Tirol;

d) ein Vertreter der Wirtschaftskammer
Tirol;

e) je ein Vertreter der Bauernkammer und
der Landarbeiterkammer;

f) ein Vertreter der Kammer der Architekten
und Ingenieurkonsulenten für Tirol und Vorarl-
berg;

g) ein Vertreter des Tiroler Gemeindever-
bandes;

h) ein Vertreter der Stadtgemeinde Inns-
bruck;

i) ein Vertreter der Universität Innsbruck;
j) ein Vertreter des Österreichischen Ge-

werkschaftsbundes – Landesexekutive Tirol;
k) ein Vertreter der Vereinigung Öster-

reichischer Industrieller – Landesgruppe Tirol;
l) ein Vertreter des Arbeitsmarktservice

Tirol;
m) der Landesumweltanwalt;
n) der Vorstand der nach der Geschäftsein-

teilung des Amtes der Tiroler Landesregierung
für die fachlichen Angelegenheiten der über-
örtlichen Raumordnung zuständigen Abtei-
lung.

§ 19
Bestellung von Mitgliedern 
des Raumordnungsbeirates

(1) Der Stellvertreter des Vorsitzenden nach
§ 18 Abs. 2 lit. b ist von der Landesregierung
aus ihrer Mitte zu bestellen. Die Mitglieder
nach § 18 Abs. 2 lit. c bis l sind von der Lan-
desregierung auf Vorschlag der betreffenden
Institutionen zu bestellen. Die Vorschläge sind
der Landesregierung innerhalb eines Monats
nach ihrer Neuwahl zu erstatten. Wird ein Vor-

schlag nicht rechtzeitig erstattet, so ist die Be-
stellung ohne Vorschlag vorzunehmen.

(2) Für die Mitglieder nach § 18 Abs. 2 lit. c
bis l ist in gleicher Weise je ein Ersatzmitglied
zu bestellen. Jedes dieser Mitglieder wird im
Falle seiner Verhinderung durch sein Ersatz-
mitglied vertreten.

(3) Die Amtsdauer der Mitglieder nach § 18
Abs. 2 lit. c bis l richtet sich nach der Funk-
tionsdauer des Landtages. Sie haben ihre Ge-
schäfte auch nach dem Ablauf ihrer Amtsdau-
er bis zur Bestellung der neuen Mitglieder bzw.
Ersatzmitglieder weiterzuführen.

§ 20
Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Die Mitglieder nach § 18 Abs. 2 lit. c bis
l und deren Ersatzmitglieder scheiden aus dem
Raumordnungsbeirat vorzeitig aus durch:

a) Widerruf der Bestellung;
b) Verzicht auf die Mitgliedschaft bzw. Er-

satzmitgliedschaft.
(2) Die Landesregierung hat die Bestellung

zum Mitglied oder Ersatzmitglied zu widerru-
fen, wenn die jeweils vorschlagsberechtigte In-
stitution dies verlangt.

(3) Der Verzicht auf die Mitgliedschaft oder
Ersatzmitgliedschaft ist der Landesregierung
schriftlich zu erklären. Er wird mit dem Ein-
langen der Verzichtserklärung unwiderruflich
und, wenn in der Verzichtserklärung nicht ein
späterer Zeitpunkt für das Wirksamwerden an-
gegeben ist, wirksam.

(4) Scheidet ein Mitglied oder Ersatzmit-
glied aus dem Raumordnungsbeirat aus, so ist
für die restliche Amtsdauer ein neues Mitglied
bzw. Ersatzmitglied zu bestellen.

§ 21
Untergruppen des Raumordnungsbeirates

(1) Der Raumordnungsbeirat kann Unter-
gruppen mit einem bestimmten Aufgabenbe-
reich einsetzen. Sie können auf bestimmte oder
unbestimmte Zeit eingesetzt werden. Den Un-
tergruppen obliegen im Rahmen ihres jeweili-
gen Aufgabenbereiches die Behandlung von
Einzelfragen im Auftrag des Raumordnungs-
beirates, die Beratung der Landesregierung in
Förderungsangelegenheiten und die Abgabe
von Stellungnahmen im Rahmen der Anhörung
nach § 14 Abs. 3.

(2) Der Vorsitzende der Untergruppe und die
sonstigen Mitglieder sind vom Raumord-
nungsbeirat zu bestellen. Die Mitglieder der
Untergruppe müssen nicht Mitglieder des
Raumordnungsbeirates sein. Als Mitglieder
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kommen insbesondere sachkundige Vertreter
von Interessenvertretungen und Einrichtun-
gen, deren Wirkungsbereich vom Aufgabenbe-
reich der Untergruppe berührt wird, sachkun-
dige Bedienstete des Amtes der Tiroler Lan-
desregierung und sonstige sachkundige Perso-
nen in Betracht.

§ 22
Einrichtung, Aufgaben und Zusammen-

setzung der Bezirkskommissionen
(1) Für jeden politischen Bezirk ist eine Be-

zirkskommission für die Angelegenheiten der
Raumordnung, im folgenden Bezirkskommis-
sion genannt, einzurichten. Der Bezirkskom-
mission obliegt die fachliche Vorberatung der
Raumordnungsangelegenheiten des betref-
fenden Bezirkes.

(2) Im politischen Bezirk Innsbruck-Stadt
gehören der Bezirkskommission an:

a) der Bürgermeister der Stadtgemeinde
Innsbruck als Vorsitzender und das nach § 35
Abs. 3 des Stadtrechtes der Landeshauptstadt
Innsbruck 1975, LGBl. Nr. 53, in der jeweils
geltenden Fassung mit den Angelegenheiten
der Stadtplanung betraute Mitglied des Stadt-
senates oder des Gemeinderates;

b) die Abgeordneten zum Tiroler Landtag
aus dem Bezirk Innsbruck-Stadt;

c) je ein Vertreter der Kammer für Arbeiter
und Angestellte für Tirol, der Wirtschaftskam-
mer Tirol, der Bezirkslandwirtschaftskammer
und des Österreichischen Gewerkschaftsbun-
des – Landesexekutive Tirol;

d) der Leiter des Arbeitsmarktservice Inns-
bruck;

e) vier weitere Mitglieder, von denen jeweils
eines über besondere Kenntnisse und Erfah-
rungen auf den Gebieten Siedlungsentwick-
lung und Wohnungswesen, infrastrukturelle
Entwicklung, Natur- und Umweltschutz sowie
Bildung und Kultur verfügt.

(3) In den übrigen politischen Bezirken
gehören der jeweiligen Bezirkskommission an:

a) der Bezirkshauptmann als Vorsitzender;
b) die Vorsitzenden der Regionalbeiräte des

Bezirkes;
c) die Abgeordneten zum Tiroler Landtag

aus dem Bezirk;
d) je ein Vertreter der Kammer für Arbeiter

und Angestellte für Tirol, der Wirtschaftskam-
mer Tirol, der Bezirkslandwirtschaftskammer
und des Österreichischen Gewerkschaftsbun-
des – Landesexekutive Tirol;

e) der Leiter des Arbeitsmarktservice, das
am Sitz der jeweiligen Bezirkshauptmann-

schaft eingerichtet ist;
f) vier weitere Mitglieder, von denen jeweils

eines über besondere Kenntnisse und Erfah-
rungen auf den Gebieten Siedlungsentwick-
lung und Wohnungswesen, infrastrukturelle
Entwicklung, Natur- und Umweltschutz sowie
Bildung und Kultur verfügt.

§ 23
Bestellung von Mitgliedern 
der Bezirkskommissionen, 

Erlöschen der Mitgliedschaft
Die Mitglieder nach § 22 Abs. 2 lit. c und

Abs. 3 lit. d sind von der Landesregierung auf
Vorschlag der betreffenden Institutionen, die
Mitglieder nach § 22 Abs. 2 lit. e und Abs. 3
lit. f auf Vorschlag des Bürgermeisters der
Stadtgemeinde Innsbruck bzw. der Bezirks-
hauptmannschaft zu bestellen. Im übrigen gilt
§ 19 Abs. 1 dritter und vierter Satz, Abs. 2 und
Abs. 3 sinngemäß. Für das Erlöschen der Mit-
gliedschaft gilt § 20 sinngemäß.

§ 24
Einrichtung, Aufgaben und 

Zusammensetzung der Regionalbeiräte
(1) Für jede Kleinregion, die mehrere Ge-

meinden umfaßt, ist ein Regionalbeirat einzu-
richten. Dem Regionalbeirat obliegt die fach-
liche Vorberatung der Raumordnungsangele-
genheiten der betreffenden Kleinregion.

(2) Dem jeweiligen Regionalbeirat gehören
an:

a) die Bürgermeister der Gemeinden der
Kleinregion;

b) vier weitere Mitglieder, die in einer Ge-
meinde der Kleinregion ihren Hauptwohnsitz
haben und von denen jeweils eines über be-
sondere Kenntnisse und Erfahrungen auf den
Gebieten Siedlungsentwicklung und Woh-
nungswesen, infrastrukturelle Entwicklung,
Wirtschaft sowie Natur- und Umweltschutz
verfügt;

c) höchstens vier weitere Mitglieder, die in
einer Gemeinde der Kleinregion ihren Haupt-
wohnsitz haben und die über besondere Kennt-
nisse und Erfahrungen auf anderen als in der
lit. b genannten, für die Raumordnung in der
betreffenden Kleinregion wesentlichen Gebie-
ten verfügen.

§ 25
Bestellung von Mitgliedern 

der Regionalbeiräte,
Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Die Mitglieder nach § 24 Abs. 2 lit. b
und c sind von der Landesregierung auf Vor-
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schlag der Bezirkshauptmannschaft zu be-
stellen. Die Bezirkshauptmannschaft hat vor
der Erstattung der Vorschläge die Gemeinden
der Kleinregion zu hören. Wird ein Vorschlag
nicht rechtzeitig erstattet, so ist die Bestellung
ohne Vorschlag vorzunehmen.

(2) Die Amtsdauer der Mitglieder nach § 24
Abs. 2 lit. b und c richtet sich nach der allge-
meinen Funktionsdauer der Gemeinderäte. Sie
haben ihre Geschäfte auch nach dem Ablauf ih-
rer Amtsdauer bis zur Bestellung der neuen
Mitglieder weiterzuführen.

(3) Jeder Regionalbeirat hat aus seiner Mit-
te einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter
des Vorsitzenden zu wählen. Der Vorsitzende
wird im Falle seiner Verhinderung durch den
Stellvertreter vertreten. Die Einberufung des
Regionalbeirates zur Wahl des Vorsitzenden
obliegt dem Bezirkshauptmann. Dieser hat die
Sitzung bis zur Wahl des Vorsitzenden zu lei-
ten, nimmt jedoch an der Wahl nicht teil.

(4) Für das Erlöschen der Mitgliedschaft der
Mitglieder nach § 24 Abs. 2 lit. b und c gilt § 20
sinngemäß.

§ 26
Geschäftsführung 

der Raumordnungsorgane
(1) Der Vorsitzende des jeweiligen Raum-

ordnungsorganes hat dieses nach Bedarf und
überdies binnen zwei Wochen dann einzuberu-
fen, wenn die Landesregierung oder minde-
stens ein Drittel der Mitglieder des Raumord-
nungsorganes dies verlangen.

(2) Die Raumordnungsorgane sind be-
schlußfähig, wenn alle Mitglieder ordnungs-
gemäß eingeladen wurden und mindestens die
Hälfte der Mitglieder, darunter der Vorsitzen-
de, anwesend sind. Das Erfordernis der Anwe-
senheit des Vorsitzenden gilt nicht im Falle des
§ 25 Abs. 3 vierter Satz.

(3) Die Raumordnungsorgane fassen ihre
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der Stim-
men der anwesenden Mitglieder. Stimment-
haltung gilt als Ablehnung. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden
den Ausschlag. Die Raumordnungsorgane
können beschließen, daß zu einzelnen Punkten
der Tagesordnung schriftlich und geheim ab-
zustimmen ist. In dringenden Angelegenheiten
ist die Beschlußfassung im Wege eines Um-
laufes zulässig.

(4) Die Landesregierung hat durch Verord-
nung eine Geschäftsordnung der Raumord-
nungsorgane zu erlassen, die insbesondere
nähere Bestimmungen über die Einberufung zu
den Sitzungen und deren Durchführung, über

die Aufnahme von Niederschriften über den
Gang und das Ergebnis der Beratungen sowie
über die Herbeiführung von Umlaufbeschlüs-
sen zu enthalten hat.

(5) Die Kanzleigeschäfte des Raumord-
nungsbeirates und seiner Untergruppen sind
vom Amt der Tiroler Landesregierung zu be-
sorgen. Die Kanzleigeschäfte der Bezirkskom-
missionen sind von der jeweiligen Bezirks-
hauptmannschaft, die Kanzleigeschäfte der
Bezirkskommission für den politischen Bezirk
Innsbruck-Stadt vom Stadtmagistrat zu besor-
gen. Die Kanzleigeschäfte der Regionalbeirä-
te sind von einer Gemeinde der Kleinregion zu
besorgen.

II. TEIL
Örtliche Raumordnung

1 .  A b s c h n i t t
Allgemeine Bestimmungen

§ 27
Aufgaben und Ziele 

der örtlichen Raumordnung
(1) Die örtliche Raumordnung dient der ge-

ordneten räumlichen Entwicklung der Ge-
meinde. Sie hat im Einklang mit den Raumord-
nungsprogrammen und, soweit solche nicht be-
stehen, unter Bedachtnahme auf die Ziele und
Grundsätze der überörtlichen Raumordnung zu
erfolgen. Weiters ist auf die örtlichen Raum-
ordnungsinteressen der Nachbargemeinden,
insbesondere im Bereich der gemeinsamen
Grenzen, Bedacht zu nehmen.

(2) Ziele der örtlichen Raumordnung sind
insbesondere:

a) die ausgewogene Anordnung und Gliede-
rung des Baulandes im Hinblick auf die Erfor-
dernisse des Schutzes des Landschaftsbildes,
der Sicherung vor Naturgefahren, der ver-
kehrsmäßigen Erschließung, insbesondere
auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln, der
Erschließung mit Einrichtungen zur Wasser-,
Löschwasser- und Energieversorgung, zur Ab-
wasserbeseitigung und Abfallentsorgung so-
wie der Schaffung sonstiger infrastruktureller
Einrichtungen, wie Kindergärten, Schulen und
dergleichen; 

b) die Sicherung ausreichender Bauland-
flächen zur Befriedigung des Wohnbedarfes
der Bevölkerung und für die Erhaltung und
Weiterentwicklung der Wirtschaft;

c) die weitestmögliche Vermeidung von
Nutzungskonflikten und wechselseitigen Be-
einträchtigungen beim Zusammentreffen ver-
schiedener Baulandwidmungen;
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d) die Vorsorge für die bestimmungsgemäße
Verwendung des Baulandes und der bestehen-
den Bausubstanz;

e) die Vorsorge für eine zweckmäßige und
bodensparende, auf die Bedürfnisse der Be-
völkerung und die Erfordernisse des Schutzes
des Orts-, Straßen- und Landschaftsbildes ab-
gestimmte Bebauung und verkehrsmäßige Er-
schließung der bebauten und zu bebauenden
Gebiete und Grundflächen;

f) die Vorsorge für eine ausreichende und
einwandfreie Wasser- und Löschwasserversor-
gung und eine geordnete Abwasserbeseiti-
gung;

g) die Erhaltung zusammenhängender land-
und forstwirtschaftlich nutzbarer Gebiete;

h) die Erhaltung ökologisch besonders wert-
voller Flächen und die Bewahrung erhaltens-
werter natürlicher oder naturnaher Land-
schaftselemente und Landschaftsteile;

i) die Erhaltung zusammenhängender Erho-
lungsräume;

j) die Sicherung geeigneter Grundflächen für
Einrichtungen des Gemeinbedarfs;

k) die Schaffung der erforderlichen Ver-
kehrsflächen der Gemeinde unter weitestmög-
licher Vermeidung von nachteiligen Auswir-
kungen des Verkehrs auf die Bevölkerung und
die Umwelt;

l) die Bewahrung erhaltenswerter Orts- und
Straßenbilder sowie erhaltenswerter Gebäude-
gruppen.

§ 28
Bestandsaufnahme

(1) Die Gemeinde hat die für die örtliche
Raumordnung bedeutsamen Gegebenheiten
und deren voraussehbare Veränderungen zu er-
heben und in einer Bestandsaufnahme festzu-
halten. Dabei sind der Gemeinde zur Verfügung
stehende Erhebungen in anderen Bereichen,
wie beispielsweise Erhebungen im Zusam-
menhang mit der Erstellung, Entwicklung und
Anpassung des örtlichen Tourismusleitbildes
und der Dorferneuerung, so weit wie möglich
heranzuziehen. Die Bestandsaufnahme ist re-
gelmäßig auf den aktuellen Stand zu bringen.

(2) Die Bestandsaufnahme hat jedenfalls die
Gebiete und Grundflächen, die durch Lawinen,
Hochwasser, Wildbäche, Steinschlag, Erd-
rutsch und andere Naturgefahren gefährdet
sind, sowie das Ausmaß der Gefährdung zu um-
fassen. Die Gefahrensituation ist so weit wie
möglich auf Grund bestehender Gefahrenzo-
nenpläne zu erheben.

(3) Für jene Gebiete, die auf Grund ihrer
natürlichen Beschaffenheit und Lage für die

Widmung als Bauland in Betracht kommen, hat
die Bestandsaufnahme jedenfalls zu umfassen:

a) die bestehenden überörtlichen Anlagen
sowie jene überörtlichen Anlagen, für die
rechtsverbindliche Planungen bestehen, ein-
schließlich allfälliger Schutz- oder Sicher-
heitsbereiche; überörtliche Anlagen sind ins-
besondere Bundes- und Landesstraßen, Eisen-
bahnanlagen, Flugplätze, Versorgungs- und
Entsorgungsleitungen von überörtlicher Be-
deutung, Abfallbehandlungsanlagen und De-
ponien, Abwasserreinigungsanlagen, Berg-
bauanlagen, militärische Anlagen;

b) die Gebiete, Grundflächen und Objekte, für
die gesetzliche Nutzungsbeschränkungen beste-
hen, wie öffentliche Gewässer, Wasserschutz- und
Wasserschongebiete, Überschwemmungsgebiete,
unter besonderem Naturschutz stehende Gebiete,
Naturdenkmäler, denkmalgeschützte Objekte,
militärische Sperrgebiete und dergleichen;

c) die Gebäude und sonstigen Anlagen, die
öffentlichen Zwecken dienen;

d) die Gebiete und Grundflächen, für die in
Raumordnungsprogrammen bestimmte Maß-
nahmen festgelegt sind;

e) die Gebiete mit erhaltenswerten Orts- und
Straßenbildern sowie erhaltenswerten Gebäude-
gruppen;

f) die Gebiete mit einem überwiegend sanie-
rungsbedürftigen Baubestand.

§ 29
Planungsinstrumente

(1) Jede Gemeinde hat durch Verordnung ein
örtliches Raumordnungskonzept, einen Flä-
chenwidmungsplan, einen allgemeinen Be-
bauungsplan und ergänzende Bebauungspläne
zu erlassen.

(2) Das örtliche Raumordnungskonzept be-
steht aus einem Plan samt Planzeichenerläute-
rung und ergänzenden textlichen Festlegun-
gen. Der Flächenwidmungsplan und die Be-
bauungspläne bestehen aus Mappenblättern
und ergänzenden textlichen Festlegungen.
Dem Flächenwidmungsplan und den Bebau-
ungsplänen ist weiters ein Übersichtsplan an-
zuschließen. Dem Übersichtsplan kommt kei-
ne verbindliche Wirkung zu.

(3) Die Landesregierung hat durch Verord-
nung nähere Bestimmungen über die Form und
den Maßstab der örtlichen Raumordnungskon-
zepte, der Flächenwidmungspläne und der Be-
bauungspläne und über die darin zu verwen-
denden Planzeichen zu erlassen.

(4) Für die Ausarbeitung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes, des Flächenwid-
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mungsplanes und der Bebauungspläne dürfen
nur herangezogen werden:

a) staatlich befugte und beeidete Ziviltech-
niker und Technische Büros im Rahmen ihrer
jeweiligen Befugnis;

b) Bedienstete von Gemeinden, die eine den
nach lit. a Befugten vergleichbare fachliche
Qualifikation aufweisen, im Rahmen ihrer
dienstlichen Tätigkeit.

§ 30
Vorarbeiten

Für die Berechtigung der Organe der Ge-
meinde und ihrer Beauftragten zur Durch-
führung von Vorarbeiten für die Erarbeitung
und Aktualisierung der Bestandsaufnahme und
weiterer Planungsgrundlagen für das örtliche
Raumordnungskonzept, den Flächenwid-
mungsplan und die Bebauungspläne gilt § 6
sinngemäß mit der Maßgabe, daß

a) die Entscheidung über Streitigkeiten nach
§ 6 Abs. 3 zweiter Satz dem Bürgermeister ob-
liegt;

b) der Anspruch auf Vergütung nach § 6
Abs. 4 erster Satz gegenüber der Gemeinde
besteht;

c) die Festsetzung der Vergütung nach § 6
Abs. 4 zweiter Satz der Bezirksverwaltungs-
behörde obliegt.

2 .  A b s c h n i t t
Örtliches Raumordnungskonzept

§ 31
Inhalt

(1) Im örtlichen Raumordnungskonzept sind
unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Be-
standsaufnahme grundsätzliche Festlegungen
über die geordnete räumliche Entwicklung der
Gemeinde im Sinne der Ziele der örtlichen
Raumordnung zu treffen. Jedenfalls sind fest-
zulegen:

a) die Gebiete und Grundflächen, die insbe-
sondere im Interesse der Ziele der örtlichen
Raumordnung nach § 27 Abs. 2 lit. g, h und i
von einer diesen Zielen widersprechenden Be-
bauung oder von jeglicher Bebauung mit Aus-
nahme der nach § 41 Abs. 2 und 3 im Freiland
zulässigen Gebäude und sonstigen baulichen
Anlagen freizuhalten sind;

b) die angestrebte Bevölkerungs- und Haus-
haltsentwicklung in der Gemeinde unter Be-
dachtnahme auf den vorhandenen Siedlungs-
raum;

c) die angestrebte wirtschaftliche Entwick-
lung der Gemeinde unter besonderer Berück-

sichtigung der Wirtschaftszweige und Be-
triebsformen mit erheblichen Auswirkungen
auf die sonstige Entwicklung der Gemeinde,
insbesondere der Tourismuswirtschaft sowie
der Großformen von Handel, Gewerbe und In-
dustrie;

d) das Ausmaß und die großräumige Anord-
nung des im Hinblick auf die Festlegungen
nach lit. b und c zur Befriedigung des Wohn-
bedarfes und für Zwecke der Wirtschaft erfor-
derlichen Baulandes;

e) die zeitliche Abfolge der Widmung des
nach lit. d erforderlichen Baulandes sowie des-
sen Aufteilung auf die verschiedenen Bau-
landwidmungen;

f) die Grundzüge der Gliederung des Bau-
landes, insbesondere hinsichtlich der Intensität
der Bebauung und der Erhaltung von unbe-
bauten Flächen im Bereich des Baulandes;

g) die erforderlichen Verkehrsflächen und
ihre großräumige Führung;

h) die erforderlichen Einrichtungen zur Was-
ser-, Löschwasser- und Energieversorgung und
zur Abwasserbeseitigung;

i) die erforderlichen Bildungseinrichtungen
sowie sozialen, kulturellen und sportlichen
Einrichtungen;

j) die Maßnahmen zum Schutz bzw. zur Sa-
nierung von Gebieten nach § 28 Abs. 3 lit. e
und f.

(2) Das örtliche Raumordnungskonzept ist,
sofern nicht auf Grund besonderer Verhältnisse
in der betreffenden Gemeinde ein kürzerer Pla-
nungszeitraum zweckmäßiger ist, jeweils auf ei-
nen Planungszeitraum von zehn Jahren auszu-
richten und fortzuschreiben. Der Bürgermeister
hat dem Gemeinderat alle zehn Jahre, wenn je-
doch die räumliche Entwicklung der Gemeinde
eine vorzeitige Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes erfordert, entspre-
chend früher einen Bericht über die Verwirkli-
chung der Festlegungen des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes vorzulegen. Der Bericht ist
weiters der Landesregierung mitzuteilen.

(3) Die Landesregierung hat durch Verord-
nung nähere Bestimmungen über den Inhalt des
örtlichen Raumordnungskonzeptes zu erlassen.

§ 32
Änderung

(1) Das örtliche Raumordnungskonzept ist
zu ändern, soweit dies

a) durch eine Änderung der dem örtlichen
Raumordnungskonzept zugrundeliegenden
Gegebenheiten im Hinblick auf die Ziele der
örtlichen Raumordnung;
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b) auf Grund von Raumordnungsprogrammen
oder anderen vorrangigen raumbedeutsamen
Planungen oder Maßnahmen des Landes zur Ver-
meidung von Planungswidersprüchen oder

c) auf Grund der verfassungsrechtlich gebo-
tenen Berücksichtigung raumbedeutsamer Pla-
nungen oder Maßnahmen des Bundes zur Ver-
meidung von Planungswidersprüchen

erforderlich ist.
(2) Das örtliche Raumordnungskonzept darf

geändert werden, wenn wichtige im öffentlichen
Interesse gelegene Gründe hiefür vorliegen und
die Änderung den Zielen der örtlichen Raum-
ordnung nicht widerspricht.

§ 33
Verpflichtung der Gemeinden 
als Träger von Privatrechten

(1) Die Gemeinden haben als Träger von Pri-
vatrechten die Verwirklichung der Festlegun-
gen des örtlichen Raumordnungskonzeptes,
insbesondere die Sicherung ausreichender
Grundflächen für den Wohnbau und für ge-
werbliche und industrielle Zwecke, anzustre-
ben. Zu diesem Zweck können die Gemeinden
anläßlich der Widmung von Grundstücken
oder der Erlassung oder Änderung des allge-
meinen oder des ergänzenden Bebauungspla-
nes Verträge mit den betroffenen Grundeigen-
tümern abschließen. Die Einhaltung der Ver-
träge ist auf geeignete Weise sicherzustellen.
Die Gemeinde hat die betroffenen Grundeigen-
tümer gleich zu behandeln. Derartige Verträge
können die Verpflichtung des Grundeigentü-
mers vorsehen, die jeweiligen Grundflächen
innerhalb einer angemessenen Frist einer be-
stimmten Verwendung zuzuführen. Weiters
kann die Verpflichtung vorgesehen werden,
Grundflächen der Gemeinde oder dem Boden-
beschaffungsfonds (§ 93) für einen bestimm-
ten Zweck, insbesondere für den geförderten
Wohnbau, zu überlassen. Die Überlassung hat
zum Verkehrswert zu erfolgen. Bei Grund-
flächen, die dem geförderten Wohnbau dienen
sollen, darf jedoch der angemessene Grund-
stückspreis im Sinne des § 6 Abs. 1 lit. a des
Tiroler Wohnbauförderungsgesetzes 1991,
LGBl. Nr. 55, in der jeweils geltenden Fassung
nicht überschritten werden. Im Vertrag ist wei-
ters vorzusehen, daß die Weiterveräußerung
durch die Gemeinde bzw. den Bodenbeschaf-
fungsfonds jedenfalls innerhalb von zehn Jah-
ren höchstens zu jenem Preis erfolgen darf, der
dem seinerzeitigen Grundpreis zuzüglich einer
allfälligen indexmäßigen Aufwertung und all-
fälliger Aufwendungen, insbesondere für die

Erschließung, entspricht. Dies ist auch für den
Fall weiterer Erwerbsvorgänge während dieses
Zeitraumes sicherzustellen.

(2) Die Landesregierung hat durch Verord-
nung Richtlinien über den Inhalt der Verträge
nach Abs. 1 zu erlassen. Dabei ist § 53 Abs. 4
dritter Satz besonders zu berücksichtigen.

(3) Investitionen und Förderungsmaßnah-
men der Gemeinden dürfen nur im Einklang
mit dem örtlichen Raumordnungskonzept er-
folgen.

§ 34
Förderung der Gemeinden

Das Land Tirol hat als Träger von Privatrech-
ten den Gemeinden Zuschüsse zu den Kosten
der Ausarbeitung der örtlichen Raumord-
nungskonzepte zu gewähren.

3 .  A b s c h n i t t
Flächenwidmungsplan

§ 35
Inhalt

(1) Im Flächenwidmungsplan ist unbescha-
det der Planungskompetenzen des Bundes und
des Landes unter Berücksichtigung der Ziele
der örtlichen Raumordnung, des örtlichen
Raumordnungskonzeptes und der Ergebnisse
der Bestandsaufnahme für alle Grundflächen
des Gemeindegebietes der Verwendungszweck
durch die Widmung als Bauland, Freiland, Son-
derflächen oder Vorbehaltsflächen festzulegen.
Weiters ist der Verlauf der Straßen nach § 54
Abs. 1 festzulegen. Die Widmungen als Bau-
land, Sonderflächen und Vorbehaltsflächen so-
wie der Verlauf der Straßen nach § 54 Abs. 1
sind zeichnerisch darzustellen. Die Widmun-
gen als Freiland sind zeichnerisch darzustellen,
soweit dies im Zusammenhang mit der Dar-
stellung der als Bauland, Sonderflächen und
Vorbehaltsflächen gewidmeten Grundflächen
sowie des Verlaufes der Straßen nach § 54 Abs.
1 erforderlich ist; im übrigen können sie im In-
teresse der besseren Übersichtlichkeit zeich-
nerisch dargestellt werden.

(2) Im Flächenwidmungsplan sind die im
§ 28 Abs. 2 und 3 genannten Anlagen, Gebiete
und Grundflächen sowie die Verkehrsflächen
nach § 54 Abs. 3 ersichtlich zu machen.

§ 36
Änderung

(1) Flächenwidmungspläne sind zu ändern,
soweit dies

a) auf Grund einer Änderung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes;



39Stück 5, Nr. 10

b) zur Verwirklichung einer dem örtlichen
Raumordnungskonzept entsprechenden weite-
ren räumlichen Entwicklung der Gemeinde;

c) auf Grund von Raumordnungsprogram-
men oder anderen vorrangigen raumbedeutsa-
men Planungen oder Maßnahmen des Landes
zur Vermeidung von Planungswidersprüchen;

d) auf Grund der verfassungsrechtlich ge-
botenen Berücksichtigung raumbedeutsamer
Planungen oder Maßnahmen des Bundes zur
Vermeidung von Planungswidersprüchen oder

e) auf Grund der §§ 14 Abs. 4, 43 Abs. 4, 53
Abs. 6 und 54 Abs. 2

erforderlich ist.
(2) Der Flächenwidmungsplan darf geändert

werden, wenn die Änderung
a) den Zielen der örtlichen Raumordnung

und dem örtlichen Raumordnungskonzept
nicht widerspricht und für die weitere räumli-
che Entwicklung der Gemeinde vorteilhaft ist;

b) einer den Zielen der örtlichen Raumord-
nung und dem örtlichen Raumordnungskon-
zept entsprechenden Abrundung von Wid-
mungsbereichen dient.

(3) Der Bürgermeister hat dem Gemeinde-
rat beginnend mit dem Jahr 2000 alle fünf Jahre
jeweils bis zum 30. Juni eine nach Widmungs-
arten gegliederte Zusammenstellung über das
Flächenausmaß der während der vorangegan-
genen fünf Jahre als Bauland, Sonderflächen
und Vorbehaltsflächen gewidmeten und der
während dieses Zeitraumes allenfalls in Frei-
land rückgewidmeten Grundstücke vorzule-
gen. Als Stichtag ist der 1. Jänner des jeweili-
gen Jahres heranzuziehen. Diese Zusammen-
stellungen sind weiters der Landesregierung zu
übersenden.

§ 37
Bauland

(1) Als Bauland dürfen nur Grundflächen ge-
widmet werden, die sich für eine der jeweili-
gen Widmung (Abs. 3) entsprechende Be-
bauung in gesundheitlicher, technischer und
wirtschaftlicher Hinsicht eignen. Von der Wid-
mung als Bauland sind insbesondere ausge-
schlossen:

a) Grundflächen, soweit sie insbesondere
unter Bedachtnahme auf Gefahrenzonenpläne
wegen einer Gefährdung durch Lawinen,
Hochwasser, Wildbäche, Steinschlag, Erd-
rutsch oder andere Naturgefahren für eine wid-
mungsgemäße Bebauung nicht geeignet sind;

b) Grundflächen, soweit sie auf Grund von
Bodenbelastungen oder Immissionsbelastun-
gen für eine widmungsgemäße Bebauung nicht
geeignet sind;

c) Grundflächen, soweit deren verkehrs-
mäßige Erschließung oder Erschließung mit
Einrichtungen zur Wasser-, Löschwasser- und
Energieversorgung und zur Abwasserbeseiti-
gung unvertretbar hohe Aufwendungen aus öf-
fentlichen Mitteln erfordern würde.

(2) Grundflächen, deren Eignung als Bau-
land insbesondere unter Bedachtnahme auf Ge-
fahrenzonenpläne wegen einer Gefährdung
durch Lawinen, Hochwasser, Wildbäche, Stein-
schlag, Erdrutsch oder andere Naturgefahren
nur unter der Voraussetzung einer bestimmten
Anordnung oder baulichen Beschaffenheit von
Gebäuden oder sonstiger baulicher Vorkehrun-
gen im Bereich von Gebäuden gegeben ist, dür-
fen nur dann als Bauland gewidmet werden,
wenn sie innerhalb eines bestehenden zusam-
menhängenden Siedlungsbereiches oder un-
mittelbar im Anschluß daran gelegen sind und
das Bauland dadurch nicht in Richtung stärker
gefährdeter Bereiche erweitert wird. Soweit
solche Grundflächen als Bauland gewidmet
werden, darf die Baubewilligung für Neu- und
Zubauten von Gebäuden nur unter der Voraus-
setzung erteilt werden, daß durch die Anord-
nung oder bauliche Beschaffenheit des Gebäu-
des oder durch sonstige bauliche Vorkehrungen
im Bereich des Gebäudes ein ausreichender
Schutz vor Naturgefahren gewährleistet ist. Er-
forderlichenfalls ist die Baubewilligung unter
entsprechenden Auflagen zu erteilen.

(3) Die Grundflächen im Bauland sind als
Wohngebiet, Gewerbe- und Industriegebiet
oder Mischgebiet zu widmen. Bei der Abgren-
zung der Gebiete ist darauf Bedacht zu neh-
men, daß gegenseitige Beeinträchtigungen,
insbesondere durch Lärm, Luftverunreinigun-
gen, Geruch oder Erschütterungen so weit wie
möglich vermieden werden.

§ 38
Wohngebiet

(1) Im Wohngebiet dürfen errichtet werden:
a) Wohngebäude;
b) Gebäude, die der Unterbringung von nach

§ 15 Abs. 1 lit. b zulässigen Ferienwohnungen
oder der Privatzimmervermietung dienen;

c) Gebäude, die neben Wohnzwecken auch
der Unterbringung von Büros, Kanzleien, Or-
dinationen und dergleichen dienen; dabei darf
außer bei Eigenheimen nach § 2 Abs. 1 des
Tiroler Wohnbauförderungsgesetzes 1991 eine
Nutzung zu anderen als Wohnzwecken nur im
untergeordneten Ausmaß erfolgen;

d) Gebäude für Betriebe und Einrichtungen,
die der täglichen Versorgung oder der Befrie-
digung der sozialen und kulturellen Bedürf-
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nisse der Bevölkerung des betreffenden Ge-
bietes dienen, von denen typischerweise weder
eine Gefahr für das Leben und die Gesundheit
noch eine unzumutbare Belästigung der Be-
völkerung, insbesondere durch Lärm, Luftver-
unreinigungen, Geruch oder Erschütterungen,
ausgeht und die typischerweise auch keine un-
zumutbare Verkehrsbelastung bewirken.

(2) Im Wohngebiet können Grundflächen als
gemischtes Wohngebiet gewidmet werden. Im
gemischten Wohngebiet dürfen neben den im
Abs. 1 angeführten Gebäuden auch öffentliche
Gebäude, Geschäfts- und Verwaltungsgebäude,
Gebäude für Gastgewerbebetriebe zur Beher-
bergung von Gästen mit höchstens 40 Betten
und Gebäude für sonstige Kleinbetriebe errich-
tet werden, von denen typischerweise weder ei-
ne Gefahr für das Leben und die Gesundheit
noch eine unzumutbare Belästigung der Bevöl-
kerung, insbesondere durch Lärm, Luftverun-
reinigungen, Geruch oder Erschütterungen,
ausgeht und die typischerweise auch keine un-
zumutbare Verkehrsbelastung bewirken.

(3) Bestehen auf Grundflächen, die als Wohn-
gebiet oder gemischtes Wohngebiet gewidmet
sind, rechtmäßig bereits Gebäude für andere als
die im Wohngebiet bzw. im gemischten Wohn-
gebiet zulässigen Betriebe oder Einrichtungen,
so dürfen darauf auch Gebäude für diese Be-
triebe bzw. Einrichtungen errichtet werden,
wenn dies

a) gegenüber dem Zeitpunkt der Widmung
als Wohngebiet bzw. gemischtes Wohngebiet
zu einer nur geringfügigen Erweiterung des
Baubestandes und der betrieblichen oder son-
stigen Tätigkeit führt und

b) weder eine Gefahr für das Leben und die
Gesundheit noch eine gegenüber dem in lit. a
genannten Zeitpunkt größere Belästigung der
Bevölkerung, insbesondere durch Lärm, Luft-
verunreinigungen, Geruch oder Erschütterun-
gen, und auch keine unzumutbare Verkehrs-
belastung bewirkt.

(4) Im Wohngebiet und im gemischten
Wohngebiet dürfen unter den gleichen Voraus-
setzungen wie für Gebäude auch Nebenanla-
gen zu Gebäuden errichtet und sonstige Bau-
vorhaben, die einem im jeweiligen Gebiet
zulässigen Verwendungszweck dienen, ausge-
führt werden.

§ 39
Gewerbe- und Industriegebiet

(1) Im Gewerbe- und Industriegebiet dürfen
errichtet werden:

a) Gebäude für Gewerbebetriebe mit Aus-
nahme von Gastgewerbebetrieben zur Beher-
bergung von Gästen;

b) Gebäude für Industriebetriebe;
c) betriebstechnisch notwendige Wohnungen;
d) Gebäude für Einrichtungen, die der Ver-

sorgung oder den sozialen Bedürfnissen der
Personen, die sich im Gewerbe- und Industrie-
gebiet aufhalten, dienen.

(2) Für das Gewerbe- und Industriegebiet
oder für Teile davon kann festgelegt werden, daß
nur bestimmte Arten von Betrieben zulässig
oder bestimmte Arten von Betrieben nicht zuläs-
sig sind, soweit dies erforderlich ist, um 

a) Gefahren für das Leben und die Gesund-
heit der Bevölkerung, insbesondere durch
Lärm, Luftverunreinigungen, Geruch oder Er-
schütterungen, hintanzuhalten;

b) Nutzungskonflikte oder wechselseitige
Beeinträchtigungen im Verhältnis zu ander-
weitig gewidmeten Gebieten oder zwischen
betrieblichen Tätigkeiten innerhalb des betref-
fenden Gebietes hintanzuhalten;

c) eine den örtlichen Verhältnissen und den
wirtschaftlichen Bedürfnissen der Bevölke-
rung entsprechende sparsame und zweckmäßi-
ge Nutzung des Gewerbe- und Industriegebie-
tes zu gewährleisten; 

d) schwerwiegende Belastungen der Bevöl-
kerung durch den Verkehr oder eine Überla-
stung oder im Hinblick auf die sonstigen
Verkehrserfordernisse unverhältnismäßige Be-
lastung von Verkehrsflächen durch Betriebe
mit erheblichem Verkehrsaufkommen hintan-
zuhalten;

e) eine Überlastung oder im Hinblick auf die
sonstigen Erschließungserfordernisse unver-
hältnismäßige Belastung von Einrichtungen
zur Wasserversorgung, Energieversorgung
oder Abwasserbeseitigung durch Betriebe mit
erheblichem Wasser- oder Energieverbrauch
oder Abwasseranfall hintanzuhalten.

(3) Bestehen auf Grundflächen im Gewer-
be- und Industriegebiet, für die eine Festlegung
nach Abs. 2 gilt, rechtmäßig bereits Gebäude
für andere als nach dieser Festlegung zulässi-
ge Betriebe, so dürfen darauf auch Gebäude für
diese Betriebe errichtet werden, wenn dies ge-
genüber dem Zeitpunkt der Erlassung der Fest-
legung nach Abs. 2 zu einer nur geringfügigen
Erweiterung des Baubestandes und der be-
trieblichen Tätigkeit führt.

(4) Im Gewerbe- und Industriegebiet dürfen
unter den gleichen Voraussetzungen wie für
Gebäude auch Nebenanlagen zu Gebäuden er-
richtet und sonstige Bauvorhaben, die einem in
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diesem Gebiet zulässigen Verwendungszweck
dienen, ausgeführt werden.

§ 40
Mischgebiete

(1) Mischgebiete sind das allgemeine
Mischgebiet, das Kerngebiet, das Tourismus-
gebiet und das landwirtschaftliche Mischge-
biet. In den Mischgebieten dürfen nach Maß-
gabe der Abs. 2 bis 7 nur Gebäude errichtet
werden, von denen typischerweise keine Ge-
fahr für das Leben und die Gesundheit der Be-
völkerung, insbesondere durch Lärm, Luftver-
unreinigungen, Geruch oder Erschütterungen,
ausgeht.

(2) Im allgemeinen Mischgebiet dürfen die
im gemischten Wohngebiet zulässigen Gebäu-
de und Gebäude für Betriebe errichtet werden.
Für das allgemeine Mischgebiet oder für Teile
davon kann aus den im § 39 Abs. 2 lit. b bis e
genannten Gründen festgelegt werden, daß
außer den im gemischten Wohngebiet zulässi-
gen Arten von Betrieben nur bestimmte weite-
re Arten von Betrieben zulässig oder bestimm-
te weitere Arten von Betrieben nicht zulässig
sind.

(3) Im Kerngebiet dürfen die im gemischten
Wohngebiet zulässigen Gebäude und Gebäude
für Gastgewerbebetriebe, für Versammlungs-
und Vergnügungsstätten, wie Theater, Kinos
und dergleichen, sowie für sonstige Betriebe
und Einrichtungen, die der Befriedigung der
sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Be-
völkerung dienen, errichtet werden.

(4) Im Tourismusgebiet dürfen die im ge-
mischten Wohngebiet zulässigen Gebäude und
Gebäude für dem Tourismus dienende Betrie-
be und Einrichtungen errichtet werden.

(5) Im landwirtschaftlichen Mischgebiet
dürfen die im gemischten Wohngebiet zulässi-
gen Gebäude und Gebäude für land- und
forstwirtschaftliche Betriebe und sonstige der
landwirtschaftlichen Tierhaltung mit Ausnah-
me der landwirtschaftlichen Intensivtierhal-
tung (§ 45 Abs. 1) dienende Gebäude sowie Ge-
bäude für gewerbliche Klein- und Mittelbe-
triebe errichtet werden.

(6) Für Teile von Mischgebieten kann fest-
gelegt werden, daß nur betriebstechnisch not-
wendige Wohnungen errichtet werden dürfen,
soweit dies erforderlich ist, um Nutzungskon-
flikte oder wechselseitige Beeinträchtigungen
zwischen betrieblichen Tätigkeiten und Wohn-
nutzungen hintanzuhalten.

(7) Bestehen auf Grundflächen, die als

Mischgebiet gewidmet sind bzw. für die eine
Festlegung nach Abs. 2 zweiter Satz oder 6 gilt,
rechtmäßig bereits Gebäude für andere als nach
den Abs. 1 bis 6 zulässige Betriebe oder Ein-
richtungen, so dürfen darauf auch Gebäude für
diese Betriebe bzw. Einrichtungen errichtet
werden, wenn dies gegenüber dem Zeitpunkt
der Widmung als Mischgebiet oder der Erlas-
sung der betreffenden Festlegung zu einer nur
geringfügigen Erweiterung des Baubestandes
und der betrieblichen oder sonstigen Tätigkeit
führt.

(8) In Mischgebieten dürfen unter den glei-
chen Voraussetzungen wie für Gebäude auch
Nebenanlagen zu Gebäuden errichtet und son-
stige Bauvorhaben, die einem im jeweiligen
Gebiet zulässigen Verwendungszweck dienen,
ausgeführt werden.

§ 41
Freiland

(1) Als Freiland gelten alle Grundflächen des
Gemeindegebietes, die nicht als Bauland, Son-
derflächen oder Vorbehaltsflächen gewidmet
sind und die nicht Verkehrsflächen nach § 54
Abs. 3 erster Satz sind.

(2) Im Freiland dürfen nur ortsübliche Stä-
del in Holzbauweise, die land- und forstwirt-
schaftlichen Zwecken dienen, wie Heupillen,
Hainzenhütten, Harpfen, Stanggerhütten und
dergleichen, Bienenhäuser in Holzbauweise
mit höchstens zehn Quadratmeter Nutzfläche,
der Wildhege und der Jagdausübung dienende
bauliche Anlagen mit Ausnahme von Gebäu-
den, kleinflächige Anlagen, die Bestandteil öf-
fentlicher Versorgungs- oder Entsorgungslei-
tungen sind, Wartehäuschen im Zusammen-
hang mit dem Betrieb von Kraftfahrlinien,
Telefonzellen, Meßstellen und Trafostationen
errichtet werden.

(3) Im Freiland dürfen weiters Nebenge-
bäude, die nicht Wohnzwecken dienen, und
sonstige Nebenanlagen zu Gebäuden errichtet
werden.

§ 42
Um- und Zubauten und Wiederaufbau 

von Gebäuden im Freiland
(1) Im Freiland sind Umbauten von land-

und forstwirtschaftlichen Gebäuden und Än-
derungen von land- und forstwirtschaftlichen
Anlagen mit Ausnahme von wesentlichen Er-
weiterungen zulässig. Zubauten zu land- und
forstwirtschaftlichen Wohn- und Wirtschafts-
gebäuden und die Änderung des Verwen-
dungszweckes von bisher zu betrieblichen
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Zwecken genutzten Räumen in solchen Ge-
bäuden zu Wohnzwecken sind nur unter den
Voraussetzungen nach § 44 Abs. 3 zulässig. Zu-
bauten zu sonstigen land- und forstwirtschaft-
lichen Gebäuden und wesentliche Erweiterun-
gen land- und forstwirtschaftlicher Anlagen
sind nur zulässig, wenn sie betriebswirtschaft-
lich erforderlich sind.

(2) Im Freiland sind weiters Umbauten an-
derer als land- und forstwirtschaftlicher Ge-
bäude und Zubauten zu solchen Gebäuden, mit
denen die Baumasse (§ 61 Abs. 3 zweiter Satz)
gegenüber dem ursprünglichen Gebäude um
insgesamt höchstens 25 v. H. vergrößert wird,
zulässig. Eine Änderung des Verwendungs-
zweckes von solchen Gebäuden ist nicht zuläs-
sig. Die Änderung von baulichen Anlagen ist
mit Ausnahme von wesentlichen Erweiterun-
gen zulässig.

(3) Im Falle des Abbruches oder der sonsti-
gen Zerstörung eines im Freiland nach den bau-
rechtlichen Vorschriften rechtmäßig beste-
henden Gebäudes darf, soweit dies baurecht-
lich sonst zulässig ist, statt dessen ein Neubau
mit demselben Verwendungszweck errichtet
werden. Die Wohnnutzfläche (§ 44 Abs. 2 drit-
ter Satz) von wiedererrichteten land- und forst-
wirtschaftlichen Wohn- und Wirtschaftsgebäu-
den darf 300 m², wenn jedoch die Wohnnutz-
fläche des früheren Gebäudes mehr als 300 m²
betragen hat, dessen Ausmaß der Wohnnutz-
fläche nicht übersteigen. Die betriebliche Nutz-
fläche von wiedererrichteten land- und forst-
wirtschaftlichen Wohn- und Wirtschaftsgebäu-
den und sonstigen land- und forstwirtschaftli-
chen Gebäuden muß unter Bedachtnahme auf
die betriebswirtschaftlichen Erfordernisse des
jeweiligen Betriebes angemessen sein. Die
Baumasse von wiedererrichteten anderen als
land- und forstwirtschaftlichen Gebäuden darf
die Baumasse des früheren Gebäudes um höch-
stens 25 v. H. übersteigen. Zubauten zu solchen
wiedererrichteten Gebäuden sind nur insoweit
zulässig, als die Baumasse gegenüber dem
früheren Gebäude in seiner ursprünglichen
Form um insgesamt höchstens 25 v. H. ver-
größert wird.

§ 43
Sonderflächen

(1) Als Sonderflächen können außer in den
in diesem Gesetz besonders geregelten Fällen
Grundflächen gewidmet werden, auf denen

a) Gebäude und sonstige Anlagen errichtet
werden sollen, die auf Grund ihres Verwen-
dungszweckes an einen bestimmten Standort
gebunden sind oder für die ein bestimmter

Standort besonders geeignet ist, wie Ausflugs-
gasthäuser, Schutzhütten, Campingplätze,
Tankstellen, der Wildhege und der Jagdaus-
übung dienende Gebäude, Reitställe, Gärtne-
reien, Dauerkleingärten, Bienenhäuser mit
mehr als 10 m² Nutzfläche oder in Massivbau-
weise und dergleichen;

b) aus besonderen raumordnungsfachlichen
Gründen nur eine bestimmte Art von Gebäu-
den oder sonstigen baulichen Anlagen errich-
tet werden darf.

(2) Bei der Widmung von Sonderflächen ist
der jeweilige besondere Verwendungszweck
genau festzulegen. Auf Sonderflächen dürfen
nur Gebäude und sonstige Anlagen, die dem
festgelegten Verwendungszweck entsprechen,
samt den dazugehörenden Nebenanlagen er-
richtet werden. Auf Sonderflächen für Dauer-
kleingärten und Bienenhäuser dürfen überdies
nur solche Gebäude und sonstige Anlagen er-
richtet werden, die zur Verwirklichung des je-
weiligen Verwendungszweckes nach Größe,
Ausstattung und sonstiger Beschaffenheit
unbedingt erforderlich sind.

(3) Als Sonderflächen dürfen nur Grund-
flächen gewidmet werden, die sich unter Be-
dachtnahme auf § 37 Abs. 1 und 2 nach ihrer
Lage und Beschaffenheit für eine dem festge-
legten Verwendungszweck entsprechende Be-
bauung eignen.

(4) Wird auf einer als Sonderfläche nach
Abs. 1 lit. a gewidmeten Grundfläche nicht in-
nerhalb von drei Jahren nach dem Inkrafttreten
der Widmung mit der Ausführung eines dem
festgelegten Verwendungszweck entsprechen-
den Bauvorhabens begonnen, so hat die Ge-
meinde die Widmung als Sonderfläche aufzu-
heben.

(5) Die Abs. 2, 3 und 4 gelten auch für die
in diesem Gesetz besonders geregelten Son-
derflächen, soweit für sie nichts anderes be-
stimmt ist.

§ 44
Sonderflächen für Hofstellen

(1) Die Widmung von Grundflächen als Son-
derflächen für Hofstellen ist nur zulässig, wenn

a) die Widmung der Beseitigung wirtschaft-
lich ungünstiger Orts- oder Hoflagen, der im In-
teresse der Landeskultur gelegenen Neugrün-
dung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe
oder sonstigen Maßnahmen zur Verbesserung
der Agrarstruktur, insbesondere der Auflösung
materiell geteilten Hauseigentums, dient;

b) die Widmung insbesondere den Zielen der
örtlichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 lit. e,
f, g und h nicht widerspricht; dabei ist insbe-
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sondere auf die Entfernung zum bestehenden
Siedlungsgebiet Bedacht zu nehmen;

c) die betreffenden Grundflächen für eine
dem besonderen Verwendungszweck entspre-
chende Bebauung in gesundheitlicher, techni-
scher und wirtschaftlicher Hinsicht geeignet
sind; § 37 Abs. 1 und 2 gilt sinngemäß.

(2) Auf Sonderflächen für Hofstellen dürfen
nur land- und forstwirtschaftliche Wohn- und
Wirtschaftsgebäude, deren Wohnnutzfläche
höchstens 300 m² beträgt und deren betriebli-
che Nutzfläche unter Bedachtnahme auf die be-
triebswirtschaftlichen Erfordernisse des jewei-
ligen Betriebes angemessen ist, samt den dazu-
gehörenden Nebenanlagen errichtet werden. In
besonders begründeten Fällen kann anläßlich
der Widmung als Sonderfläche für Hofstellen
auch eine größere höchstzulässige Wohn-
nutzfläche festgelegt werden. Als Wohnnutz-
fläche gilt die gesamte Nutzfläche des Wohn-
gebäudes bzw. des Wohnteiles einschließlich
allfälliger Ferienwohnungen und allfälliger der
Privatzimmervermietung und als Altenwohn-
teil dienender Räume mit Ausnahme von Kel-
ler- und Dachbodenräumen, soweit sie nach ih-
rer Ausstattung nicht für Wohnzwecke geeignet
sind, von Gängen, Treppen, offenen Balkonen,
Loggien und Terrassen und von Räumen, die
für landwirtschaftliche Zwecke besonders aus-
gestattet sind.

(3) Zubauten zu land- und forstwirtschaftli-
chen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden, mit de-
nen Wohnräume geschaffen werden, dürfen
außer im Falle einer Festlegung nach Abs. 2
zweiter Satz auf Sonderflächen für Hofstellen
nur errichtet werden, wenn das Gesamtausmaß
der Wohnnutzfläche 300 m² nicht übersteigt.
Dies gilt auch für die Änderung des Verwen-
dungszweckes von bisher zu betrieblichen
Zwecken genutzten Räumen zu Wohnzwecken.
Eine solche Änderung des Verwendungs-
zweckes ist weiters nur zulässig, wenn sie nicht
im Widerspruch zu betriebswirtschaftlichen Er-
fordernissen steht. Zubauten zu land- und
forstwirtschaftlichen Wohn- und Wirtschafts-
gebäuden, mit denen Räume für betriebliche
Zwecke geschaffen werden, dürfen auf Son-
derflächen für Hofstellen nur errichtet werden,
wenn sie betriebswirtschaftlich erforderlich
sind.

§ 45
Sonderflächen für landwirtschaftliche 

Intensivtierhaltung
(1) Landwirtschaftliche Intensivtierhaltung

liegt vor, wenn Tiere bestimmter Arten in sol-

cher Anzahl gehalten werden, daß die Lärm-
und Geruchsemissionen das bei landwirt-
schaftlichen Betrieben übliche Ausmaß über-
steigen. Die Landesregierung hat durch Ver-
ordnung zu bestimmen, bei welchen Arten und
ab welcher Anzahl der gehaltenen Tiere eine
landwirtschaftliche Intensivtierhaltung vor-
liegt. Vor der Erlassung dieser Verordnung ist
die Landeslandwirtschaftskammer zu hören.

(2) Für die Widmung von Grundflächen als
Sonderflächen für Hofstellen oder Wirt-
schaftsgebäude zur landwirtschaftlichen Inten-
sivtierhaltung gilt § 44 Abs. 1 sinngemäß mit
der Maßgabe, daß die Widmung von Sonder-
flächen für diese Zwecke überdies nur zulässig
ist, wenn eine unzumutbare Belästigung der
Bevölkerung, insbesondere durch Lärm oder
Geruch, nicht zu erwarten ist. Im übrigen gilt
§ 44 Abs. 2 und 3 sinngemäß mit der Maßga-
be, daß auf Sonderflächen für Wirtschaftsge-
bäude zur landwirtschaftlichen Intensiv-
tierhaltung nur diesem Zweck dienende Wirt-
schaftsgebäude samt den dazugehörenden Ne-
benanlagen errichtet werden dürfen.

§ 46
Sonderflächen für Austraghäuser

(1) Als Austraghaus gilt ein Gebäude, das der
Befriedigung des Wohnbedürfnisses des Über-
gebers eines land- und forstwirtschaftlichen
Betriebes und seiner Familie oder der vorüber-
gehenden Befriedigung des Wohnbedürfnisses
des Übernehmers eines land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebes und seiner Familie dient.
Austraghäuser dürfen, solange sie nicht ent-
sprechend ihrem eigentlichen Verwendungs-
zweck benötigt werden, vorübergehend auch
sonst zu Wohnzwecken verwendet werden.

(2) Die Widmung von Grundflächen als Son-
derflächen für Austraghäuser ist nur im Ver-
band mit einer Hofstelle, für die noch kein Aus-
traghaus besteht, und überdies nur dann zuläs-
sig, wenn

a) im Bereich der Hofstelle nicht bereits ein
Altenwohnteil oder Wohnräume, die unter Be-
dachtnahme auf die Wohnbedürfnisse und wirt-
schaftlichen Bedürfnisse der Bewohner der
Hofstelle zumutbarerweise als Altenwohnteil
verwendet werden können, vorhanden ist
(sind);

b) die Widmung insbesondere den Zielen der
örtlichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 lit. e,
f, g und h nicht widerspricht;

c) die betreffenden Grundflächen für eine
dem besonderen Verwendungszweck entspre-
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chende Bebauung in gesundheitlicher, techni-
scher und wirtschaftlicher Hinsicht geeignet
sind; § 37 Abs. 1 und 2 gilt sinngemäß.

(3) Als Sonderflächen für Austraghäuser
dürfen überdies nur Grundstücke gewidmet
werden, die Bestandteil desselben Grund-
buchskörpers sind wie das Grundstück, auf
dem sich die Hofstelle befindet, in deren Ver-
band das Austraghaus errichtet werden soll.
Dieses Grundstück ist anläßlich der Widmung
von Grundstücken als Sonderflächen für Aus-
traghäuser festzulegen und im aufsichtsbe-
hördlichen Genehmigungsbescheid zu be-
zeichnen. Grundstücke, die als Sonderflächen
für Austraghäuser gewidmet sind, sind Zu-
gehör des Grundstückes, auf dem sich die be-
treffende Hofstelle befindet. Die Landesregie-
rung hat dem Grundbuchsgericht eine mit der
Rechtskraftklausel versehene Ausfertigung des
aufsichtsbehördlichen Genehmigungsbeschei-
des zu übersenden. Das Grundbuchsgericht hat
daraufhin die Zugehöreigenschaft des Grund-
stückes, das als Sonderfläche gewidmet ist, bei
diesem Grundstück und beim Grundstück, auf
dem sich die betreffende Hofstelle befindet, an-
zumerken. Die Anmerkung bewirkt, daß beide
Grundstücke nur gemeinsam abgeschrieben
und einem anderen Grundbuchskörper zuge-
schrieben werden können.

(4) Auf Sonderflächen für Austraghäuser
dürfen nur Austraghäuser errichtet werden, de-
ren Wohnnutzfläche höchstens 80 m² beträgt.
In besonders begründeten Fällen kann anläß-
lich der Widmung als Sonderfläche für Aus-
traghäuser auch eine größere höchstzulässige
Wohnnutzfläche festgelegt werden. § 44 Abs. 2
dritter Satz gilt sinngemäß.

§ 47
Sonderflächen für sonstige 

land- und forstwirtschaftliche Gebäude
Die Widmung von Grundflächen als Son-

derflächen für sonstige land- und forstwirt-
schaftliche Gebäude, wie Almgebäude,
Kochhütten, Feldställe, Städel in Massivbau-
weise und dergleichen, ist nur zulässig, wenn

a) die Gebäude nach Größe, Ausstattung und
sonstiger Beschaffenheit für einen bestehenden
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb be-
triebswirtschaftlich erforderlich sind und

b) die Widmung insbesondere den Zielen der
örtlichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 lit. e,
f, g und h nicht widerspricht.

§ 48
Sonderflächen 

für Beherbergungsgroßbetriebe
(1) Die Errichtung von Beherbergungsgroß-

betrieben ist nur auf Grundflächen, die als Son-
derflächen für Beherbergungsgroßbetriebe (§ 9)
gewidmet sind, zulässig. Dies gilt nicht für Neu-
bauten nach § 8 Abs. 4 erster Satz.

(2) Bei der Widmung von Sonderflächen für
Beherbergungsgroßbetriebe ist die zulässige
Höchstzahl an Betten und Räumen zur Be-
herbergung von Gästen von Beherbergungs-
großbetrieben festzulegen.

§ 49
Sonderflächen für Einkaufszentren

(1) Die Errichtung von Einkaufszentren und
die Ausführung von Bauvorhaben, durch die
Abstellmöglichkeiten für die Kunden, die Be-
schäftigten oder die Lieferanten von Einkaufs-
zentren geschaffen werden, sind nur auf Grund-
flächen, die als Sonderflächen für Einkaufs-
zentren (§ 10) gewidmet sind, zulässig.

(2) Bei der Widmung von Sonderflächen für
Einkaufszentren sind der zulässige Betriebstyp
oder die zulässigen Betriebstypen sowie das
zulässige Höchstausmaß der Kundenfläche und
der Gesamtnutzfläche festzulegen. Für Ein-
kaufszentren, in denen Lebensmittel angeboten
werden, ist auch das zulässige Höchstausmaß
jenes Teiles der Kundenfläche festzulegen, auf
dem Lebensmittel angeboten werden.

(3) Bei der Widmung von Sonderflächen für
Einkaufszentren ist weiters die Art der ver-
kehrsmäßigen Anbindung des Einkaufszen-
trums an öffentliche Straßen festzulegen, wenn
dies im Hinblick auf das zu erwartende Ver-
kehrsaufkommen zur Aufrechterhaltung der
Sicherheit und Flüssigkeit des Verkehrs oder
zur Vermeidung unzumutbarer schädlicher
Auswirkungen des Verkehrs erforderlich ist.

§ 50
Sonderflächen für Sportanlagen

(1) Die Errichtung von Sportanlagen ist
außerhalb des Baulandes nur auf entsprechend
gewidmeten Sonderflächen zulässig.

(2) Bescheide, mit denen für eine Sportanla-
ge nach Abs. 1 ohne Vorliegen einer entspre-
chenden Widmung als Sonderfläche die natur-
schutzrechtliche Bewilligung erteilt wird, lei-
den an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler.
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§ 51
Sonderflächen 

für Abbaugebiete und Abbauanlagen
(1) Die Gewinnung von mineralischen Roh-

stoffen, die nicht dem Berggesetz 1975, BGBl.
Nr. 259, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. 219/1996, unterliegen, sowie die Er-
richtung und Aufstellung von Anlagen, die der
Gewinnung oder Aufbereitung solcher mine-
ralischer Rohstoffe dienen, sind nur auf ent-
sprechend gewidmeten Sonderflächen zulässig.

(2) Bescheide, mit denen für Tätigkeiten
nach Abs. 1 ohne Vorliegen einer entsprechen-
den Widmung als Sonderfläche die natur-
schutzrechtliche Bewilligung erteilt wird, lei-
den an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler.

§ 52
Sonderflächen für Widmungen 

in verschiedenen Ebenen
(1) Die Festlegung verschiedener Verwen-

dungszwecke für einzelne Ebenen von Grund-
flächen ist nur auf Grundflächen, die als Son-
derflächen für Widmungen in verschiedenen
Ebenen gewidmet sind, zulässig.

(2) Die Festlegung von Sonderflächen für
Widmungen in verschiedenen Ebenen ist hin-
sichtlich der Grundflächen, für die besondere
Planungen im Rahmen der Planungskompe-
tenzen des Bundes oder des Landes bestehen,
nur insoweit zulässig, als dadurch nicht in die
jeweilige Planungskompetenz eingegriffen
wird.

§ 53
Vorbehaltsflächen

(1) Vorbehaltsflächen können
a) für Gebäude und sonstige Anlagen der

Gemeinde, die öffentlichen Zwecken dienen,
wie Schulen, Amtsgebäude, Krankenhäuser,
Friedhöfe, Parkanlagen, Schwimmbäder, Sport-
anlagen, Spielplätze, Wasserversorgungsan-
lagen, Abwasserbeseitigungsanlagen, Abfallan-
lagen und dergleichen, sowie

b) für objektgeförderte Wohnbauten
gewidmet werden.

(2) Bei der Widmung von Vorbehaltsflächen
ist der jeweilige besondere Verwendungs-
zweck genau festzulegen. Vorbehaltsflächen
dürfen nur entsprechend dem festgelegten Ver-
wendungszweck verwendet werden.

(3) Als Vorbehaltsflächen dürfen nur Grund-
flächen gewidmet werden, die sich nach ihrer
Größe, Lage und Beschaffenheit für eine dem
festgelegten Verwendungszweck entsprechen-

de Bebauung eignen. § 37 Abs. 1 und 2 gilt sinn-
gemäß.

(4) Für die Widmung als Vorbehaltsflächen
nach Abs. 1 lit. a sind soweit wie möglich im
Eigentum der Gemeinde stehende Grund-
flächen heranzuziehen. Für die Widmung als
Vorbehaltsflächen nach Abs. 1 lit. b sind soweit
wie möglich im Eigentum der Gemeinde und
von Bauträgern, die objektgeförderte Wohn-
bauten errichten, stehende Grundflächen her-
anzuziehen. Sonstige Grundflächen dürfen nur
insoweit als Vorbehaltsflächen nach Abs. 1 lit. b
gewidmet werden, als jedenfalls 50 v.H. der als
Bauland gewidmeten Grundflächen des be-
treffenden Eigentümers in der betreffenden
Gemeinde, mindestens jedoch 1.500 m², von
der Widmung als Vorbehaltsflächen unberührt
bleiben müssen.

(5) Werden Grundflächen, die nicht im Eigen-
tum der Gemeinde stehen, als Vorbehaltsflächen
nach Abs. 1 lit. a gewidmet, so kann der Grund-
eigentümer nach dem Ablauf von drei Jahren
nach dem Inkrafttreten der Widmung als Vor-
behaltsfläche die Einlösung der Grundfläche
durch die Gemeinde verlangen. Der Antrag auf
Einlösung ist bei der Gemeinde schriftlich ein-
zubringen. Kommt innerhalb eines Jahres nach
der Einbringung des Einlösungsantrages eine
Vereinbarung über die Einlösung der Grund-
fläche oder über die Bereitstellung eines Er-
satzgrundstückes durch die Gemeinde nicht
zustande und hebt die Gemeinde innerhalb die-
ser Frist die Widmung als Vorbehaltsfläche nicht
auf, so gilt die Zustimmung der Gemeinde zur
Einlösung der Grundfläche als gegeben. Wird
innerhalb von weiteren sechs Monaten eine
Einigung über die Vergütung nicht erzielt, so
kann von beiden Teilen die Festsetzung der Ver-
gütung durch die Bezirksverwaltungsbehörde
beantragt werden. Für die Festsetzung der Ver-
gütung gelten die §§ 65 und 66 Abs. 1 und 2 des
Tiroler Straßengesetzes sinngemäß. Gegen die
Entscheidung der Bezirksverwaltungsbehörde
über die Vergütung ist Berufung an den un-
abhängigen Verwaltungssenat zulässig.

(6) Werden Grundflächen, die nicht im Eigen-
tum der Gemeinde oder eines Bauträgers, der
objektgeförderte Wohnbauten errichtet, stehen
und als Vorbehaltsflächen nach Abs. 1 lit. b ge-
widmet sind, nicht innerhalb von fünf Jahren
nach dem Inkrafttreten der Widmung als Vor-
behaltsfläche von der Gemeinde oder einem sol-
chen Bauträger erworben, so hat die Gemeinde
auf Antrag des Grundeigentümers die Widmung
als Vorbehaltsfläche aufzuheben und die vorher
bestandene Widmung wieder festzulegen. Ist je-
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doch ungeachtet eines Anbotes der Gemeinde
oder eines Bauträgers, der objektgeförderte
Wohnbauten errichtet, die betreffende Grund-
fläche zum angemessenen Grundstückspreis im
Sinne des § 6 Abs. 1 lit. a des Tiroler Wohnbau-
förderungsgesetzes 1991 zu erwerben, eine Ver-
äußerung nicht erfolgt, so ist die Widmung als
Freiland festzulegen.

§ 54
Verkehrsflächen

(1) Im Flächenwidmungsplan ist der Verlauf
jener Straßen festzulegen, die

a) für den örtlichen Verkehr der Gemeinde
oder größerer Teile der Gemeinde,

b) für die Herstellung der Verbindung zwi-
schen benachbarten Gemeinden oder zwischen
größeren Teilen der Gemeinde oder

c) für die in einem örtlichen Raumord-
nungsinteresse der Gemeinde gelegenen Er-
schließungen, insbesondere für die Haupter-
schließung des Baulandes, noch erforderlich
sind.

(2) Unbeschadet der jeweiligen Planungs-
kompetenz können im Flächenwidmungsplan
Grundflächen unabhängig von ihrer Widmung
auch für die Errichtung überörtlicher Ver-
kehrswege vorbehalten werden. Für Bauvor-
haben auf den von einem solchen Vorbehalt
umfaßten Grundflächen darf die Baubewilli-
gung nicht erteilt werden. Bescheide, mit de-
nen entgegen dieser Bestimmung eine Baube-
willigung erteilt wird, leiden an einem mit
Nichtigkeit bedrohten Fehler. Kommt inner-
halb von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten
des Vorbehaltes eine rechtsverbindliche Pla-
nung nicht zustande, so ist der Vorbehalt auf
Antrag des Grundeigentümers aufzuheben.

(3) Grundflächen für Straßen im Sinne des
Abs. 1 oder überörtliche Verkehrswege im Sin-
ne des Abs. 2 gelten ab dem Zeitpunkt ihrer Fer-
tigstellung als Verkehrsflächen. Gleichzeitig
erlischt eine Festlegung über den Straßenver-
lauf nach Abs. 1 bzw. ein allfälliger Vorbehalt
nach Abs. 2.

4 .  A b s c h n i t t
Bebauungspläne

§ 55
Allgemeines

(1) Im allgemeinen Bebauungsplan und in
den ergänzenden Bebauungsplänen sind unter
Berücksichtigung der Ziele der örtlichen
Raumordnung, des örtlichen Raumordnungs-
konzeptes, des Flächenwidmungsplanes und

der Ergebnisse der Bestandsaufnahme die Art
der verkehrsmäßigen Erschließung und der Be-
bauung des Baulandes sowie jener Sonder-
flächen und Vorbehaltsflächen, bei denen dies
im Hinblick auf den besonderen Verwendungs-
zweck im Interesse einer geordneten baulichen
Entwicklung erforderlich ist, festzulegen.

(2) Ein ergänzender Bebauungsplan ist zu
erlassen, sobald unter Bedachtnahme auf das
örtliche Raumordnungskonzept im Hinblick
auf die angestrebte bauliche Entwicklung in der
Gemeinde ein Bedarf an der widmungs-
gemäßen Verwendung der betreffenden Grund-
flächen besteht und die Gemeinde finanziell in
der Lage ist, die verkehrsmäßige Erschließung
und die Erschließung mit den Einrichtungen
zur Wasserversorgung und Abwasserbeseiti-
gung vorzunehmen. Die ergänzenden Bebau-
ungspläne sind möglichst jeweils für zusam-
menhängende Gebiete zu erlassen.

(3) Für Grundflächen, die auf Grund der
Lage, Form oder Größe der einzelnen Grund-
stücke insgesamt einer geordneten und boden-
sparenden Bebauung entsprechend den Festle-
gungen des örtlichen Raumordnungskonzeptes
nicht zugänglich sind, dürfen ergänzende Be-
bauungspläne nicht erlassen werden.

(4) Die Baubewilligung für den Neubau von
Gebäuden mit Ausnahme von Nebengebäuden
zu bestehenden Gebäuden darf nur erteilt wer-
den, wenn für das betreffende Grundstück der
allgemeine und der ergänzende Bebauungsplan
bestehen und die darin festgelegte verkehrs-
mäßige Erschließung rechtlich sichergestellt
ist. Bescheide, mit denen entgegen dieser Be-
stimmung eine Baubewilligung erteilt wird, lei-
den an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler.

(5) Vor dem Inkrafttreten des allgemeinen
und des ergänzenden Bebauungsplanes darf die
Bewilligung für die Teilung, die Vereinigung
und jede sonstige Änderung der Grenzen von
Grundstücken nach § 14 Abs. 2 der Tiroler Bau-
ordnung, LGBl. Nr. 33/1989, in der jeweils gel-
tenden Fassung nicht erteilt werden. Beschei-
de, mit denen entgegen dieser Bestimmung die
Bewilligung für eine solche Änderung von
Grundstücken erteilt wird, leiden an einem mit
Nichtigkeit bedrohten Fehler.

§ 56
Inhalt

(1) Im allgemeinen Bebauungsplan sind hin-
sichtlich der verkehrsmäßigen Erschließung
die Straßenfluchtlinien (§ 58) der Straßen nach
§ 54 Abs. 1 und hinsichtlich der Bebauung die
Mindestbaudichten (§ 61) festzulegen.
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(2) In den ergänzenden Bebauungsplänen
sind hinsichtlich der verkehrsmäßigen Er-
schließung die Straßenfluchtlinien der Straßen,
die der inneren Erschließung des jeweiligen Ge-
bietes dienen, und hinsichtlich der Bebauung
die Höchstgröße der Bauplätze, die Bau-
fluchtlinien (§ 59 Abs. 1 und 2), die Bauweisen
(§ 60) und die Bauhöhen (§ 62 Abs. 1, 2 und 3)
festzulegen. In den ergänzenden Bebauungs-
plänen können weiters die Höhenlage (§ 62
Abs. 4) und die Baugrenzlinien (§ 59 Abs. 3)
festgelegt sowie ergänzende Festlegungen über
die Baudichten getroffen werden. In den er-
gänzenden Bebauungsplänen kann auch fest-
gelegt werden, daß statt der Mindestabstände
nach § 7 Abs. 1 lit. b der Tiroler Bauordnung
jene nach § 7 Abs. 1 lit. a der Tiroler Bauord-
nung einzuhalten sind.

(3) Liegen die Voraussetzungen nach § 55
Abs. 2 erster Satz vor und ist ein allgemeiner
Bebauungsplan noch nicht erlassen, so können
die Festlegungen nach den Abs. 1 und 2 in ei-
nem Bebauungsplan getroffen werden.

§ 57
Änderung der Bebauungspläne

(1) Bebauungspläne sind zu ändern, soweit
dies

a) auf Grund einer Änderung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes oder des Flächen-
widmungsplanes;

b) auf Grund von Raumordnungsprogram-
men oder anderen vorrangigen raumbedeutsa-
men Planungen oder Maßnahmen des Landes
zur Vermeidung von Planungswidersprüchen
oder

c) auf Grund der verfassungsrechtlich gebo-
tenen Berücksichtigung raumbedeutsamer Pla-
nungen oder Maßnahmen des Bundes zur Ver-
meidung von Planungswidersprüchen

erforderlich ist.
(2) Bebauungspläne dürfen geändert werden,

wenn die Änderung im Hinblick auf eine den
Zielen der örtlichen Raumordnung und dem ört-
lichen Raumordnungskonzept entsprechende
weitere verkehrsmäßige Erschließung und bau-
liche Entwicklung der Gemeinde vorteilhaft ist.

(3) Ergänzende Bebauungspläne sind wei-
ters zu ändern, soweit dies auf Grund einer Än-
derung des allgemeinen Bebauungsplanes er-
forderlich ist.

(4) Werden als Bauland, Sonderflächen oder
Vorbehaltsflächen gewidmete Grundflächen
als Freiland gewidmet, so treten der allgemeine
und der ergänzende Bebauungsplan hinsicht-
lich dieser Grundflächen mit dem Zeitpunkt

des Inkrafttretens der Widmung als Freiland
außer Kraft. Das Außerkrafttreten ist in den Be-
bauungsplänen ersichtlich zu machen.

§ 58
Straßenfluchtlinien

(1) Die Straßenfluchtlinien grenzen die un-
mittelbar dem Verkehr dienenden Flächen von
Straßen und die der Gestaltung des Straßen-
raumes dienenden Flächen von den übrigen
Grundflächen ab.

(2) Die Straßenfluchtlinien sind unter Be-
dachtnahme auf die allgemeinen straßenbauli-
chen Erfordernisse nach § 37 Abs. 1 des Tiro-
ler Straßengesetzes festzulegen.

(3) Wird innerhalb von zehn Jahren nach dem
Inkrafttreten der Festlegung der Straßenflucht-
linien für die betreffende Straße eine Straßen-
baubewilligung nach § 44 des Tiroler Straßen-
gesetzes nicht erteilt, so kann der Grund-
eigentümer die Einlösung der von den Straßen-
fluchtlinien umfaßten Grundflächen durch die
Gemeinde verlangen. Der Antrag auf Einlösung
ist bei der Gemeinde schriftlich einzubringen.
Kommt innerhalb eines Jahres nach der Ein-
bringung des Einlösungsantrages eine Verein-
barung über die Einlösung der Grundflächen
oder über die Bereitstellung eines Ersatzgrund-
stückes durch die Gemeinde nicht zustande und
legt die Gemeinde innerhalb dieser Frist die
Straßenfluchtlinien nicht so fest, daß die Grund-
flächen des Antragstellers davon nicht mehr
umfaßt sind, so gilt die Zustimmung der Ge-
meinde zur Einlösung der Grundflächen als ge-
geben. Im übrigen gilt § 53 Abs. 5 vierter, fünf-
ter und sechster Satz sinngemäß.

§ 59
Baufluchtlinien, Baugrenzlinien

(1) Die Baufluchtlinien sind straßenseitig
gelegene Linien, durch die der Abstand bauli-
cher Anlagen von den Straßen bestimmt wird.
Gebäudeteile und bauliche Anlagen dürfen nur
in den in der Tiroler Bauordnung besonders ge-
regelten Fällen vor die Baufluchtlinie vorragen
oder vor dieser errichtet werden.

(2) Die Baufluchtlinien sind so festzulegen,
daß das Orts- und Straßenbild und die Sicher-
heit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs
nicht beeinträchtigt werden und eine ausrei-
chende Belichtung und Belüftung der straßen-
seitig gelegenen Räume gewährleistet ist. Für
verschiedene Geschoßebenen können ver-
schiedene Baufluchtlinien festgelegt werden
(gestaffelte Baufluchtlinien). Weiters kann ins-
besondere im Interesse des Schutzes des Ort-
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und Straßenbildes festgelegt werden, daß an die
Baufluchtlinien heranzubauen ist (zwingende
Baufluchtlinien).

(3) Die Baugrenzlinien sind nicht straßen-
seitig gelegene Linien, durch die der Mindest-
abstand baulicher Anlagen gegenüber anderen
Grundstücken als Straßen bestimmt wird. Die
Baugrenzlinien können für oberirdische und
unterirdische bauliche Anlagen gesondert fest-
gelegt werden.

§ 60
Bauweisen

(1) Durch die Bauweise wird die Art der An-
ordnung der Gebäude gegenüber den nicht
straßenseitig gelegenen Grundstücksgrenzen
bestimmt. Dabei kann eine geschlossene, offe-
ne oder besondere Bauweise festgelegt werden.

(2) Bei geschlossener Bauweise sind die Ge-
bäude an den an die Baufluchtlinie anstoßen-
den Grundstücksgrenzen zusammenzubauen,
soweit im ergänzenden Bebauungsplan nichts
anderes bestimmt ist. Gegenüber den anderen
Grundstücksgrenzen sind die Gebäude frei ste-
hend anzuordnen.

(3) Bei offener Bauweise sind die Gebäude
allseits freistehend anzuordnen. Das Zusam-
menbauen von Gebäuden an den Grundstücks-
grenzen ist nur in den in der Tiroler Bauord-
nung besonders geregelten Fällen zulässig.

(4) Soweit dies im Interesse einer zweck-
mäßigen Bebauung von Grundstücken erfor-
derlich ist, kann eine besondere Bauweise fest-
gelegt werden. In diesem Fall sind die für die
Anordnung und Gliederung der Gebäude und
der Nebenanlagen maßgebenden Festlegungen
zu treffen. Dabei sind gegenüber Grund-
stücken, für die die offene Bauweise festgelegt
ist, jedenfalls die in der Tiroler Bauordnung ge-
regelten Mindestabstände einzuhalten. Wird
jedoch eine besondere Bauweise für ein Grund-
stück festgelegt, auf dem nach den baurecht-
lichen Vorschriften rechtmäßig ein anderes als
nach der Tiroler Bauordnung in den Abstands-
flächen zulässiges Gebäude besteht, so können
die in der Tiroler Bauordnung geregelten Min-
destabstände bis auf die bestehenden Abstän-
de unterschritten werden, wenn zu den betref-
fenden Grundstücken hin gleichzeitig eine
höchstzulässige Wandhöhe festgelegt wird, die
jene des bestehenden Gebäudes nicht über-
steigt. Innerhalb der Abstandsflächen dürfen
nur Gebäude oder Gebäudeteile errichtet und
sonstige Bauvorhaben ausgeführt werden, bei
denen auf Grund ihrer baulichen Gestaltung
und ihres Verwendungszweckes zusätzliche

nachteilige Auswirkungen auf die betreffenden
Grundstücke, insbesondere durch Lärm, nicht
zu erwarten sind.

(5) Für das Gewerbe- und Industriegebiet so-
wie für Sonderflächen und Vorbehaltsflächen
kann die Festlegung der Bauweise entfallen.

§ 61
Baudichten

(1) Die Baudichten können als Geschoß-
flächendichte, Baumassendichte oder Bebau-
ungsdichte festgelegt werden. Diese Arten der
Festlegung der Baudichte können auch kombi-
niert werden. Die Baudichten können weiters
für oberirdische und unterirdische bauliche An-
lagen gesondert festgelegt werden. Der Be-
rechnung der Baudichten sind die Rohbaumaße
des jeweiligen Gebäudes zugrundezulegen.

(2) Die Geschoßflächendichte ist das zah-
lenmäßige Verhältnis zwischen der Gesamtge-
schoßfläche und der Fläche des Bauplatzes. Als
Gesamtgeschoßfläche eines Gebäudes gilt die
Summe der Grundrißflächen der Vollgeschoße,
die von den äußeren Begrenzungen der Um-
fassungswände aus zu berechnen sind. Dabei
ist die Fläche allfälliger Wohnungen oder stän-
diger Aufenthaltsräume im Dachgeschoß und
im Untergeschoß samt ihren Umschließungs-
wänden hinzuzurechnen.

(3) Die Baumassendichte ist das zahlen-
mäßige Verhältnis zwischen der Baumasse und
der Fläche des Bauplatzes. Als Baumasse eines
Gebäudes gilt der umbaute Raum oberhalb der
Erdoberfläche, der von der äußeren Fläche der
Umfassungswände und der Dachhaut
umschlossen wird.

(4) Die Bebauungsdichte ist das zahlen-
mäßige Verhältnis zwischen der bebauten
Fläche und der Gesamtfläche des Bauplatzes.

(5) Jene Teile des Bauplatzes, die Verkehrs-
flächen nach § 3 Abs. 11 der Tiroler Bauord-
nung sind, sind bei der Bestimmung der Bau-
dichte nicht zu berücksichtigen.

§ 62
Bauhöhe, Höhenlage

(1) Die Bauhöhe von Gebäuden kann durch
die Wandhöhe der Außenwände oder durch die
Zahl der Vollgeschoße festgelegt werden. Die-
se Arten der Festlegung von Bauhöhen können
auch kombiniert werden. Weiters kann die
Höhe des obersten Punktes des Gebäudes fest-
gelegt werden. Für die Wandhöhe können
Höchstmaße, Mindest- und Höchstmaße oder
zwingende Maße festgelegt werden. Ebenso
können für die Zahl der Vollgeschoße Höchst-
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zahlen, Mindest- und Höchstzahlen oder zwin-
gende Zahlen festgelegt werden.

(2) Soweit die Bauhöhe durch die Wandhöhe
festgelegt ist, kann weiters festgelegt werden,
daß nur die Wandhöhe bestimmter Wände, wie
etwa der traufenseitigen, der straßenseitigen
oder der talseitigen Wände, maßgebend ist.

(3) Die Bauhöhe sonstiger baulicher Anla-
gen ist nach der Höhe des obersten Punktes die-
ser Anlagen über der mittleren Höhenlage des
anschließenden Geländes festzulegen.

(4) Die Höhenlage ist jene durch die abso-
lute Höhe bestimmte Ebene, auf der das Fuß-
bodenniveau des untersten Vollgeschoßes ei-
nes Gebäudes liegen muß.

§ 63
Örtliche Bauvorschriften

Die Gemeinde kann durch Verordnung ört-
liche Bauvorschriften erlassen, mit denen im
Interesse der bestmöglichen Gestaltung des
Ort- und Straßenbildes nähere Bestimmungen
über die äußere Gestaltung von baulichen An-
lagen getroffen werden. Dabei kann auch be-
stimmt werden, daß bei der Errichtung von bau-
lichen Anlagen, die im Orts- und Straßenbild
besonders wirksam werden, wie Stellplätze,
Spielplätze und dergleichen, entsprechende
Bepflanzungen angelegt werden müssen.

5 .  A b s c h n i t t
Verfahren, Rechtswirkungen

§ 64
Information der Gemeindebewohner

(1) Der Bürgermeister hat die Gemeindebe-
wohner von der beabsichtigten Ausarbeitung
des Entwurfes des örtlichen Raumordnungs-
konzeptes und eines neuen Flächenwidmungs-
planes im vorhinein auf geeignete Weise, wie
etwa durch Bekanntmachung in einem allfälli-
gen Publikationsorgan der Gemeinde, durch
Postwurfsendung oder brieflich, zu verständi-
gen. In der Verständigung ist auf den voraus-
sichtlichen Zeitpunkt der Fertigstellung des
Entwurfes und in zusammengefaßter Form auf
den Gang des Verfahrens nach den §§ 65, 67
und 68 hinzuweisen. Nach Vorliegen des Ent-
wurfes ist dieser, ausgenommen in der Stadt-
gemeinde Innsbruck, in einer öffentlichen Ge-
meindeversammlung vorzustellen.

(2) Das Unterbleiben oder die mangelhafte
Durchführung der Information nach Abs. 1
berührt die Rechtmäßigkeit des Verfahrens zur
Erlassung des örtlichen Raumordnungskon-
zeptes oder des Flächenwidmungsplanes nicht.

§ 65
Verfahren zur Erlassung und 

Fortschreibung des örtlichen Raum-
ordnungskonzeptes und zur Erlassung
des Flächenwidmungsplanes und des 

allgemeinen Bebauungsplanes
(1) Der Entwurf des örtlichen Raumord-

nungskonzeptes oder über die Fortschreibung
des örtlichen Raumordnungskonzeptes und der
Entwurf des Flächenwidmungsplanes und des
allgemeinen Bebauungsplanes oder eines Be-
bauungsplanes nach § 56 Abs. 3 sind auf Grund
eines Beschlusses des Gemeinderates zur allge-
meinen Einsicht im Gemeindeamt während vier
Wochen aufzulegen. Der Auflegung hat eine
Verlautbarung im Boten für Tirol, in Gemein-
den mit mehr als 5000 Einwohnern nach dem
zuletzt kundgemachten endgültigen Ergebnis
der Volkszählung überdies in einem täglich lan-
desweit erscheinenden periodischen Druck-
werk, vorauszugehen. Die Auflegung ist weiters
durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde
während der gesamten Auflegungsfrist kundzu-
machen. Die Verlautbarungen und die Kund-
machung haben die Auflegungsfrist und den
Hinweis zu enthalten, daß Personen, die in der
Gemeinde ihren Hauptwohnsitz haben, und
Rechtsträgern, die in der Gemeinde eine Lie-
genschaft oder einen Betrieb besitzen, das Recht
zusteht, bis spätestens eine Woche nach dem Ab-
lauf der Auflegungsfrist eine schriftliche
Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.

(2) Im Verfahren zur Erlassung des Flächen-
widmungsplanes und des allgemeinen Bebau-
ungsplanes oder eines Bebauungsplanes nach
§ 56 Abs. 3 sind die Eigentümer der vom Ent-
wurf umfaßten Grundstücke von der Aufle-
gung nach Abs. 1 schriftlich zu verständigen.
Die Verständigung von Grundeigentümern, de-
ren Aufenthalt nicht oder nur schwer feststell-
bar ist, kann jedoch unterbleiben. Bei Woh-
nungsanlagen, für die ein gemeinsamer Ver-
walter bestellt ist, kann die Verständigung an
diesen erfolgen. In der Verständigung ist auf
die Auflegungs- und Stellungnahmefrist hin-
zuweisen. Mängel bei der Verständigung der
Grundeigentümer berühren die Rechtmäßig-
keit des Verfahrens nicht.

(3) Der Auflegung des Entwurfes hat wei-
ters eine Verständigung der Nachbargemein-
den vorauszugehen. Jeder Nachbargemeinde
steht das Recht zu, bis spätestens eine Woche
nach dem Ablauf der Auflegungsfrist zur Fra-
ge Stellung zu nehmen, ob der Entwurf auf 
ihre örtlichen Raumordnungsinteressen ausrei-
chend Bedacht nimmt.
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(4) Wird der Entwurf nach seiner Auflegung
geändert, so ist das Verfahren nach den Abs. 1,
2 und 3 im Umfang der Änderungen zu wie-
derholen. Dabei kann die Auflegungsfrist auf
zwei Wochen herabgesetzt werden. Die Ver-
ständigung der Nachbargemeinden kann unter-
bleiben, wenn ihre örtlichen Raumordnungsin-
teressen durch die Änderungen nicht berührt
werden.

(5) Der Bürgermeister hat nach dem Ab-
schluß des Verfahrens nach den Abs. 1 bis 4 den
Entwurf zusammen mit den eingelangten Stel-
lungnahmen und den maßgebenden Entschei-
dungsgrundlagen dem Gemeinderat zur Be-
schlußfassung vorzulegen.

(6) Die Auflegung des Entwurfes des Flä-
chenwidmungsplanes und des allgemeinen Be-
bauungsplanes oder des Bebauungsplanes
nach § 56 Abs. 3 kann gleichzeitig erfolgen.
Dem Gemeinderat können weiters beide Ent-
würfe gleichzeitig zur Beschlußfassung vorge-
legt werden.

§ 66
Verfahren zur Erlassung 

ergänzender Bebauungspläne
(1) Der Entwurf eines ergänzenden Bebau-

ungsplanes ist auf Grund eines Beschlusses des
Gemeinderates zur allgemeinen Einsicht im
Gemeindeamt während vier Wochen aufzule-
gen. Die Auflegung ist durch Anschlag an der
Amtstafel der Gemeinde während der gesam-
ten Auflegungsfrist kundzumachen. Die Kund-
machung hat die Auflegungsfrist und den Hin-
weis zu enthalten, daß Personen, die in der Ge-
meinde ihren Hauptwohnsitz haben, und
Rechtsträgern, die in der Gemeinde eine Lie-
genschaft oder einen Betrieb besitzen, das
Recht zusteht, bis spätestens eine Woche nach
dem Ablauf der Auflegungsfrist eine schriftli-
che Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.
Für die Verständigung der Eigentümer der vom
Entwurf umfaßten Grundstücke gilt § 65 Abs. 2
sinngemäß.

(2) Wird der Entwurf nach seiner Auflegung
geändert, so ist das Verfahren nach Abs. 1 im
Umfang der Änderungen zu wiederholen. Da-
bei kann die Auflegungsfrist auf zwei Wochen
herabgesetzt werden.

(3) Der Bürgermeister hat nach dem Ab-
schluß des Verfahrens nach den Abs. 1 und 2
den Entwurf zusammen mit den eingelangten
Stellungnahmen und den maßgebenden Ent-
scheidungsgrundlagen dem Gemeinderat zur
Beschlußfassung vorzulegen.

§ 67
Aufsichtsbehördliche Genehmigung

(1) Das örtliche Raumordnungskonzept, die
Fortschreibung des örtlichen Raumordnungs-
konzeptes, der Flächenwidmungsplan, der all-
gemeine Bebauungsplan und Bebauungspläne
nach § 56 Abs. 3 sind nach der Beschlußfassung
des Gemeinderates unter Anschluß der im Ver-
fahren eingelangten Stellungnahmen, der maß-
gebenden Entscheidungsgrundlagen und der
Niederschrift über die Beschlußfassung in drei-
facher Ausfertigung der Landesregierung zur
aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorzule-
gen. Erfolgt die Vorlage nicht vollständig, so
hat die Landesregierung die Gemeinde unter
Setzung einer angemessenen Frist aufzufor-
dern, die fehlenden Unterlagen nachzureichen.

(2) Dem örtlichen Raumordnungskonzept
oder dem fortgeschriebenen örtlichen Raum-
ordnungskonzept ist die aufsichtsbehördliche
Genehmigung zu versagen, wenn es

a) Raumordnungsprogrammen oder anderen
vorrangigen raumbedeutsamen Planungen
oder Maßnahmen des Landes widerspricht
oder sonst eine im überörtlichen Raumord-
nungsinteresse des Landes gelegene Entwick-
lung der Gemeinde verhindert oder erschwert;

b) raumbedeutsame Planungen oder Maß-
nahmen des Bundes im Rahmen der verfas-
sungsrechtlichen Pflicht zur Berücksichtigung
nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt;

c) wesentliche örtliche Raumordnungsinter-
essen von Nachbargemeinden beeinträchtigt;

d) den Zielen eines anhängigen Zusammen-
legungsverfahrens nach dem Tiroler Flurver-
fassungslandesgesetz 1996, LGBl. Nr. 74, in
der jeweils geltenden Fassung widerspricht;

e) nicht geeignet ist, eine geordnete räumliche
Entwicklung der Gemeinde im Sinne der Ziele
der örtlichen Raumordnung sicherzustellen;

f) eine räumliche Entwicklung vorsieht, die
zu einer unvertretbar hohen finanziellen Bela-
stung der Gemeinde führen und damit die Er-
füllung ihrer gesetzlichen und vertraglichen
Verpflichtungen in Frage stellen würde, oder

g) Festlegungen enthält, die auf andere
Weise vorrangige überörtliche Interessen be-
einträchtigen.

(3) Dem Flächenwidmungsplan ist die auf-
sichtsbehördliche Genehmigung zu versagen,
wenn er im Widerspruch zum örtlichen Raum-
ordnungskonzept steht oder wenn sonst ein
Versagungsgrund nach Abs. 2 vorliegt.

(4) Dem allgemeinen Bebauungsplan ist die
aufsichtsbehördliche Genehmigung zu versa-
gen, wenn er
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a) im Widerspruch zu den Festlegungen des
örtlichen Raumordnungskonzeptes über die
verkehrsmäßige Erschließung der Gemeinde
oder die Gliederung des Baulandes steht oder

b) sonst nicht geeignet ist, eine geordnete
bauliche Entwicklung der Gemeinde im Sinne
der Ziele der örtlichen Raumordnung, insbe-
sondere eine zweckmäßige und bodensparen-
de Bebauung, sicherzustellen.

(5) Für Bebauungspläne nach § 56 Abs. 3 gilt
Abs. 4 sinngemäß mit der Maßgabe, daß nur die
Festlegungen, die sonst im allgemeinen Bebau-
ungsplan zu treffen sind, der aufsichtsbehördli-
chen Genehmigungspflicht unterliegen.

(6) Ist die Beschlußfassung über den Flä-
chenwidmungsplan und den allgemeinen Be-
bauungsplan nach § 65 Abs. 6 zweiter Satz
gleichzeitig erfolgt und liegt in beiden Fällen
kein Versagungsgrund vor, so kann die auf-
sichtsbehördliche Genehmigung für beide
Pläne in einem erteilt werden. Andernfalls darf
der allgemeine Bebauungsplan erst nach Vor-
liegen der aufsichtsbehördlichen Genehmi-
gung des Flächenwidmungsplanes aufsichts-
behördlich genehmigt werden. Dies gilt auch
für Bebauungspläne nach § 56 Abs. 3.

(7) Die Entscheidung der Landesregierung
über die Erteilung oder die Versagung der auf-
sichtsbehördlichen Genehmigung hat mit
schriftlichem Bescheid zu erfolgen. Der Be-
scheid, mit dem die aufsichtsbehördliche Ge-
nehmigung erteilt wird, ist der Gemeinde un-
ter Anschluß einer mit dem Genehmigungs-
vermerk versehenen Ausfertigung, der Stadt-
gemeinde Innsbruck unter Anschluß zweier mit
dem Genehmigungsvermerk versehener Aus-
fertigungen, des örtlichen Raumordnungs-
konzeptes, des Flächenwidmungsplanes oder
des betreffenden Bebauungsplanes zuzustel-
len. Der Genehmigungsbescheid ist unter An-
schluß einer weiteren mit dem Genehmi-
gungsvermerk versehenen Ausfertigung des
örtlichen Raumordnungskonzeptes, des Flä-
chenwidmungsplanes oder des betreffenden
Bebauungsplanes überdies der Bezirkshaupt-
mannschaft zu übersenden. Die Erteilung der
aufsichtsbehördlichen Genehmigung ist wei-
ters im Boten für Tirol zu verlautbaren.

(8) Wird einem Bebauungsplan nicht inner-
halb von sechs Monaten nach dessen Vorlage
nach Abs. 1 die aufsichtsbehördliche Genehmi-
gung versagt, so gilt mit dem Ablauf dieser Frist
die Genehmigung als erteilt. In den Fällen des
Abs. 6 gilt die aufsichtsbehördliche Genehmi-
gung des Bebauungsplanes erst als erteilt,
wenn diese nicht innerhalb von drei Monaten

nach Vorliegen der aufsichtsbehördlichen Ge-
nehmigung des Flächenwidmungsplanes ver-
sagt wird. Die Landesregierung hat der Ge-
meinde eine, der Stadtgemeinde Innsbruck
zwei, mit dem Genehmigungsvermerk verse-
hene Ausfertigung(en) des Bebauungsplanes
zu übersenden. Eine weitere mit dem
Genehmigungsvermerk versehene Ausferti-
gung des Bebauungsplanes ist überdies der Be-
zirkshauptmannschaft zu übersenden.

§ 68
Kundmachung

(1) Der Beschluß des Gemeinderates über
die Erlassung oder Fortschreibung des örtli-
chen Raumordnungskonzeptes, des Flächen-
widmungsplanes, des allgemeinen Bebauungs-
planes oder des Bebauungsplanes nach § 56
Abs. 3 ist innerhalb von zwei Wochen nach
Vorliegen der aufsichtsbehördlichen Genehmi-
gung durch öffentlichen Anschlag während
zweier Wochen kundzumachen. Der Beschluß
des Gemeinderates über die Erlassung des er-
gänzenden Bebauungsplanes ist innerhalb von
zwei Wochen nach der Beschlußfassung durch
öffentlichen Anschlag während zweier Wo-
chen kundzumachen. Das örtliche Raumord-
nungskonzept, der Flächenwidmungsplan und
die Bebauungspläne treten mit dem Ablauf der
Kundmachungsfrist in Kraft.

(2) Besteht in der Gemeinde ein Publikati-
onsorgan, so ist der Beschluß des Gemeinde-
rates überdies darin bekanntzumachen. Diese
Bekanntmachung bildet keine Voraussetzung
für das Inkrafttreten des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes, des Flächenwidmungsplanes
oder des betreffenden Bebauungsplanes.

(3) Das örtliche Raumordnungskonzept, der
Flächenwidmungsplan und die Bebauungsplä-
ne sind im Gemeindeamt zur allgemeinen Ein-
sicht während der Amtsstunden aufzulegen.

§ 69
Änderung des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes, 
des Flächenwidmungsplanes 

und der Bebauungspläne
Für das Verfahren zur Änderung des örtli-

chen Raumordnungskonzeptes, des Flächen-
widmungsplanes und der Bebauungspläne gel-
ten die §§ 65 bis 68 sinngemäß mit der Maß-
gabe, daß

a) der Gemeinderat anläßlich der in den
§§ 65 Abs. 1 erster Satz und 66 Abs. 1 erster
Satz vorgesehenen Beschlußfassung über die
Auflegung des Entwurfes gleichzeitig den Be-
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schluß über die dem Entwurf entsprechende
Änderung fassen kann; dieser Beschluß wird
jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der
Auflegungsfrist keine Stellungnahme zum Ent-
wurf von einer hiezu berechtigten Person oder
Stelle abgegeben wurde;

b) die im § 65 Abs. 1 zweiter Satz vorgese-
hene Verlautbarung der Auflegung unterblei-
ben kann;

c) die im § 65 Abs. 3 vorgesehene Verstän-
digung der Nachbargemeinden unterbleiben
kann, wenn die Änderung nicht Grundflächen
im Bereich der Gemeindegrenzen betrifft und
auch sonst die örtlichen Raumordnungsinter-
essen von Nachbargemeinden nicht berührt
werden;

d) die im § 67 Abs. 7 vierter Satz vorgese-
hene Verlautbarung der Erteilung der auf-
sichtsbehördlichen Genehmigung im Boten für
Tirol zu unterbleiben hat.

§ 70
Bausperre

(1) Die Gemeinde kann ab der Auflegung des
Entwurfes über die Änderung des Flächenwid-
mungsplanes oder eines Bebauungsplanes
durch Verordnung für die vom Entwurf um-
faßten Grundflächen oder Teile davon eine
Bausperre erlassen, soweit dies zur Sicherung
des mit dem Entwurf angestrebten Planungs-
zieles erforderlich ist. Die Bausperre kann be-
reits vor der Auflegung des Entwurfes über die
Änderung des Flächenwidmungsplanes oder
eines Bebauungsplanes erlassen werden, wenn
nach dem Stand der Planungsarbeiten inner-
halb eines Jahres mit der Auflegung des Ent-
wurfes zu rechnen und überdies anzunehmen
ist, daß der mit der Änderung des Flächen-
widmungsplanes bzw. Bebauungsplanes ver-
folgte Zweck sonst vereitelt würde. Hinsicht-
lich der Kundmachung von Verordnungen, mit
denen eine Bausperre erlassen wird, gilt § 68
Abs. 1 und 2 sinngemäß.

(2) Ab dem Inkrafttreten einer Bausperre darf
die Baubewilligung für Bauvorhaben, die mit
den Festlegungen des aufgelegten Entwurfes im
Widerspruch stehen, nicht mehr erteilt werden.
Bescheide, mit denen entgegen dieser Bestim-
mung die Baubewilligung erteilt wird, leiden an
einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler.

(3) Die Bausperre tritt, sofern sie nicht früher
aufgehoben wird, mit dem Inkrafttreten der
Änderung des Flächenwidmungsplanes oder
des betreffenden Bebauungsplanes, jedenfalls
aber zwei Jahre nach dem Beginn der Aufle-
gung des betreffenden Entwurfes außer Kraft.

Die Bausperre nach Abs. 1 zweiter Satz tritt,
sofern sie nicht früher aufgehoben wird, über-
dies außer Kraft, wenn nicht innerhalb eines
Jahres nach ihrer Erlassung der Entwurf einer
Änderung des Flächenwidmungsplanes oder
Bebauungsplanes aufgelegt wird. Geht die
Bausperre über die Festlegungen im aufgeleg-
ten Entwurf hinaus, so tritt sie insoweit außer
Kraft.

§ 71
Entschädigung

Wird auf Grund der Änderung der Widmung
von Grundstücken ihre Bebauung oder eine be-
stimmte Art der Bebauung verhindert, so ha-
ben die Eigentümer der betreffenden Grund-
stücke bzw. die sonst hierüber Verfügungsbe-
rechtigten gegenüber der Gemeinde Anspruch
auf Vergütung jener Vermögensnachteile, die
ihnen durch die im Vertrauen auf die beste-
hende Widmung erfolgte Baureifmachung der
Grundstücke bis zur Auflegung des Entwurfes
des Flächenwidmungsplanes bzw. über die Än-
derung des Flächenwidmungsplanes nach § 65
Abs. 1 oder 4 entstanden sind. Kommt eine Ei-
nigung über die Vergütung nicht innerhalb von
drei Monaten nach dem Inkrafttreten des
Flächenwidmungsplanes bzw. der Änderung
des Flächenwidmungsplanes zustande, so kann
der Eigentümer des von der Änderung der Wid-
mung betroffenen Grundstückes bzw. der sonst
hierüber Verfügungsberechtigte bei sonstigem
Verlust des Anspruches innerhalb eines wei-
teren Jahres die Festsetzung der Vergütung
durch die Bezirksverwaltungsbehörde beantra-
gen. Gegen die Entscheidung der Bezirksver-
waltungsbehörde über die Vergütung ist Beru-
fung an den unabhängigen Verwaltungssenat
zulässig.

III. TEIL
Baulandumlegung

§ 72
Zweck

Die Baulandumlegung dient der Neurege-
lung der Grundstücksordnung in einem be-
stimmten Gebiet, das auf Grund der bestehen-
den Grundstücksordnung einer geordneten und
bodensparenden Bebauung und einer zweck-
mäßigen verkehrsmäßigen Erschließung ins-
gesamt nicht zugänglich ist, in der Weise, daß

a) für eine solche Bebauung nach Lage,
Größe und Form zweckmäßig gestaltete Grund-
stücke geschaffen werden sowie

b) die für die verkehrsmäßige Erschließung
und für infrastrukturelle Einrichtungen erfor-
derlichen Grundflächen aufgebracht werden.
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§ 73
Einleitung des Umlegungsverfahrens

(1) Die Durchführung eines Umlegungs-
verfahrens kann von der Gemeinde oder von
mindestens der Hälfte der Eigentümer der um-
zulegenden Grundstücke oder Grundstücks-
teile, auf die mindestens 50 v.H. der umzule-
genden Grundfläche entfallen müssen, bean-
tragt werden. Bei Grundstücken oder Grund-
stücksteilen, an denen Miteigentum besteht, ist
jedem Miteigentümer eine seinem ideellen An-
teil entsprechende Teilfläche des betreffenden
Grundstückes oder Grundstücksteiles zuzu-
rechnen.

(2) Der Antrag hat das Umlegungsgebiet zu
bezeichnen und jene Gegebenheiten darzule-
gen, die erwarten lassen, daß der Zweck des
Umlegungsverfahrens erreicht werden kann.
Dem Antrag sind weiters anzuschließen:

a) ein Verzeichnis der umzulegenden Grund-
stücke oder Grundstücksteile mit den Namen,
Geburtsdaten und Adressen der Eigentümer;

b) ein Auszug aus dem Flächenwidmungs-
plan und einem allfälligen allgemeinen Be-
bauungsplan sowie ein Katasterplan über das
Umlegungsgebiet.

(3) Das Umlegungsgebiet darf nur zusam-
menhängende oder lediglich durch Verkehrs-
wege voneinander getrennte Grundflächen, die
als Bauland einer bestimmten Art gewidmet
sind, umfassen. Weiters können Sonderflächen
und Vorbehaltsflächen in das Umlegungsgebiet
einbezogen werden.

(4) Die Durchführung eines Umlegungsver-
fahrens ist weiters nur zulässig, wenn für das
Umlegungsgebiet noch kein ergänzender Be-
bauungsplan besteht. Einzelne Grundflächen,
für die bereits ein ergänzender Bebauungsplan
besteht, dürfen jedoch in das Umlegungsgebiet
einbezogen werden, wenn deren Einbeziehung
zur Erreichung des Zweckes des Umlegungs-
verfahrens erforderlich ist.

(5) Die Umlegungsbehörde hat das Umle-
gungsverfahren durch Verordnung einzuleiten,
wenn ein den Abs. 1 bis 4 entsprechender An-
trag vorliegt, der Zweck des Umlegungsver-
fahrens voraussichtlich erreicht werden kann
und die Abgrenzung des Umlegungsgebietes
keine Restflächen entstehen läßt, die nicht
zweckmäßig bebaubar wären. Wurde die
Durchführung des Umlegungsverfahrens nicht
von der Gemeinde beantragt, so ist sie vor der
Erlassung der Verordnung über die Einleitung
des Umlegungsverfahrens zu hören. In der Ver-
ordnung über die Einleitung des Umlegungs-
verfahrens ist das Umlegungsgebiet durch die

Festlegung der umzulegenden Grundstücke
oder Grundstücksteile zu bestimmen.

(6) Die Verordnung über die Einleitung des
Umlegungsverfahrens ist im Boten für Tirol zu
verlautbaren und überdies durch Anschlag an
der Amtstafel der Gemeinde während zweier
Wochen bekanntzumachen. Diese Bekanntma-
chung bildet keine Voraussetzung für das In-
krafttreten der Verordnung und die Durch-
führung des Verfahrens nach § 75. Die Ver-
lautbarung und die Bekanntmachung haben
den Hinweis zu enthalten, daß außerbücherli-
che Rechte an den umzulegenden Grund-
stücken oder Grundstücksteilen von den Be-
rechtigten bei der Umlegungsbehörde geltend
gemacht werden können. Die Gemeinde hat die
Bekanntmachung an der Amtstafel der Ge-
meinde durchzuführen. Die Verordnung über
die Einleitung des Umlegungsverfahrens ist
weiters dem Grundbuchsgericht, der Agrar-
behörde und dem Vermessungsamt sofort mit-
zuteilen.

(7) Das Grundbuchsgericht hat auf Grund
der Mitteilung nach Abs. 6 fünfter Satz die Ein-
leitung des Umlegungsverfahrens bei den um-
zulegenden Grundstücken anzumerken. Die
Anmerkung bewirkt, daß jedermann die Er-
gebnisse des Umlegungsverfahrens gegen sich
gelten lassen muß. Das Grundbuchsgericht hat
weiters alle Grundbuchseintragungen hinsicht-
lich dieser Grundstücke der Umlegungsbehör-
de mitzuteilen.

(8) Die Agrarbehörde hat auf Grund der Mit-
teilung nach Abs. 6 fünfter Satz der Umle-
gungsbehörde mitzuteilen, ob und gegebenen-
falls an welchen der umzulegenden Grund-
stücke agrarische Rechte bestehen.

§ 74
Rechtswirkungen

(1) Unbeschadet der allenfalls nach anderen
Rechtsvorschriften erforderlichen behördlichen
Bewilligungen bedürfen im Umlegungsgebiet
der Bewilligung der Umlegungsbehörde:

a) der Erwerb des Eigentums an Grund-
stücken sowie die Einräumung von Bau- und
Wegerechten an Grundstücken;

b) die Teilung, die Vereinigung und jede son-
stige Änderung der Grenzen von Grund-
stücken;

c) Veränderungen an Grundstücken, die ihre
bauliche Nutzbarkeit wesentlich beeinträch-
tigen.

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu er-
teilen, wenn die Erreichung des Zweckes des
Umlegungsverfahrens durch den beabsichtig-
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ten Rechtserwerb oder das beabsichtigte Vor-
haben nicht verhindert oder wesentlich er-
schwert wird.

(3) Um die Erteilung der Bewilligung nach
Abs. 1 ist schriftlich anzusuchen. Der Antrag
hat den beabsichtigten Rechtserwerb oder das
beabsichtigte Vorhaben genau zu bezeichnen.
Dem Antrag sind weiters die zur Beurteilung
des Vorliegens der Bewilligungsvoraussetzun-
gen erforderlichen Unterlagen anzuschließen.

(4) Wurde ein nach Abs. 1 lit. c bewilli-
gungspflichtiges Vorhaben ohne Vorliegen der
Bewilligung durchgeführt und wird auch
nachträglich die Bewilligung dafür nicht er-
teilt, so sind die dadurch bewirkten Verände-
rungen im Umlegungsverfahren nicht zu be-
rücksichtigen. Wird auf Grund dieser Verände-
rungen die Erreichung des Zweckes des Um-
legungsverfahrens verhindert oder wesentlich
erschwert, so hat die Umlegungsbehörde die
Wiederherstellung des früheren Zustandes auf-
zutragen.

(5) Das Grundbuchsgericht darf Eintragun-
gen in das Grundbuch, die einen nach Abs. 1
lit. a bewilligungspflichtigen Rechtserwerb
oder eine nach Abs. 1 lit. b bewilligungs-
pflichtige Grundstücksänderung zum Inhalt
haben, nur durchführen, wenn dafür die
Bewilligung nach Abs. 1 vorliegt. Wurde eine
Eintragung in das Grundbuch durchgeführt,
ohne daß diese Bewilligung vorliegt, so hat die
Umlegungsbehörde den Antragsteller aufzu-
fordern, innerhalb von vier Wochen um die Er-
teilung der Bewilligung anzusuchen. Sucht der
Antragsteller nicht innerhalb dieser Frist um
die Erteilung der Bewilligung an, so hat die
Umlegungsbehörde von Amts wegen mit Be-
scheid festzustellen, daß für den betreffenden
Rechtserwerb bzw. die betreffende Grund-
stücksänderung die nach Abs. 1 erforderliche
Bewilligung nicht vorliegt. Die Einleitung ei-
nes solchen Feststellungsverfahrens ist auf An-
trag der Umlegungsbehörde im Grundbuch an-
zumerken. Sie bewirkt, daß sich niemand auf
die mangelnde Kenntnis vom Verfahren beru-
fen kann.

(6) Das Grundbuchsgericht hat eine bereits
erfolgte Eintragung im Grundbuch zu löschen
und den früheren Grundbuchsstand wieder-
herzustellen, wenn ihm der rechtskräftige Be-
scheid, mit dem ein Ansuchen um die Erteilung
der Bewilligung nach Abs. 1 lit. a oder b abge-
wiesen oder eine solche Bewilligung nachträg-
lich aufgehoben oder eine Feststellung nach
Abs. 5 dritter Satz getroffen wurde, mitgeteilt
wird.

§ 75
Grenzfeststellung

(1) Die Umlegungsbehörde hat mit Bescheid
die Grenzen der umzulegenden Grundstücke
oder Grundstücksteile festzustellen.

(2) Soweit sich die Grenzen der umzulegen-
den Grundstücke oder Grundstücksteile aus
dem Grenzkataster ergeben, sind sie auf Grund
der Eintragungen im Grenzkataster festzustel-
len. Soweit dies nicht der Fall ist, ist zur Fest-
stellung der Grenzen eine mündliche Grenz-
verhandlung durchzuführen. Zur Grenzver-
handlung sind die betroffenen Eigentümer zu
laden. Die Grenzverhandlung ist weiters bis
zum Verhandlungstag durch Anschlag an der
Amtstafel der Gemeinde kundzumachen. Zwi-
schen dem ersten Tag der Kundmachung und
dem Verhandlungstag müssen mindestens zwei
Wochen liegen. Die Ladungen und die Kund-
machung haben einen Hinweis auf die Säum-
nisfolgen nach Abs. 3 zweiter Satz zu enthal-
ten. Die Gemeinde hat die Kundmachung an
der Amtstafel der Gemeinde durchzuführen.

(3) In der Grenzverhandlung ist der Verlauf
der Grenzen von den jeweils beteiligten Ei-
gentümern festzustellen. Bleibt ein Eigentümer
der Grenzverhandlung fern, so ist der Verlauf
der Grenzen nach den in der Natur ersichtli-
chen Grenzen oder, soweit dies nicht möglich
ist, auf Grund der Angaben der übrigen betei-
ligten Eigentümer und der vorhandenen Un-
terlagen, insbesondere des Grundsteuerkata-
sters, von Plänen und dergleichen, festzustel-
len. Die Umlegungsbehörde hat die Grenzen in
geeigneter Weise zu kennzeichnen und dem
Bescheid über die Feststellung der Grenzen
zugrundezulegen.

(4) Wird bei der Grenzverhandlung eine
Einigung über den Verlauf von Grenzen nicht
erzielt, so hat die Umlegungsbehörde den Ver-
lauf der betreffenden Grenzen auf Grund der
vorhandenen Unterlagen, insbesondere des
Grundsteuerkatasters, von Plänen und derglei-
chen, des Vorbringens der widerstreitenden
Eigentümer und der von ihnen vorgelegten Be-
weismittel sowie allfälliger weiterer Beweis-
aufnahmen zu ermitteln. Die Umlegungsbe-
hörde hat die Grenzen in geeigneter Weise zu
kennzeichnen und dem Bescheid über die Fest-
stellung der Grenzen zugrundezulegen.

(5) Während der Dauer des Umlegungsver-
fahrens ist die Zuständigkeit der ordentlichen
Gerichte zur Entscheidung von Grenzstreitig-
keiten hinsichtlich der umzulegenden Grund-
stücke oder Grundstücksteile sowie der unmit-
telbar an das Umlegungsgebiet angrenzenden
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Grundstücke, soweit deren Grenze zum Umle-
gungsgebiet strittig ist, ausgeschlossen. Im
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung
über die Einleitung des Umlegungsverfahrens
anhängige streitige und außerstreitige Verfah-
ren sind bis zu einer allfälligen Einstellung des
Umlegungsverfahrens (§ 87) zu unterbrechen
bzw. auszusetzen. Im Falle des Abschlusses des
Umlegungsverfahrens (§ 84 Abs. 5) sind sie
einzustellen. Dies gilt nicht, wenn die Grenz-
streitigkeit die äußere Grenze des Umlegungs-
gebietes betrifft und sich auch nach dem Ab-
schluß des Umlegungsverfahrens die gleichen
Streitparteien gegenüberstehen.

§ 76
Einbeziehen und Ausscheiden 

von Grundstücken
(1) Die Umlegungsbehörde hat im Zuge des

Umlegungsverfahrens durch Verordnung
a) weitere Grundstücke oder Grundstücks-

teile in das Umlegungsgebiet einzubeziehen,
wenn sich nachträglich ergibt, daß deren Ein-
beziehung zur Erreichung des Zweckes des
Umlegungsverfahrens erforderlich ist, oder

b) Grundstücke oder Grundstücksteile aus
dem Umlegungsgebiet auszuscheiden, wenn
sich nachträglich ergibt, daß deren Einbe-
ziehung zur Erreichung des Zweckes des Um-
legungsverfahrens nicht erforderlich ist.

(2) Durch die Einbeziehung oder Ausschei-
dung von Grundstücken oder Grundstückstei-
len dürfen keine Restflächen entstehen, die
nicht zweckmäßig bebaubar wären. Im übrigen
gilt § 73 Abs. 3 und 4 sinngemäß.

(3) Die Gemeinde ist vor der Erlassung von
Verordnungen nach Abs. 1 zu hören.

(4) Verordnungen nach Abs. 1 sind im Bo-
ten für Tirol zu verlautbaren und überdies durch
Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde
während zweier Wochen bekanntzumachen.
Diese Bekanntmachung bildet keine Voraus-
setzung für das Inkrafttreten der Verordnung
und die Durchführung des Verfahrens nach
§ 75. Die Gemeinde hat die Bekanntmachung
an der Amtstafel der Gemeinde durchzuführen.
Die Verordnungen nach Abs. 1 sind weiters
dem Grundbuchsgericht, der Agrarbehörde
und dem Vermessungsamt sofort mitzuteilen.
Für Verordnungen nach Abs. 1 lit. a gilt § 73
Abs. 6 dritter Satz, 7 und 8 sinngemäß. Auf
Grund der Mitteilung von Verordnungen nach
Abs. 1 lit. b hat das Grundbuchsgericht die An-
merkung nach § 73 Abs. 7 erster Satz bei den
betroffenen Grundstücken zu löschen.

(5) Für die Feststellung der Grenzen der auf
Grund einer Verordnung nach Abs. 1 lit. a in
das Umlegungsgebiet einbezogenen Grund-
stücke oder Grundstücksteile gilt § 75 sinn-
gemäß.

§ 77
Verkehrsflächen und sonstige Anlagen
(1) Die Grundflächen, die nach den im Be-

bauungsplan (§ 82) festgelegten Straßenflucht-
linien für den Neubau oder den Ausbau von Ge-
meindestraßen, die nur der inneren Erschlie-
ßung des Umlegungsgebietes dienen, benötigt
werden, sind von den Eigentümern der umzu-
legenden Grundstücke oder Grundstücksteile
im Verhältnis der Fläche dieser Grundstücke
bzw. Grundstücksteile zugunsten der Gemein-
de aufzubringen, soweit hiefür nicht bestehen-
de öffentliche Verkehrsflächen der Gemeinde
zur Verfügung stehen. Soweit von ihnen Grund-
flächen zu diesem Zweck aufgebracht werden,
entfällt bei der Vorschreibung des Erschlie-
ßungsbeitrages nach § 19 der Tiroler Bauord-
nung der Bauplatzanteil.

(2) Für die Aufbringung von Grundflächen,
die nach den im Bebauungsplan festgelegten
Straßenfluchtlinien für den Neubau oder den
Ausbau von Gemeindestraßen, die nicht nur
der inneren Erschließung des Umlegungsge-
bietes dienen, benötigt werden, gilt Abs. 1 sinn-
gemäß mit der Maßgabe, daß den Eigentümern
gegenüber der Gemeinde ein Anspruch auf Ver-
gütung für die Aufbringung jener Grund-
flächen zukommt, die im Hinblick auf die
höhere Verkehrsbedeutung der Straße zusätz-
lich benötigt werden. Die Umlegungsbehörde
hat die Vergütungen in sinngemäßer Anwen-
dung der §§ 65 und 66 Abs. 1 des Tiroler
Straßengesetzes festzusetzen. Die aufgebrach-
ten Grundflächen sind als nicht bebaubar zu be-
werten.

(3) Im Umlegungsverfahren können weiters
Grundflächen, die als Vorbehaltsflächen für
Anlagen gewidmet sind, die vorwiegend den
Interessen der Eigentümer der umzulegenden
Grundstücke oder Grundstücksteile dienen,
wie Parkanlagen, Sportanlagen, Spielplätze
und dergleichen, im Ausmaß von höchstens
10 v. H. der Fläche des Umlegungsgebietes zu-
gunsten der Gemeinde aufgebracht werden.
Diese Grundflächen sind von den Eigentümern
der umzulegenden Grundstücke oder Grund-
stücksteile im Verhältnis der Fläche dieser
Grundstücke bzw. Grundstücksteile aufzubrin-
gen. Die Eigentümer haben hiefür gegenüber
der Gemeinde Anspruch auf Vergütung. Die
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Umlegungsbehörde hat die Vergütungen in
sinngemäßer Anwendung der §§ 65 und 66
Abs. 1 des Tiroler Straßengesetzes festzuset-
zen. Die aufgebrachten Grundflächen sind als
nicht bebaubar zu bewerten.

(4) Der Eigentümer eines Grundstückes oder
Grundstücksteiles, für den sich durch das Um-
legungsverfahren kein Vorteil im Hinblick auf
die bauliche Nutzbarkeit oder die verkehrs-
mäßige Erschließung des betreffenden Grund-
stückes bzw. Grundstücksteiles ergibt, ist von
der Verpflichtung zur Grundaufbringung nach
den Abs. 1, 2 und 3 zu befreien.

§ 78
Grundsätze für die Neuregelung 

der Grundstücksordnung
(1) Für die Neuregelung der Grundstücks-

ordnung gelten folgende Grundsätze:
a) Jedem Grundeigentümer sind Grund-

stücke zuzuweisen, deren Gesamtfläche der
Fläche der eingebrachten Grundstücke oder
Grundstücksteile abzüglich der nach § 77
Abs. 1, 2 und 3 aufzubringenden Flächen ent-
spricht.

b) Die Fläche der zuzuweisenden Grund-
stücke darf vom Abfindungsanspruch nach lit. a
um höchstens 3 v. H. abweichen. Eine größere
Abweichung ist nur bei Vorliegen zwingender
Gründe tatsächlicher oder rechtlicher Natur
zulässig. Solche zwingende Gründe sind ins-
besondere Notwendigkeiten auf Grund der be-
stehenden Bebauung oder des Verlaufes beste-
hender Verkehrsflächen oder jener Verkehrs-
flächen, für die rechtsverbindliche Planungen
bestehen. Abweichungen gegenüber dem Ab-
findungsanspruch sind durch Geldabfindungen
auszugleichen.

c) Anstelle von Grundstücken oder Grund-
stücksteilen, deren bauliche Nutzbarkeit insbe-
sondere auf Grund bestehender Versorgungs-
einrichtungen, wie Einrichtungen zur Wasser-
oder Energieversorgung oder Abwasserbeseiti-
gung und dergleichen, die im Rahmen der Bau-
landumlegung nicht beseitigt werden können,
oder auf Grund ihrer Lage in Schutz- oder Si-
cherheitsbereichen überörtlicher Anlagen oder
auf Grund einer Gefährdung durch Naturge-
fahren (§ 37 Abs. 2) beschränkt ist, sind so weit
wie möglich Grundstücke zuzuweisen, deren
bauliche Nutzbarkeit in vergleichbarer Weise
beschränkt ist. Dabei sind bestehenden Anlagen
jene Anlagen gleichzuhalten, für die rechtsver-
bindliche Planungen bestehen. Weitergehende
Beschränkungen gegenüber den eingebrachten

Grundstücken sind durch Geldabfindungen
auszugleichen.

d) Eine Änderung der Eigentumsverhältnis-
se an bebauten Grundstücken oder an Grund-
stücken, für die eine rechtskräftige Baube-
willigung vorliegt, darf nur insoweit erfolgen,
als das Eigentum an jenen Grundstücksteilen,
auf denen die betreffende bauliche Anlage be-
steht bzw. errichtet werden soll, sowie an jenen
weiteren Grundstücksteilen, ohne die diese
nach den baurechtlichen Vorschriften nicht
mehr errichtet werden dürfte, unverändert blei-
ben müssen. Dies gilt nicht für Feldstädel,
Schuppen, Mauern, Zäune, Abstellplätze, La-
gerplätze und dergleichen.

e) Anstelle von Sonderflächen sind Grund-
stücke zuzuweisen, die als Sonderflächen mit
demselben Verwendungszweck gewidmet sind.
Vorbehaltsflächen für Anlagen nach § 77 Abs. 3
erster Satz dürfen nur der Gemeinde zugewie-
sen werden. Sonstige Vorbehaltsflächen dürfen
nur der Gemeinde und, soweit dies nicht mög-
lich ist, anderen Grundeigentümern anstelle von
solchen Vorbehaltsflächen zugewiesen werden.
Vorbehaltsflächen für objektgeförderte Wohn-
bauten dürfen auch Bauträgern, die solche
Wohnbauten errichten, zugewiesen werden.

f) Ergibt sich auf Grund des Ausmaßes der
eingebrachten Grundstücke oder Grundstücks-
teile kein Anspruch auf Zuweisung eines
Grundstückes, das auf Grund seiner Größe
einer geordneten und bodensparenden Bebau-
ung entsprechend den Festlegungen des Be-
bauungsplanes zugänglich ist, so ist statt des-
sen eine Geldabfindung zuzuerkennen. Die
Möglichkeit der Bebauung ausschließlich mit
Nebenanlagen oder sonstigen untergeordneten
baulichen Anlagen hat dabei außer Betracht zu
bleiben. Der Bemessung der Geldabfindung ist
die Fläche der eingebrachten Grundstücke ab-
züglich der nach § 77 Abs. 1, 2 und 3 aufzu-
bringenden Flächen zugrunde zu legen.

g) Die Geldabfindungen sind von jenen
Grundeigentümern aufzubringen, die in den
Fällen der lit. b und f sowie des Abs. 4 zweiter
Satz in Ansehung der Fläche, im Falle der lit. c
in Ansehung der baulichen Nutzbarkeit der zu-
gewiesenen Grundstücke mehr erhalten, als ihr
Anspruch nach den eingebrachten Grund-
stücken betragen würde. Die Geldabfindungen
sind nach dem Verkehrswert der Grundstücke
im Umlegungsgebiet zu bemessen.

(2) Mit Zustimmung der betroffenen Grund-
eigentümer kann

a) Miteigentum an zuzuweisenden Grund-
stücken und
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b) Miteigentum anstelle von Geldabfindungen
begründet werden.

(3) Mit Zustimmung der Miteigentümer
kann Miteigentum im Verhältnis der ideellen
Anteile aufgelöst werden, wenn die Anteile der
einzelnen Miteigentümer allein oder in Ver-
bindung mit anderen eingebrachten Grund-
stücken oder Grundstücksteilen den Anspruch
auf Zuweisung von Grundstücken ergeben, die
auf Grund ihrer Größe einer geordneten und
bodensparenden Bebauung entsprechend den
Festlegungen des Bebauungsplanes zugäng-
lich sind. Weiters kann auf Verlangen einzel-
ner Miteigentümer Miteigentum in gleicher
Weise hinsichtlich ihrer ideellen Anteile auf-
gelöst werden, wenn die einzelnen Anteile der
Miteigentümer, die die Auflösung verlangen,
allein oder in Verbindung mit anderen einge-
brachten Grundstücken oder Grundstückstei-
len und die Summe der Anteile der verblei-
benden Miteigentümer den Anspruch auf Zu-
weisung solcher Grundstücke ergeben.

(4) An eingebrachten Grundstücken oder
Grundstücksteilen, die ausschließlich als Ver-
kehrsflächen genutzt werden, kann Miteigen-
tum auch ohne Zustimmung der Miteigentümer
im Verhältnis der ideellen Anteile aufgelöst
werden. Den Miteigentümern, deren Anteile al-
lein oder in Verbindung mit anderen einge-
brachten Grundstücken oder Grundstückstei-
len keinen Anspruch auf Zuweisung von
Grundstücken ergeben, die auf Grund ihrer
Größe einer geordneten und bodensparenden
Bebauung entsprechend den Festlegungen des
Bebauungsplanes zugänglich sind, ist statt des-
sen eine Geldabfindung zuzuerkennen. Abs. 1
lit. f zweiter und dritter Satz gilt sinngemäß.

§ 79
Entfernung von Zugehör, 
Verlegung von Anlagen

(1) Die Umlegungsbehörde hat den Eigen-
tümern der umzulegenden Grundstücke oder
Grundstücksteile die Entfernung von Feldstä-
deln, Schuppen, Mauern, Zäunen, Abstellplät-
zen, Lagerplätzen, Holzbeständen, Bäumen,
Sträuchern und ähnlichem Zugehör aufzutra-
gen, soweit das Zugehör nicht von den Eigen-
tümern der zuzuweisenden Grundstücke über-
nommen wird. Die Kosten der Entfernung des
Zugehörs sind von den Eigentümern der um-
zulegenden Grundstücke oder Grundstücks-
teile im Verhältnis der Fläche dieser Grund-
stücke bzw. Grundstücksteile zu tragen.

(2) Wird die bauliche Nutzbarkeit der zuzu-
weisenden Grundstücke durch bestehende Ver-

sorgungseinrichtungen, wie Einrichtungen zur
Wasser- oder Energieversorgung oder Abwas-
serbeseitigung und dergleichen, beschränkt und
ließe sich durch deren Verlegung insgesamt ei-
ne erheblich bessere bauliche Nutzbarkeit der
betroffenen Grundstücke erreichen, so hat die
Umlegungsbehörde auf eine Verlegung dieser
Einrichtungen hinzuwirken, soweit die Verle-
gung nach den in Betracht kommenden Ver-
waltungsvorschriften voraussichtlich rechtlich
zulässig wäre und im Verhältnis zu den dadurch
bewirkten Vorteilen keine unverhältnismäßig
hohen Aufwendungen erfordern würde. Für die
Tragung der Kosten der Verlegung von Versor-
gungseinrichtungen gilt Abs. 1 zweiter Satz
sinngemäß.

(3) Die Eigentümer von umzulegenden
Grundstücken oder Grundstücksteilen können
Übereinkommen über das Zugehör zu den
jeweiligen Grundstücken abschließen, soweit
dadurch die Rechtsstellung der übrigen Partei-
en des Umlegungsverfahrens nicht beeinträch-
tigt und die Erreichung des Zweckes des Um-
legungsverfahrens nicht verhindert oder we-
sentlich erschwert wird. Unter diesen Voraus-
setzungen können weiters Übereinkommen
mit den Eigentümern von Versorgungseinrich-
tungen über deren Verlegung abgeschlossen
werden. Derartige Übereinkommen sind von
der Umlegungsbehörde in einer Verhandlungs-
schrift oder sonstigen Niederschrift zu beur-
kunden. Sie werden mit dem Eintritt der
Rechtskraft des Umlegungsbescheides wirk-
sam.

§ 80
Rechte an Grundstücken

(1) Soweit in den Abs. 2, 3 und 4 nichts an-
deres bestimmt ist, treten hinsichtlich der ding-
lichen und persönlichen Rechte an den umzu-
legenden Grundstücken oder Grundstückstei-
len an die Stelle der eingebrachten Grund-
stücke bzw. Grundstücksteile die dem jeweili-
gen Eigentümer im Umlegungsbescheid zuge-
wiesenen Grundstücke bzw. zuerkannten Geld-
abfindungen und Vergütungen.

(2) Soweit Grunddienstbarkeiten, Realla-
sten, persönliche Dienstbarkeiten, unregel-
mäßige Servituten und Scheinservituten durch
die Umlegung entbehrlich werden, sind sie im
Umlegungsbescheid entschädigungslos aufzu-
heben. Soweit solche Rechte aufrecht bleiben,
ist im Umlegungsbescheid zu bestimmen, wel-
che der zugewiesenen Grundstücke sie bela-
sten. Ergeben sich dadurch Verschiebungen im
Wert der zugewiesenen Grundstücke, so sind
diese durch Geldabfindungen auszugleichen.
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(3) Durch Übereinkommen mit den Berech-
tigten können von den Abs. 1 und 2 abwei-
chende Regelungen über Rechte an Grund-
stücken getroffen werden, soweit dadurch die
Rechtsstellung von Parteien des Umlegungs-
verfahrens nicht beeinträchtigt und die Errei-
chung des Zweckes des Umlegungsverfahrens
nicht verhindert oder wesentlich erschwert
wird. Im übrigen gilt § 79 Abs. 3 dritter und
vierter Satz sinngemäß.

(4) Bestehen an umzulegenden Grund-
stücken agrarische Rechte, so hat die Agrar-
behörde diese nach den agrarrechtlichen Vor-
schriften möglichst aufzuheben oder so zu än-
dern, daß sie der Erreichung des Zweckes des
Umlegungsverfahrens nicht im Wege stehen.
Die Umlegungsbehörde und die Agrarbehörde
haben die Verfahren auf geeignete Weise zu ko-
ordinieren.

§ 81
Entwurf der Neuordnung, 
mündliche Verhandlung

(1) Die Umlegungsbehörde hat einen Ent-
wurf über die Neuregelung der Grundstücks-
ordnung auszuarbeiten. Der Entwurf hat je-
denfalls zu enthalten:

a) eine nach Eigentümern geordnete Zu-
sammenstellung des bisherigen und des vorge-
sehenen Grundstücksbestandes einschließlich
der nach § 77 Abs. 1, 2 und 3 aufzubringenden
Grundstücke, aus der die Grundstücksnum-
mern, die Grundbuchseinlagen und das Aus-
maß der Grundstücke hervorgehen;

b) eine planliche Darstellung des bisherigen
und des vorgesehenen Grundstücksbestandes;

c) die vorgesehene Neuregelung der vom
Umlegungsverfahren betroffenen dinglichen
Rechte;

d) die vorgesehene Entfernung von Zugehör
zu Grundstücken;

e) die vorgesehenen Geldabfindungen und
Vergütungen;

f) den für die Aufteilung der Kosten der Ent-
fernung von Anlagen nach lit. d, der Verlegung
von Versorgungseinrichtungen und des Umle-
gungsverfahrens vorgesehenen Schlüssel.

(2) Dem Entwurf über die Neuregelung der
Grundstücksordnung sind die maßgebenden
Berechnungen in übersichtsartiger Form anzu-
schließen.

(3) Zur Ermittlung des für den Umlegungs-
bescheid (§ 84) maßgebenden Sachverhaltes ist
auf Grund des Entwurfes über die Neuregelung
der Grundstücksordnung eine mündliche Ver-
handlung durchzuführen. Zur mündlichen Ver-

handlung sind die Eigentümer der umzule-
genden Grundstücke oder Grundstücksteile so-
wie jene Personen, denen an einem solchen
Grundstück ein im Privatrecht begründetes
dingliches Recht zukommt, das zum Gebrauch
oder zur Nutzung des Grundstückes berechtigt,
und die Gemeinde zu laden. Die mündliche
Verhandlung ist weiters bis zum Verhand-
lungstag durch Anschlag an der Amtstafel der
Gemeinde kundzumachen. Gleichzeitig ist der
Entwurf über die Neuregelung der Grund-
stücksordnung zur allgemeinen Einsicht im
Gemeindeamt aufzulegen. Zwischen dem Be-
ginn der Auflegung und dem Verhandlungstag
müssen mindestens vier Wochen liegen. Die
Ladungen und die Kundmachung haben einen
Hinweis auf die Auflegung und die Aufle-
gungsfrist zu enthalten. Die Gemeinde hat die
für die Auflegung des Entwurfes erforderlichen
Amtsräume zur Verfügung zu stellen und die
Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinde
durchzuführen.

§ 82
Bebauungsplan 

für das Umlegungsgebiet
(1) Die Gemeinde hat gleichzeitig mit der

Auflegung des Entwurfes über die Neuregelung
der Grundstücksordnung den Entwurf eines Be-
bauungsplanes für das Umlegungsgebiet zur all-
gemeinen Einsicht aufzulegen. Im Bebauungs-
plan sind hinsichtlich der Erschließung die
Straßenfluchtlinien der Straßen nach § 54 Abs. 1
und der Straßen, die der inneren Erschließung
des Umlegungsgebietes dienen, und hinsicht-
lich der Bebauung die Mindest- und die Höchst-
größe der Bauplätze, die Baufluchtlinien, die
Bauweisen und die Baudichten festzulegen. Für
das Verfahren zur Erlassung des Bebauungspla-
nes gelten die §§ 65, 67 und 68 sinngemäß mit
der Maßgabe, daß dem Bebauungsplan die auf-
sichtsbehördliche Genehmigung auch dann zu
versagen ist, wenn er dem Zweck des Umle-
gungsverfahrens zuwiderläuft. Die Landesre-
gierung hat die Umlegungsbehörde vor der Ent-
scheidung über die Erteilung der aufsichts-
behördlichen Genehmigung zu dieser Frage zu
hören.

(2) Mit dem Inkrafttreten des Bebauungs-
planes treten für das Umlegungsgebiet oder
Teile des Umlegungsgebietes allenfalls beste-
hende Bebauungspläne außer Kraft.

(3) Die Gemeinde und die Umlegungs-
behörde haben die Ausarbeitung des Entwur-
fes des Bebauungsplanes und des Entwurfes
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über die Neuregelung der Grundstücksordnung
sowie die Verfahren auf geeignete Weise zu
koordinieren.

(4) Die Gemeinde kann nach dem Eintritt der
Rechtskraft des Umlegungsbescheides den Be-
bauungsplan durch weitere Festlegungen im
Sinne des § 56 Abs. 2 ergänzen. Für das Ver-
fahren zur Ergänzung des Bebauungsplanes
gilt § 69 in Verbindung mit den §§ 66 und 68
sinngemäß.

§ 83
Änderung des Flächenwidmungsplanes 

im Umlegungsgebiet
(1) Die Gemeinde hat gleichzeitig mit der

Auflegung des Entwurfes über die Neurege-
lung der Grundstücksordnung auch einen Ent-
wurf über die Änderung des Flächenwid-
mungsplanes im Umlegungsgebiet zur allge-
meinen Einsicht aufzulegen, wenn im Rahmen
des Umlegungsverfahrens

a) Sonderflächen geändert oder
b) Vorbehaltsflächen geändert oder neu vor-

gesehen werden.
(2) Soweit die neuen Sonderflächen oder

Vorbehaltsflächen von den eingebrachten Son-
derflächen oder Vorbehaltsflächen abweichen,
sind die entsprechenden Grundflächen gleich
dem übrigen Umlegungsgebiet als Bauland der
betreffenden Art zu widmen.

(3) Dem geänderten Flächenwidmungsplan
ist die aufsichtsbehördliche Genehmigung
auch dann zu versagen, wenn er zwingenden
Erfordernissen für die Neueinteilung der
Grundstücke, insbesondere nach den §§ 77
Abs. 3 und 78 Abs. 1 lit. e, nicht Rechnung trägt.
Die Landesregierung hat die Umlegungs-
behörde vor der Entscheidung über die Ertei-
lung der aufsichtsbehördlichen Genehmigung
zu dieser Frage zu hören.

(4) Die Gemeinde und die Umlegungs-
behörde haben die Ausarbeitung des Entwur-
fes über die Änderung des Flächenwidmungs-
planes und des Entwurfes über die Neurege-
lung der Grundstücksordnung sowie die Ver-
fahren auf geeignete Weise zu koordinieren.

§ 84
Umlegungsbescheid, 

Abschluß des Verfahrens
(1) Im Umlegungsbescheid ist abzusprechen

über:
a) die Neueinteilung der Grundstücke;
b) die Zuweisung des Eigentums an den neu

eingeteilten Grundstücken einschließlich der
nach § 77 Abs. 1, 2 und 3 aufgebrachten Grund-
stücke;

c) die Neuregelung der vom Umlegungs-
verfahren betroffenen dinglichen Rechte;

d) die Verpflichtung zur Entfernung von Zu-
gehör zu Grundstücken;

e) die Aufbringung und Zuerkennung von
Geldabfindungen und Vergütungen;

f) die Tragung der Kosten der Entfernung
von Anlagen nach lit. d und der Verlegung von
Versorgungseinrichtungen;

g) die Tragung der Kosten des Umlegungs-
verfahrens; Kosten, deren Höhe noch nicht
feststeht, sind einem nachträglichen Bescheid
vorzubehalten.

(2) Der Umlegungsbescheid darf erst nach
dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes nach
§ 82 erlassen werden. In den Fällen des § 80
Abs. 4 und des § 83 Abs. 1 darf der Umle-
gungsbescheid überdies erst nach der Neure-
gelung der agrarischen Rechte durch die Agrar-
behörde bzw. nach dem Inkrafttreten der Än-
derung des Flächenwidmungsplanes erlassen
werden.

(3) Die Umlegungsbehörde hat nach dem
Eintritt der Rechtskraft des Umlegungsbe-
scheides dem Grundbuchsgericht eine mit der
Rechtskraftklausel versehene Ausfertigung
dieses Bescheides und die zur Richtigstellung
des Grundbuches erforderlichen Behelfe zu
übersenden. Das Grundbuchsgericht hat dar-
aufhin von Amts wegen die erforderlichen Ein-
tragungen im Grundbuch vorzunehmen und
gleichzeitig die Anmerkung nach § 73 Abs. 7
erster Satz bei den betroffenen Grundstücken
zu löschen. Eine mit der Rechtskraftklausel ver-
sehene Ausfertigung des Umlegungsbeschei-
des ist weiters der Gemeinde zu übersenden.

(4) Die Umlegungsbehörde hat weiters die
Richtigstellung des Grundsteuer- oder Grenz-
katasters zu veranlassen.

(5) Nach dem Eintritt der Rechtskraft des
Umlegungsbescheides ist das Umlegungsver-
fahren durch Verordnung abzuschließen. Die
Verordnung über den Abschluß des Umle-
gungsverfahrens ist im Boten für Tirol zu ver-
lautbaren und überdies durch Anschlag an der
Amtstafel der Gemeinde während zweier Wo-
chen bekanntzumachen. Diese Bekanntma-
chung bildet keine Voraussetzung für das In-
krafttreten der Verordnung. Die Gemeinde hat
die Bekanntmachung an der Amtstafel der Ge-
meinde durchzuführen. Die Verordnung ist wei-
ters dem Grundbuchsgericht, der Agrarbehörde
und dem Vermessungsamt sofort mitzuteilen.

(6) Vor dem Eintritt der Rechtskraft des Um-
legungsbescheides darf die Baubewilligung für
den Neu- oder Zubau von Gebäuden und für die
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Errichtung sonstiger baulicher Anlagen nicht
erteilt werden. Bescheide, mit denen entgegen
dieser Bestimmung eine Baubewilligung erteilt
wird, leiden an einem mit Nichtigkeit bedroh-
ten Fehler.

§ 85
Eigentumsübergang, 

Leistung der Geldabfindungen 
und Vergütungen

(1) Mit dem Eintritt der Rechtskraft des Um-
legungsbescheides geht das Eigentum an den
neu eingeteilten Grundstücken auf die neuen
Eigentümer über. Gleichzeitig gehen die bis-
herigen Eigentumsrechte unter.

(2) Geldabfindungen sind vom Zahlungs-
pflichtigen innerhalb eines Monats nach dem
Eintritt der Rechtskraft des Umlegungsbeschei-
des an die Gemeinde zu leisten. Die Gemeinde
hat die Geldabfindungen, soweit im Abs. 4
nichts anderes bestimmt ist, innerhalb von zwei
Monaten nach dem Eintritt der Rechtskraft des
Umlegungsbescheides an die Anspruchsberech-
tigten auszuzahlen. Für die Geldabfindungen
samt Nebenkosten haftet auf den dem Zah-
lungspflichtigen zugewiesenen Grundstücken
ein gesetzliches Pfandrecht der Gemeinde.

(3) Die Vergütungen nach § 77 Abs. 2 und 3
sind von der Gemeinde innerhalb eines Monats
nach dem Eintritt der Rechtskraft des Umle-
gungsbescheides an die Anspruchsberechtig-
ten zu leisten.

(4) Ist eine Geldabfindung oder Vergütung
mit einem Pfandrecht belastet, so ist die Geld-
abfindung bzw. Vergütung von der Gemeinde
nur dann an den Anspruchsberechtigten auszu-
zahlen, wenn eine Freistellungserklärung des
Pfandgläubigers vorliegt. Andernfalls ist die
Geldabfindung oder Vergütung von der Ge-
meinde beim Bezirksgericht, in dessen Spren-
gel sie liegt, zu hinterlegen. Dieses hat die
Geldabfindung oder Vergütung in sinngemäßer
Anwendung der Vorschriften der Exekutions-
ordnung über die Verteilung des Meistbotes im
Versteigerungsverfahren zu verteilen.

§ 86
Umlegungsverträge, 

Umlegungsübereinkommen
(1) Die Parteien des Umlegungsverfahrens

können einen Vertrag über die Neuregelung der
Grundstücksordnung abschließen (Umlegungs-
vertrag). Der Umlegungsvertrag bedarf zu sei-
ner Rechtswirksamkeit der Genehmigung der
Umlegungsbehörde. Die Umlegungsbehörde
hat die Genehmigung zu erteilen, wenn der Um-
legungsvertrag

a) in verbücherungsfähiger Form samt den
zur Richtigstellung des Grundbuches erforder-
lichen Behelfen vorliegt;

b) nach Abs. 4 zulässig ist;
c) alle Punkte nach § 84 Abs. 1 enthält und
d) die Erreichung des Zweckes des Umle-

gungsverfahrens gewährleistet.
(2) Ergibt sich im Zuge des Umlegungsver-

fahrens, daß sich die Parteien über die Neure-
gelung der Grundstücksordnung voraussicht-
lich gütlich einigen werden, so hat die Umle-
gungsbehörde auf den Abschluß eines Partei-
enübereinkommens darüber (Umlegungsüber-
einkommen) hinzuwirken. Ein Umlegungs-
übereinkommen, das alle Punkte nach § 84 Abs.
1 enthält und die Erreichung des Zweckes des
Umlegungsverfahrens gewährleistet, ist von
der Umlegungsbehörde in einer Verhandlungs-
schrift oder sonstigen Niederschrift zu beur-
kunden. Es wird rechtswirksam, wenn die Um-
legungsbehörde feststellt, daß das Umlegungs-
übereinkommen die Erreichung des Zweckes
des Umlegungsverfahrens gewährleistet. Die
Umlegungsbehörde darf diese Feststellung nur
treffen, wenn das Umlegungsübereinkommen
nach Abs. 4 zulässig ist.

(3) Der Bescheid mit der Genehmigung nach
Abs. 1 zweiter Satz oder der Feststellung nach
Abs. 2 dritter Satz darf erst nach dem Inkraft-
treten des Bebauungsplanes nach § 82 und, so-
weit der Umlegungsvertrag oder das Umle-
gungsübereinkommen auch Änderungen in be-
zug auf Sonderflächen oder Vorbehaltsflächen
erfordert, überdies erst nach dem Inkrafttreten
der Änderung des Flächenwidmungsplanes
nach § 83 erlassen werden. Bestehen an den
umzulegenden Grundstücken agrarische Rech-
te, so darf der Bescheid weiters erst nach der
Neuregelung dieser Rechte durch die Agrar-
behörde nach § 80 Abs. 4 erlassen werden.

(4) Ist ein umzulegendes Grundstück durch
eine Hypothek belastet und wird im Umle-
gungsvertrag oder Umlegungsübereinkommen
neben oder anstelle einer Grundabfindung ei-
ne Geldabfindung vereinbart, so ist dieser (die-
ses) nur mit Zustimmung des Hypothekargläu-
bigers zulässig. Die Zustimmung des Hypo-
thekargläubigers ist nicht erforderlich, wenn
eine neben der Geldabfindung vereinbarte
Grundabfindung oder ein allfälliger außerhalb
des Umlegungsgebietes verbleibender Grund-
stücksrest für sich oder zusammen weiterhin
eine dem § 1374 ABGB entsprechende Si-
cherstellung der Forderung bieten.

(5) Der Bescheid mit der Genehmigung nach
Abs. 1 zweiter Satz oder der Feststellung nach
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Abs. 2 dritter Satz ersetzt hinsichtlich aller
Rechtswirkungen den Umlegungsbescheid.

(6) Im Falle des Zustandekommens eines
Umlegungsvertrages oder Umlegungsüberein-
kommens kann das Verfahren nach den §§ 75
und 81 entfallen.

(7) Umlegungsverträge und Umlegungs-
übereinkommen bedürfen keiner Bewilligung
und Genehmigung nach anderen landesrecht-
lichen Vorschriften.

(8) Die Umlegungsbehörde hat nach dem
Eintritt der Rechtskraft des Bescheides mit der
Genehmigung nach Abs. 1 zweiter Satz oder
der Feststellung nach Abs. 2 dritter Satz dem
Grundbuchsgericht, dem für die Einhebung der
Grunderwerbssteuer zuständigen Finanzamt
und der Gemeinde je eine mit der Rechtskraft-
klausel versehene Ausfertigung dieses Be-
scheides samt einer mit dem Genehmigungs-
vermerk versehenen Ausfertigung des Umle-
gungsvertrages oder der Niederschrift über das
Umlegungsübereinkommen zu übersenden.
Dem Grundbuchsgericht sind auch die zur
Richtigstellung des Grundbuches erforderli-
chen Behelfe zu übersenden.

§ 87
Einstellung des Verfahrens

(1) Das Umlegungsverfahren ist durch Ver-
ordnung einzustellen, wenn Umstände hervor-
kommen oder nachträglich eintreten, die den
Zweck des Umlegungsverfahrens nicht mehr
erreichen lassen.

(2) Das Umlegungsverfahren ist überdies
durch Verordnung einzustellen, wenn nicht in-
nerhalb von drei Jahren nach dem Inkrafttreten
der Verordnung über die Einleitung des Umle-
gungsverfahrens ein Umlegungsbescheid er-
lassen wird oder ein zulässiger Umlegungsver-
trag oder ein zulässiges Umlegungsüberein-
kommen zustandekommt und die Gemeinde
oder mindestens die Hälfte der Eigentümer der
umzulegenden Grundstücke oder Grundstücks-
teile, auf die mindestens 50 v.H. der umzule-
genden Grundfläche entfallen müssen, die
Einstellung des Verfahrens beantragen.

(3) Die Verordnung über die Einstellung des
Umlegungsverfahrens ist im Boten für Tirol zu
verlautbaren und überdies durch Anschlag an
der Amtstafel der Gemeinde während zweier
Wochen bekanntzumachen. Diese Bekanntma-
chung bildet keine Voraussetzung für das In-
krafttreten der Verordnung. Die Gemeinde hat
die Bekanntmachung an der Amtstafel der Ge-
meinde durchzuführen. Die Verordnung ist
weiters dem Grundbuchsgericht, der Agrar-

behörde und dem Vermessungsamt sofort mit-
zuteilen. Das Grundbuchsgericht hat daraufhin
von Amts wegen die Anmerkung nach § 73 Abs.
7 erster Satz zu löschen.

(4) Mit der Einstellung des Umlegungsver-
fahrens treten ein allfälliger Bebauungsplan
nach § 82 und ein allfälliger geänderter Flä-
chenwidmungsplan nach § 83 außer Kraft.
Gleichzeitig treten zuvor bestandene Bebau-
ungspläne und die zuvor bestandenen Wid-
mungen wieder in Kraft.

§ 88
Zuständigkeit

(1) Umlegungsbehörde im Sinne dieses Ab-
schnittes ist das Amt der Tiroler Landesregie-
rung.

(2) Über Berufungen gegen Bescheide der
Umlegungsbehörde entscheidet die Umle-
gungsoberbehörde (§ 89). Gegen die Entschei-
dungen der Umlegungsoberbehörde ist ein or-
dentliches Rechtsmittel nicht zulässig. Die Ent-
scheidungen unterliegen auch nicht der Aufhe-
bung oder Abänderung im Verwaltungsweg.

§ 89
Umlegungsoberbehörde

(1) Die Umlegungsoberbehörde ist beim
Amt der Tiroler Landesregierung einzurichten.
Der Umlegungsoberbehörde gehören an:

a) ein rechtskundiger Bediensteter des Amtes
der Tiroler Landesregierung als Vorsitzender;

b) ein weiterer rechtskundiger Bediensteter
des Amtes der Tiroler Landesregierung als Be-
richterstatter;

c) ein Mitglied aus dem Richterstand;
d) zwei weitere Bedienstete des Amtes der

Tiroler Landesregierung, von denen jeweils ei-
ner über besondere Kenntnisse und Erfahrun-
gen auf den Gebieten der Raumordnung und
der Baulandumlegung verfügt.

(2) Die Mitglieder der Umlegungsoberbe-
hörde sind von der Landesregierung auf die
Dauer von fünf Jahren zu bestellen. Vor der Be-
stellung des Mitgliedes nach Abs. 1 lit. c ist der
Präsident des Oberlandesgerichtes Innsbruck
zu hören. Für jedes Mitglied der Umlegungs-
oberbehörde ist in gleicher Weise ein Ersatz-
mitglied zu bestellen. Jedes Mitglied wird im
Falle seiner Verhinderung durch sein Ersatz-
mitglied vertreten.

(3) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der
Umlegungsoberbehörde bleiben auch nach dem
Ablauf ihrer Amtsdauer bis zur Neubestellung
der Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder im Amt.
Ein Mitglied oder Ersatzmitglied scheidet vor-
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zeitig aus dem Amt durch Ausscheiden aus dem
Dienststand oder Verzicht. Der Verzicht ist der
Landesregierung schriftlich zu erklären. Er
wird mit dem Einlangen der Verzichtserklärung
unwiderruflich und, wenn in der Verzichtser-
klärung nicht ein späterer Zeitpunkt für das
Wirksamwerden angegeben ist, wirksam. Im
Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes oder
Ersatzmitgliedes hat die Landesregierung für
die restliche Amtsdauer ein neues Mitglied bzw.
Ersatzmitglied zu bestellen.

(4) Die Mitglieder der Umlegungsober-
behörde sind bei der Ausübung ihres Amtes an
keine Weisungen gebunden.

(5) Die Umlegungsoberbehörde ist nur bei
Anwesenheit aller Mitglieder beschlußfähig.
Die Umlegungsoberbehörde entscheidet mit
einfacher Stimmenmehrheit. Stimmenthaltung
ist nicht zulässig.

(6) Die Landesregierung hat durch Verord-
nung eine Geschäftsordnung der Umlegungs-
oberbehörde zu erlassen, die insbesondere
nähere Bestimmungen über die Einberufung zu
den Sitzungen, den Vorgang bei der Beratung
und Abstimmung, die Aufnahme von Nieder-
schriften und die Ausarbeitung und Fertigung
der Erledigungen zu enthalten hat.

§ 90
Verfahren

(1) Auf das Verfahren der Umlegungsbe-
hörde und der Umlegungsoberbehörde findet
das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz
1991, BGBl. Nr. 51, mit folgenden Abweichun-
gen Anwendung:

a) Nichtamtliche Sachverständige dürfen
auch ohne Vorliegen der Voraussetzungen nach
§ 52 Abs. 2 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1991 herangezogen werden.
§ 52 Abs. 3 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1991 findet keine Anwendung.

b) Der Bescheid über die Grenzfeststellung
und der Umlegungsbescheid können auch
durch Auflegung zur allgemeinen Einsicht im
Gemeindeamt der Gemeinde, in deren Gebiet
die Baulandumlegung durchgeführt wird,
während zweier Wochen erlassen werden. Die
Auflegung ist durch Anschlag an der Amtstafel
der Gemeinde während der gesamten Aufle-
gungsfrist kundzumachen. Die Parteien sind
von der Auflegung überdies schriftlich zu ver-
ständigen. Die Kundmachung und die Verstän-
digungen haben jeweils die Rechtsmittelbeleh-
rung zu enthalten. Die Berufungsfrist beginnt
mit dem Ablauf des letzten Tages der Aufle-
gung. Die Gemeinde hat die für die Auflegung

des Entwurfes erforderlichen Amtsräume zur
Verfügung zu stellen und die Kundmachung an
der Amtstafel der Gemeinde durchzuführen.

c) Die Barauslagen und Vorschüsse nach § 76
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes 1991 sind von den Eigentümern der
umzulegenden Grundstücke oder Grundstücks-
teile im Verhältnis der Fläche dieser Grund-
stücke bzw. Grundstücksteile zu tragen. Dies
gilt auch im Falle der Einstellung des Umle-
gungsverfahrens.

(2) Auf das Verfahren der Umlegungsober-
behörde finden weiters die §§ 67d bis 67h des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991 sinngemäß Anwendung.

§ 91
Inanspruchnahme von Grundstücken
Für die Berechtigung der Organe der Umle-

gungsbehörde und der Umlegungsoberbehörde
und ihrer Beauftragten zur Inanspruchnahme
von Grundstücken gilt § 6 sinngemäß mit der
Maßgabe, daß

a) die Vergütung nach § 6 Abs. 4 von den
Eigentümern der umzulegenden Grundstücke
oder Grundstücksteile im Verhältnis der Fläche
dieser Grundstücke bzw. Grundstücksteile auf-
zubringen ist;

b) die Entscheidung über Streitigkeiten nach
§ 6 Abs. 3 zweiter Satz und über Vergütungen
nach lit. a der Umlegungsbehörde, im Falle der
Inanspruchnahme von Grundstücken durch die
Umlegungsoberbehörde dieser obliegt.

§ 92
Befreiung von Abgaben und Gebühren
Amtshandlungen und schriftliche Ausferti-

gungen der Umlegungsbehörde und der Umle-
gungsoberbehörde sind von den landesrecht-
lich geregelten Gebühren und Verwaltungsab-
gaben befreit.

IV. TEIL
Bodenbeschaffungsfonds

§ 93
Errichtung, Aufgaben, 
Aufbringung der Mittel

(1) Zur Unterstützung der Gemeinden bei
der Verwirklichung der Ziele der örtlichen
Raumordnung und der Festlegungen der örtli-
chen Raumordnungskonzepte wird der Boden-
beschaffungsfonds errichtet.

(2) Der Bodenbeschaffungsfonds besitzt
Rechtspersönlichkeit. Er hat seinen Sitz in
Innsbruck.
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(3) Die Tätigkeit des Bodenbeschaffungs-
fonds ist nicht auf Gewinn gerichtet. Der Boden-
beschaffungsfonds hat jedoch nach Möglichkeit
kostendeckend zu arbeiten.

(4) Im Rahmen des Fondszweckes nach
Abs. 1 obliegen dem Bodenbeschaffungsfonds:

a) der Erwerb von Grundstücken und deren
entgeltliche Weitergabe an öffentliche und pri-
vate Planungsträger;

b) die Gewährung von Zinsen- und An-
nuitätenzuschüssen für Darlehen, die von Ge-
meinden für den Erwerb von Grundstücken,
insbesondere im Zusammenhang mit der Er-
bringung von Leistungen nach § 14 Abs. 2 des
Tiroler Wohnbauförderungsgesetzes 1991 auf-
genommen wurden.

(5) Zu den Aufgaben des Fonds nach Abs. 4
lit. a gehören insbesondere:

a) die Veräußerung von Grundstücken an
Gemeinden, gemeinnützige Bauvereinigungen
und sonstige befugte Bauträger zum Zwecke
des geförderten Wohnbaues, insbesondere für
Bauvorhaben in bodensparender verdichteter
Bauweise;

b) die Veräußerung von Grundstücken zum
Zweck der Ansiedlung oder der Standortverle-
gung von Gewerbe- und Industriebetrieben;

c) die Veräußerung von Grundstücken zu den
im § 44 Abs. 1 lit. a genannten Zwecken und
zum Zweck der Arrondierung von land- und
forstwirtschaftlich nutzbaren Flächen;

d) die Veräußerung von Grundstücken an
Gemeinden zum Zweck der Errichtung von
Gebäuden und sonstigen Anlagen nach § 53
Abs. 1 lit. a;

e) die Verwendung von Grundstücken zu
Tauschzwecken im Rahmen der lit. a bis d.

(6) Auf die Gewährung von Fondsleistungen
besteht kein Rechtsanspruch.

(7) Die Mittel des Bodenbeschaffungsfonds
werden aufgebracht durch:

a) Zuwendungen des Landes Tirol nach
Maßgabe der im Landesvoranschlag hiefür je-
weils vorgesehenen Mittel;

b) sonstige Zuwendungen;
c) die Aufnahme von Darlehen;
d) Erlöse aus der Veräußerung von Grund-

stücken.
(8) Der Bodenbeschaffungsfonds hat seine

Mittel zinsbringend anzulegen.

§ 94
Sicherung des Fondszweckes,

Richtlinien
(1) Der Bodenbeschaffungsfonds hat bei der

Weitergabe von Grundstücken nach § 93 Abs. 4

lit. a die Erreichung des Fondszweckes durch
vertragliche Beschränkungen der Verfügungs-
macht des Erwerbers zu sichern. Als Beschrän-
kungen kommen insbesondere ein Zustim-
mungsrecht des Bodenbeschaffungsfonds bei
der Weiterveräußerung von Grundstücken in-
nerhalb einer bestimmten Frist, ein Vor- oder
Wiederkaufsrecht des Bodenbeschaffungs-
fonds oder sonstige Auflagen in Betracht. Sol-
che Beschränkungen sind erforderlichenfalls
grundbücherlich sicherzustellen. Die Veräuße-
rung von Grundstücken kann weiters von Be-
dingungen abhängig gemacht werden.

(2) Fondsleistungen nach § 93 Abs. 4 lit. b
können von Bedingungen abhängig gemacht
oder an Auflagen gebunden werden.

(3) Der Bodenbeschaffungsfonds hat Richt-
linien für seine Tätigkeit zu erlassen. Die Richt-
linien haben insbesondere nähere Bestimmun-
gen zu enthalten über:

a) das Verfahren bei der Gewährung von
Fondsleistungen;

b) die Voraussetzungen für die Gewährung
von Fondsleistungen;

c) Beschränkungen, Auflagen und Bedin-
gungen für Fondsleistungen;

d) die Überwachung der bestimmungs-
gemäßen Verwendung von Fondsleistungen
und der Einhaltung von Beschränkungen, Auf-
lagen und Bedingungen;

e) die Rückabwicklung und den Widerruf
von Fondsleistungen im Falle der Nichteinhal-
tung von Auflagen oder Beschränkungen;

f) die Sicherstellung von Forderungen.

§ 95
Ermittlung und Verarbeitung von Daten
Der Bodenbeschaffungsfonds darf zum

Zweck der Feststellung der Voraussetzungen
für die Gewährung einer Fondsleistung sowie
zur Überwachung der bestimmungsgemäßen
Verwendung der gewährten Fondsleistung und
der Einhaltung von Beschränkungen, Auflagen
oder Bedingungen folgende Daten ermitteln
und automationsunterstützt verarbeiten:

a) Name oder Bezeichnung und Adresse des
Leistungsempfängers;

b) Geburtsdatum und Staatsbürgerschaft des
Leistungsempfängers bzw. der vertretungsbe-
fugten Organe;

c) Rechtsakte, die zur Prüfung der Voraus-
setzungen für die Gewährung einer Fondslei-
stung vorzulegen sind;

d) Ausmaß der beantragten und der gewähr-
ten Fondsleistung;
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e) Kostenvoranschläge, Rechnungen und
Bankverbindungen.

§ 96
Organe des Bodenbeschaffungsfonds, 

Geschäftsstelle
(1) Die Organe des Bodenbeschaffungs-

fonds sind das Kuratorium und der Geschäfts-
führer.

(2) Der Bodenbeschaffungsfonds hat eine
Geschäftsstelle einzurichten. Die Organe des
Bodenbeschaffungsfonds haben sich bei der
Besorgung ihrer Aufgaben der Geschäftsstelle
zu bedienen.

(3) Die Landesregierung hat die aus dem
Stellenplan sich ergebende Anzahl von Lan-
desbediensteten für die Geschäftsstelle nach
Anhören des Geschäftsführers (§ 100) zur Ver-
fügung zu stellen. Der Sachaufwand der Ge-
schäftsstelle ist vom Bodenbeschaffungsfonds
zu tragen.

§ 97
Zusammensetzung des Kuratoriums, 

Bestellung der Mitglieder
(1) Dem Kuratorium gehören an:
a) das nach der Geschäftsverteilung der Lan-

desregierung für die Angelegenheiten der ört-
lichen Raumordnung zuständige Mitglied der
Landesregierung als Vorsitzender;

b) ein Vertreter der Kammer für Arbeiter und
Angestellte für Tirol;

c) ein Vertreter der Wirtschaftskammer
Tirol;

d) ein Vertreter der Landeslandwirtschafts-
kammer;

e) ein Vertreter des Tiroler Gemeindever-
bandes;

f) ein Vertreter der Stadtgemeinde Inns-
bruck;

g) die Vorstände der nach der Geschäftsein-
teilung des Amtes der Tiroler Landesregierung
für die rechtlichen und die fachlichen Angele-
genheiten der örtlichen und der überörtlichen
Raumordnung, für die Angelegenheiten der
Förderung des Wohnbaus und für die fachli-
chen Angelegenheiten der Landwirtschaft zu-
ständigen Abteilungen.

(2) Das Kuratorium hat aus dem Kreis der
Mitglieder nach Abs. 1 lit. b bis g einen Stell-
vertreter des Vorsitzenden zu wählen. Der Vor-
sitzende wird im Falle seiner Verhinderung
durch den Stellvertreter vertreten.

(3) Die Mitglieder des Kuratoriums nach
Abs. 1 lit. b bis f sind von der Landesregierung
auf Vorschlag der betreffenden Institutionen auf

die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. Die
Landesregierung hat die vorschlagsberechtig-
ten Institutionen aufzufordern, innerhalb von
vier Wochen einen Vorschlag für die Bestellung
zu erstatten. Wird ein Vorschlag nicht recht-
zeitig erstattet, so ist die Bestellung ohne Vor-
schlag vorzunehmen.

(4) Für die Mitglieder nach Abs. 1 lit. b bis
f ist in gleicher Weise je ein Ersatzmitglied zu
bestellen. Jedes dieser Mitglieder wird im Fal-
le seiner Verhinderung durch sein Ersatzmit-
glied vertreten.

(5) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder
nach Abs. 1 lit. b bis f haben die Geschäfte auch
nach dem Ablauf ihrer Amtsdauer bis zur Be-
stellung der neuen Mitglieder bzw. Ersatzmit-
glieder weiterzuführen.

(6) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder
nach Abs. 1 lit. b bis f müssen zum Landtag
wählbar sein. Sie haben in die Hand des Vor-
sitzenden die gewissenhafte Erfüllung ihrer
Aufgaben zu geloben.

§ 98
Erlöschen der Mitgliedschaft 

zum Kuratorium
(1) Die Mitglieder des Kuratoriums nach

§ 97 Abs. 1 lit. b bis f und deren Ersatzmit-
glieder scheiden aus dem Kuratorium vorzei-
tig aus durch:

a) Widerruf der Bestellung;
b) Verzicht auf die Mitgliedschaft oder Er-

satzmitgliedschaft.
(2) Die Landesregierung hat die Bestellung

zum Mitglied oder Ersatzmitglied zu widerru-
fen, wenn die jeweils vorschlagsberechtigte In-
stitution dies verlangt oder wenn ein Mitglied
dreimal aufeinanderfolgend und unentschul-
digt den Sitzungen ferngeblieben ist.

(3) Der Verzicht auf die Mitgliedschaft oder
Ersatzmitgliedschaft ist der Landesregierung
schriftlich zu erklären. Er wird mit dem Ein-
langen der Verzichtserklärung unwiderruflich
und, wenn in der Verzichtserklärung nicht ein
späterer Zeitpunkt für das Wirksamwerden an-
gegeben ist, wirksam.

(4) Scheidet ein Mitglied oder Ersatzmit-
glied vorzeitig aus dem Kuratorium aus, so ist
für die restliche Amtsdauer ein neues Mitglied
oder Ersatzmitglied zu bestellen.

§ 99
Aufgaben und Geschäftsgang 

des Kuratoriums
(1) Dem Kuratorium obliegt die Beschluß-

fassung über:
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a) die Weitergabe von Grundstücken an Pla-
nungsträger nach § 93 Abs. 4 lit. a;

b) die Gewährung von Zuschüssen nach § 93
Abs. 4 lit. b;

c) den Jahresvoranschlag und den Rech-
nungsabschluß;

d) die Richtlinien;
e) die Geschäftsordnung des Kuratoriums

(§ 103);
f) den Tätigkeitsbericht des Geschäftsfüh-

rers (§ 101 Abs. 1 lit. e);
g) die Genehmigung der Aufnahme von

Darlehen durch den Geschäftsführer (§ 101
Abs. 1 lit. b).

(2) Die Beschlußfassung über den Rech-
nungsabschluß hat zeitlich so zu erfolgen, daß
er spätestens bis zum 31. März des dem betref-
fenden Geschäftsjahr folgenden Jahres der
Landesregierung zur Genehmigung vorgelegt
werden kann. Geschäftsjahr ist das Kalender-
jahr.

(3) Der Tätigkeitsbericht des Geschäftsfüh-
rers ist unmittelbar nach der Beschlußfassung
im Kuratorium der Landesregierung zuzu-
leiten.

(4) Das Kuratorium ist vom Vorsitzenden
nach Bedarf, mindestens jedoch dreimal jähr-
lich einzuberufen. Das Kuratorium ist überdies
dann einzuberufen, wenn mindestens ein Drit-
tel seiner Mitglieder dies verlangt.

(5) Das Kuratorium ist beschlußfähig, wenn
alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen
wurden und mindestens die Hälfte der Mit-
glieder, darunter der Vorsitzende, anwesend ist.

(6) Das Kuratorium faßt seine Beschlüsse
mit einfacher Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Mitglieder. Stimmenthaltung gilt als
Ablehnung. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Das
Kuratorium kann beschließen, daß zu einzel-
nen Punkten der Tagesordnung schriftlich und
geheim abzustimmen ist. In dringenden Fällen
ist die Beschlußfassung im Wege eines Umlau-
fes zulässig.

§ 100
Bestellung des Geschäftsführers, 

Erlöschen des Amtes
(1) Der Geschäftsführer ist von der Landes-

regierung auf die Dauer von fünf Jahren zu be-
stellen.

(2) Für den Geschäftsführer ist in gleicher
Weise ein Stellvertreter zu bestellen. Der Ge-
schäftsführer wird im Falle seiner Verhinde-
rung durch den Stellvertreter vertreten.

(3) Der Geschäftsführer und sein Stellver-
treter haben die Geschäfte auch nach dem Ab-

lauf ihrer Amtsdauer bis zur Bestellung des
neuen Geschäftsführers bzw. Stellvertreters
weiterzuführen.

(4) Das Amt des Geschäftsführers und sei-
nes Stellvertreters endet vorzeitig durch Wi-
derruf der Bestellung und Verzicht. Die Lan-
desregierung hat die Bestellung zum Ge-
schäftsführer oder zum Stellvertreter zu wi-
derrufen, wenn dieser seine Pflichten gröblich
verletzt. Für den Verzicht gilt § 98 Abs. 3 sinn-
gemäß.

(5) Endet das Amt des Geschäftsführers oder
seines Stellvertreters vorzeitig, so hat die Lan-
desregierung unverzüglich einen neuen Ge-
schäftsführer bzw. Stellvertreter zu bestellen.

(6) Der Geschäftsführer und sein Stellver-
treter haben in die Hand des Vorsitzenden des
Kuratoriums die gewissenhafte Erfüllung ihrer
Aufgaben zu geloben.

§ 101
Aufgaben des Geschäftsführers

(1) Dem Geschäftsführer obliegen:
a) die Vertretung des Bodenbeschaffungs-

fonds nach außen;
b) die Besorgung aller zur laufenden Ge-

schäftsführung gehörenden Angelegenheiten
einschließlich des Erwerbes von Grundstücken
und der Aufnahme von Darlehen;

c) die Überprüfung der ordnungsgemäßen
Verwendung der Fondsmittel;

d) die Erstellung der Entwürfe des Jahres-
voranschlages und des Rechnungsabschlusses;

e) die Erstellung eines jährlichen Tätig-
keitsberichtes;

f) die Durchführung der Beschlüsse des Ku-
ratoriums.

(2) Der Geschäftsführer ist berechtigt, an
den Sitzungen des Kuratoriums mit beratender
Stimme teilzunehmen.

§ 102
Aufnahme von Darlehen

Die Aufnahme von Darlehen ist nur dann
zulässig, wenn

a) dies zur ordnungsgemäßen Erfüllung der
Aufgaben des Bodenbeschaffungsfonds not-
wendig ist und

b) der Bodenbeschaffungsfonds durch die
Tilgung des Darlehens nicht derart belastet
wird, daß die Erfüllung seiner Aufgaben ge-
fährdet ist.

§ 103
Geschäftsordnung

Das Nähere über die Geschäftsführung des
Kuratoriums ist in einer Geschäftsordnung zu
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regeln. Diese hat jedenfalls nähere Bestim-
mungen über die Einberufung zu den Sitzun-
gen und deren Durchführung, über die Auf-
nahme von Niederschriften über den Gang und
das Ergebnis der Beratungen sowie über die
Herbeiführung von Umlaufbeschlüssen zu ent-
halten.

§ 104
Aufsicht

(1) Der Bodenbeschaffungsfonds unterliegt
der Aufsicht der Landesregierung. Die Lan-
desregierung hat die Aufsicht dahingehend
auszuüben, daß die Bestimmungen dieses Ge-
setzes und der in seiner Durchführung erlasse-
nen Richtlinien und Geschäftsordnung einge-
halten werden.

(2) Der Bodenbeschaffungsfonds ist ver-
pflichtet, der Landesregierung auf Verlangen
alle Auskünfte zu erteilen und ihr aus Anlaß
von Überprüfungen der Wirtschaftsführung in
sämtliche Geschäftsstücke und Geschäfts-
bücher Einsicht zu gewähren.

(3) Die Beschlüsse des Kuratoriums über die
Richtlinien für die Tätigkeit des Bodenbe-
schaffungsfonds, über die Geschäftsordnung
des Kuratoriums und über den Rechnungsab-
schluß bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit
der Genehmigung der Landesregierung.

(4) Die Landesregierung hat Beschlüsse des
Kuratoriums, die gegen dieses Gesetz oder die
in seiner Durchführung erlassenen Richtlinien
verstoßen, aufzuheben.

V. TEIL
Schluß- und Übergangsbestimmungen, 

Inkrafttreten

§ 105
Übertretungen nach dem 

Tiroler Raumordnungsgesetz 1994
Übertretungen nach dem Tiroler Raumord-

nungsgesetz 1994 sind weiterhin nach dessen
Strafbestimmungen zu ahnden.

§ 106
Bestehende Entwicklungsprogramme
(1) Auf Entwicklungsprogramme nach dem

Tiroler Raumordnungsgesetz 1984, die im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
auf Grund des § 106 Abs. 1 des Tiroler Raum-
ordnungsgesetzes 1994 als Raumordnungspro-
gramme gegolten haben, sind die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes anzuwenden, soweit im
Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Bestehende standortbezogene Entwick-
lungsprogramme nach § 16b Abs. 8 und 9 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 treten mit
dem Inkrafttreten der jeweiligen Widmung als
Sonderfläche für Einkaufszentren außer Kraft.
Allfällige Festlegungen über die Anordnung
und die Gestaltung der Abstellmöglichkeiten für
die Kraftfahrzeuge der Kunden, der Beschäf-
tigten und der Lieferanten in standortbezogenen
Entwicklungsprogrammen bleiben jedoch wei-
terhin aufrecht.

§ 107
Raumordnungsorgane

Die Regionalbeiräte nach diesem Gesetz
sind nach den ersten auf sein Inkrafttreten fol-
genden allgemeinen Gemeinderatswahlen ein-
zurichten. Bis dahin bleiben die im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Gesetzes auf Grund
des § 107 Abs. 2 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 1994 im Amt befindlichen Bera-
tungsorgane in den Kleinregionen im Amt. Die
Verordnung über die Einrichtung der Bera-
tungsorgane in Angelegenheiten der Raumord-
nung, LGBl. Nr. 51/1972, in der Fassung der
Verordnung LGBl. Nr. 53/1987 findet auf sie
weiterhin Anwendung.

§ 108
Örtliche Raumordnungskonzepte, 

bestehende Flächenwidmungspläne, 
anhängige Verfahren

(1) Jede Gemeinde hat bis zum 31. Dezem-
ber 1999 ein örtliches Raumordnungskonzept
zu beschließen und der Landesregierung zur
aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorzule-
gen. Jede Gemeinde hat weiters innerhalb von
zwei Jahren nach dem Inkrafttreten des ört-
lichen Raumordnungskonzeptes den Flächen-
widmungsplan neu zu erlassen oder den beste-
henden Flächenwidmungsplan zu ändern, so-
weit dies zur Vermeidung von Widersprüchen
zu den Zielen der örtlichen Raumordnung nach
diesem Gesetz und zu den Festlegungen des
örtlichen Raumordnungskonzeptes erforder-
lich ist. In den Fällen der §§ 112 und 113 hat
die Gemeinde innerhalb dieser Frist einen
Flächenwidmungsplan erstmalig zu erlassen.

(2) Die Flächenwidmungspläne nach § 10
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984, die
am 31. Dezember 1993 bestanden haben und
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset-
zes noch bestehen, bleiben weiterhin aufrecht.
Im übrigen dürfen Flächenwidmungspläne
unbeschadet des Abs. 3 zweiter Satz nur mehr
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nach den Bestimmungen dieses Gesetzes neu
erlassen und geändert werden.

(3) Anläßlich der Änderung des Flächen-
widmungsplanes nach Abs. 1 zweiter Satz ist
der gesamte Flächenwidmungsplan entspre-
chend dem § 29 Abs. 2 und der Verordnung
nach § 29 Abs. 3 neu zu fassen. Bis dahin dür-
fen Änderungen der bestehenden Flächenwid-
mungspläne entsprechend dem § 8 Abs. 4 zwei-
ter Satz des Tiroler Raumordnungsgesetzes
1984 und der Planzeichenverordnung, LGBl.
Nr. 40/1984, erfolgen.

(4) Bis zum Inkrafttreten des örtlichen
Raumordnungskonzeptes darf der Flächenwid-
mungsplan nur geändert werden, wenn ein
wichtiger im öffentlichen Interesse gelegener
Grund vorliegt und die Änderung den Zielen
der örtlichen Raumordnung nach diesem Ge-
setz nicht widerspricht. Der Flächenwidmungs-
plan ist zu ändern, wenn die Voraussetzungen
nach § 36 Abs. 1 lit. c, d oder e vorliegen.

(5) Kommt die Gemeinde ihrer Verpflich-
tung nach Abs. 1 erster Satz nicht nach oder
wurde dem von ihr vorgelegten örtlichen
Raumordnungskonzept die aufsichtsbehördli-
che Genehmigung versagt, so dürfen keine
weiteren Grundflächen als Bauland oder als
Sonderflächen gewidmet werden.

§ 109
Bestehende Widmungen

(1) Auf die in Flächenwidmungsplänen nach
§ 10 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984
festgelegten Widmungen sind die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes nach Maßgabe der Abs. 3
bis 7 anzuwenden.

(2) Auf die nach dem Tiroler Raumordnungs-
gesetz 1994 erfolgten Widmungen sind die Be-
stimmungen dieses Gesetzes anzuwenden.

(3) Bei Grundflächen im Bauland, die nach
§ 11 Abs. 4 des Tiroler Raumordnungsgesetzes
1984 als Aufschließungsgebiet gekennzeichnet
sind, entfällt die Kennzeichnung als Auf-
schließungsgebiet. 

(4) Wohngebiet nach § 12 Abs. 3 des Tiro-
ler Raumordnungsgesetzes 1984 gilt als
Wohngebiet nach § 38 Abs. 1. Mischgebiet
nach § 14 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 1984 gilt als allgemeines Mischgebiet
nach § 40 Abs. 2. Fremdenverkehrsgebiet nach
§ 14 Abs. 2 lit. b des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 1984 gilt als Tourismusgebiet nach
§ 40 Abs. 4.

(5) Sonderflächen nach § 16 Abs. 1 lit. a des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 gelten als
Vorbehaltsflächen nach § 53 Abs. 1 lit. a. Ab-

weichend vom § 53 Abs. 5 entsteht das Recht
des Grundeigentümers, die Einlösung der be-
treffenden Grundflächen durch die Gemeinde
zu verlangen, nach dem Ablauf von drei Jahren
nach dem Inkrafttreten der seinerzeitigen Wid-
mung als Sonderfläche. Wenn diese Frist am 1.
Jänner 1994 bereits abgelaufen war, ist das Ein-
löserecht des Grundeigentümers mit diesem
Zeitpunkt entstanden. Sonderflächen nach § 16
Abs. 1 lit. b des Tiroler Raumordnungsgesetzes
1984 gelten als Sonderflächen nach § 43 Abs. 1
lit. a. Abweichend vom § 43 Abs. 4 entsteht die
Verpflichtung der Gemeinde, die Widmung der
betreffenden Grundflächen als Sonderflächen
bei Vorliegen der dort genannten Voraussetzung
aufzuheben, am 1. Jänner 1997.

(6) Hauptverkehrsflächen nach § 17 des Ti-
roler Raumordnungsgesetzes 1984 gelten, so-
weit die entsprechenden Straßen noch nicht be-
stehen,

a) wenn die Straße keine höhere als die im §
54 Abs. 1 angeführte Verkehrsbedeutung auf-
weist, als Festlegungen über den Straßen-
verlauf nach § 54 Abs. 1;

b) wenn die Straße eine höhere als die im § 54
Abs. 1 angeführte Verkehrsbedeutung aufweist,
als vorbehaltene Flächen nach § 54 Abs. 2. 

Im übrigen hat die Gemeinde für die betref-
fenden Grundflächen spätestens anläßlich der
Neuerlassung oder Änderung des Flächen-
widmungsplanes nach § 108 Abs. 1 zweiter
Satz eine mit dem umgebenden Widmungsbe-
stand vereinbare Widmung festzulegen und der
Landesregierung zur aufsichtsbehördlichen
Genehmigung vorzulegen. Im Falle der lit. b
entsteht abweichend vom § 54 Abs. 2 vierter
Satz das Recht des Grundeigentümers, von der
Gemeinde die Aufhebung des Vorbehaltes zu
verlangen, nach dem Ablauf von zehn Jahren
nach dem Inkrafttreten der seinerzeitigen Wid-
mung als Hauptverkehrsfläche. Wenn diese
Frist am 1. Jänner 1994 bereits abgelaufen war,
ist das Einlöserecht des Grundeigentümers mit
diesem Zeitpunkt entstanden.

(7) Hauptverkehrsflächen nach § 17 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 gelten,
soweit sie mit bestehenden Straßen überein-
stimmen, als Verkehrsflächen nach § 54 Abs. 3.
Soweit diese Übereinstimmung nicht gegeben
ist, hat die Gemeinde innerhalb von sechs Mo-
naten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
für die betreffenden Grundflächen eine mit
dem umgebenden Widmungsbestand verein-
bare Widmung festzulegen und der Landesre-
gierung zur aufsichtsbehördlichen Genehmi-
gung vorzulegen.
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§ 110
Bestehende Sonderflächen 

für Apartmenthäuser, Feriendörfer
und Wochenendsiedlungen

(1) Jene Grundflächen, die von
a) der Verordnung über die Zulässigkeit der

Festlegung von Sonderflächen für Apartment-
häuser, Feriendörfer und Wochenendsiedlungen
in den Gemeinden des Planungsraumes Lienz
und Umgebung, LGBl. Nr. 44/1982, in der Fas-
sung der Verordnung LGBl. Nr. 20/1984 und

b) der Verordnung über die Zulässigkeit der
Widmung von Sonderflächen für Wochenend-
siedlungen in den Gemeinden der Kleinregion
Stubaital, LGBl. Nr. 50/1985,
umfaßt und am 31. Dezember 1993 als Sonder-
flächen für Wochenendsiedlungen gewidmet
waren, gelten bis zum Inkrafttreten einer ande-
ren Widmung als Freiland nach § 41 Abs. 1. So-
weit dies baurechtlich sonst zulässig ist, darf je-
doch auf diesen Grundflächen bis zum Inkraft-
treten einer anderen Widmung, längstens jedoch
bis zum 31. Dezember 1998, die Baubewilli-
gung für den Neubau von Wochenendhäusern
im Sinne des § 16a Abs. 1 lit. d des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 1984 erteilt werden.
Der Bürgermeister hat solche Wochenendhäu-
ser nach dem Eintritt der Rechtskraft der Benüt-
zungsbewilligung in das Verzeichnis nach § 16
Abs. 5 aufzunehmen.

(2) Jene Grundflächen, die von
a) der Verordnung über die Zulässigkeit der

Festlegung von Sonderflächen für Apartment-
häuser in den Gemeinden des Planungsraumes
Matrei und Umgebung, LGBl. Nr. 45/1982, in
der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 31/1987
und

b) der Verordnung über die Zulässigkeit der
Widmung einer Sonderfläche für ein Ferien-
dorf und Apartmenthäuser in der Gemeinde
Heinfels, Bote für Tirol Nr. 842/1990,
umfaßt und am 31. Dezember 1993 als Son-
derflächen für Apartmenthäuser gewidmet wa-
ren, gelten bis zum Inkrafttreten einer anderen
Widmung als Sonderflächen für Beherber-
gungsgroßbetriebe nach § 48.

(3) Jene Grundfläche, die von der Verord-
nung über die Zulässigkeit der Widmung einer
Sonderfläche für Apartmenthäuser in der Ge-
meinde Axams, LGBl. Nr. 29/1987, umfaßt und
am 31. Dezember 1993 als Sonderfläche für
Apartmenthäuser gewidmet war, gilt bis zum
Inkrafttreten einer anderen Widmung als
Wohngebiet nach § 38 Abs. 1.

(4) Jene Grundfläche, die von der Verord-
nung über die Zulässigkeit der Widmung einer

Sonderfläche für Apartmenthäuser in der Ge-
meinde Silz, LGBl. Nr. 30/1987, umfaßt und
am 31. Dezember 1993 als Sonderfläche für
Apartmenthäuser gewidmet war, gilt bis zum
Inkrafttreten einer anderen Widmung als Tou-
rismusgebiet nach § 40 Abs. 4.

(5) Jene Grundflächen, die vom § 5 Abs. 8
der Verordnung, mit der ein Entwicklungspro-
gramm für die Planungsräume Vorderes Zil-
lertal und Hinteres Zillertal erlassen wird,
LGBl. Nr. 44/1981, in der Fassung der Verord-
nung LGBl. Nr. 36/1987 umfaßt und am 31. De-
zember 1993 als Sonderflächen gewidmet wa-
ren, gelten bis zum Inkrafttreten einer anderen
Widmung,

a) soweit es sich um Sonderflächen für Wo-
chenendsiedlungen handelt, als Freiland nach
§ 41 Abs. 1; dabei gilt Abs. 1 zweiter und drit-
ter Satz sinngemäß;

b) soweit es sich um Sonderflächen für Fe-
riendörfer handelt, als Tourismusgebiet nach
§ 40 Abs. 4.

(6) Die Gemeinde hat für jene Grundflächen,
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes als Sonderflächen für Apartmenthäuser
nach § 16a Abs. 7 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 1984 gewidmet sind, innerhalb von
sechs Monaten nach diesem Zeitpunkt eine
Widmung nach diesem Gesetz festzulegen und
der Landesregierung zur aufsichtsbehördli-
chen Genehmigung vorzulegen. Besteht im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
auf einer solchen Grundfläche bereits ein Gast-
gewerbebetrieb zur Beherbergung von Gästen
oder liegt eine rechtskräftige Baubewilligung
dafür vor, so ist jedenfalls eine dem Baubestand
bzw. der Baubewilligung entsprechende Wid-
mung festzulegen. Bis zum Inkrafttreten der
Widmung darf die Baubewilligung für den
Neu- und Zubau von Gebäuden oder Gebäude-
teilen und für die Änderung des Verwendungs-
zweckes von bisher anderweitig verwendeten
Gebäuden oder Gebäudeteilen nicht erteilt
werden. Bescheide, mit denen entgegen dieser
Bestimmung die Baubewilligung erteilt wird,
leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Feh-
ler.

§ 111
Bestehende Einkaufszentren

(1) Die Bestimmungen der §§ 10 Abs. 1, 2
und 3 sowie 49 Abs. 1 sind auf den Zu- oder
Umbau, die Änderung oder die Änderung des
Verwendungszweckes von Gebäuden oder Ge-
bäudeteilen, denen am 20. Dezember 1990 die
Eigenschaft als Einkaufszentrum nicht zuge-
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kommen ist, und auf die Errichtung oder die
Änderung damit im Zusammenhang stehender
sonstiger baulicher Anlagen nicht anzuwen-
den, wenn

a) durch ein solches Bauvorhaben das Aus-
maß der Kundenfläche um höchstens 10 v. H.
der zu diesem Zeitpunkt auf Grund einer rechts-
kräftigen Baubewilligung zulässig gewesenen
Kundenfläche, jedenfalls um nicht mehr als
500 m², erhöht wird und

b) das Warenangebot gegenüber diesem
Zeitpunkt nicht derart geändert wird, daß es
einem anderen als jenem Betriebstyp ent-
spricht, dem es unter der Voraussetzung des
Vorliegens eines Einkaufszentrums schon bis-
her entsprochen hätte.

(2) Die Bestimmung des § 49 Abs. 1 findet
auf Bauvorhaben, durch die im Zusammen-
hang mit Bauvorhaben nach Abs. 1 die auf
Grund des § 9 der Tiroler Bauordnung erfor-
derlichen Abstellmöglichkeiten geschaffen
werden, keine Anwendung.

(3) Sonderflächen für Einkaufszentren, die
auf Grund von Entwicklungsprogrammen nach
§ 16b Abs. 3 des Tiroler Raumordnungsge-
setzes 1984 in der Fassung vor der 6. Raumord-
nungsgesetz-Novelle gewidmet worden sind
und die am 31. Dezember 1993 bestanden ha-
ben, gelten als Sonderflächen für Einkaufs-
zentren nach § 49 Abs. 1. Die Gemeinde hat in-
nerhalb von sechs Monaten nach dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes durch Verordnung für
diese Sonderflächen die Festlegungen nach
§ 49 Abs. 2 zu treffen und der Landesregierung
zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung vor-
zulegen. Die Festlegungen haben den auf den
betreffenden Sonderflächen auf Grund einer
rechtskräftigen Baubewilligung bestehenden
Einkaufszentren zu entsprechen. Bis zum In-
krafttreten der Verordnung mit den Festlegun-
gen nach § 49 Abs. 2 darf die Baubewilligung
für die Verwendung eines bisher anderweitig
verwendeten Gebäudes als Einkaufszentrum
sowie für die Änderung des Betriebstyps und
für die Vergrößerung der Kundenfläche oder
der Gesamtnutzfläche eines bestehenden Ein-
kaufszentrums nicht erteilt werden. Bescheide,
mit denen entgegen dieser Bestimmung die
Baubewilligung erteilt wird, leiden an einem
mit Nichtigkeit bedrohten Fehler.

(4) Die auf Grund von standortbezogenen
Entwicklungsprogrammen nach § 16b Abs. 8
und 9 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984
als Sonderflächen für Einkaufszentren gewid-
meten Grundflächen gelten als Sonderflächen
nach § 49 Abs. 1.

§ 112
Verordnete Flächenwidmungspläne

(1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes noch bestehende, von der Landesre-
gierung nach § 31 Abs. 1 zweiter Satz des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 verordne-
te Flächenwidmungspläne bleiben bis zur Er-
lassung eines Flächenwidmungsplanes durch
die Gemeinde aufrecht. Sie können nur durch
die Landesregierung geändert werden. Im Zu-
ge von Änderungen können Grundflächen auch
als Sonderflächen nach § 43 Abs. 1 lit. a und als
Vorbehaltsflächen nach § 53 Abs. 1 gewidmet
werden. Im übrigen gilt § 108 Abs. 3 zweiter
Satz, Abs. 4 und Abs. 5 sinngemäß. § 69 findet
auf die Änderung solcher Flächenwidmungs-
pläne keine Anwendung.

(2) Die in einem von der Landesregierung
verordneten Flächenwidmungsplan als Bau-
land gewidmeten Grundflächen sind als Wohn-
gebiet nach § 38 Abs. 1, als Gewerbe- und In-
dustriegebiet nach § 39 Abs. 1 oder als allge-
meines Mischgebiet nach § 40 Abs. 2 anzuse-
hen, je nach dem, ob das Gebiet, in dem die be-
treffenden Grundflächen gelegen sind, die typi-
schen Merkmale eines Wohngebietes, Gewer-
be- und Industriegebietes oder allgemeinen
Mischgebietes aufweist. Die in einem solchen
Flächenwidmungsplan als Sonderflächen im
Freiland gewidmeten Grundflächen sind je
nach dem festgelegten Verwendungszweck als
Sonderflächen nach § 43 Abs. 1 lit. a oder als
Vorbehaltsflächen nach § 53 Abs. 1 lit. a anzu-
sehen.

§ 113
Verbauungspläne (Wirtschaftspläne)

Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes noch bestehende Verbauungspläne
(Wirtschaftspläne) bleiben aufrecht, soweit sie
den Flächenwidmungsplänen nach diesem Ge-
setz vergleichbare Festlegungen enthalten. Im
übrigen gilt § 108 Abs. 3 zweiter Satz, Abs. 4
und Abs. 5 sinngemäß. § 69 findet auf die Än-
derung solcher Pläne Anwendung.

§ 114
Bebauungspläne

(1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes bestehenden Bebauungspläne
nach § 18 des Tiroler Raumordnungsgesetzes
1984 dürfen nicht mehr geändert werden. Sie
treten mit der Erlassung des allgemeinen und
des ergänzenden Bebauungsplanes für die be-
treffenden Grundflächen außer Kraft. Bis da-
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hin ist auf die Festlegungen solcher Bebau-
ungspläne, soweit sie nicht im Widerspruch zu
den Bestimmungen dieses Gesetzes stehen, im
Bauverfahren Bedacht zu nehmen.

(2) Der allgemeine Bebauungsplan und die
ergänzenden Bebauungspläne dürfen bereits
vor dem Inkrafttreten des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes und des neuen oder geänder-
ten Flächenwidmungsplanes nach § 108 Abs. 1
erlassen werden. Dem allgemeinen Bebau-
ungsplan ist in diesem Falle die nach § 67 er-
forderliche aufsichtsbehördliche Genehmi-
gung jedoch auch dann zu versagen, wenn

a) das örtliche Raumordnungskonzept be-
reits erlassen ist und die Widmung der betref-
fenden Grundflächen zu dessen Festlegungen
im Widerspruch steht oder

b) die Widmung der betreffenden Grund-
flächen einer geordneten baulichen Entwick-
lung der Gemeinde im Sinne der Ziele der ört-
lichen Raumordnung sonst zuwiderläuft.

(3) Abs. 1 gilt für im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes noch bestehende Ver-
bauungspläne (Wirtschaftspläne), soweit sie
den allgemeinen und den ergänzenden Bebau-
ungsplänen nach diesem Gesetz vergleichbare
Festlegungen enthalten, sinngemäß.

§ 115
Bauverfahren

(1) Auf Grundstücken, die nach dem Tiroler
Raumordnungsgesetz 1984 als Bauland oder
als Sonderflächen gewidmet worden sind, und
auf Grundstücken, für die Verbauungspläne
(Wirtschaftspläne) bestehen, darf abweichend
vom § 55 Abs. 4 eine Baubewilligung auch er-
teilt werden, wenn der allgemeine und der er-
gänzende Bebauungsplan für das betreffende
Grundstück noch nicht bestehen. Soweit diese
Bebauungspläne jedoch bestehen, darf die
Baubewilligung für den Neubau von Gebäuden
mit Ausnahme von Nebengebäuden zu be-
stehenden Gebäuden nur erteilt werden, wenn
die darin festgelegte verkehrsmäßige Er-
schließung rechtlich sichergestellt ist.

(2) Die Baubewilligung für den Neubau von
Gebäuden mit Ausnahme von Nebengebäuden
zu bestehenden Gebäuden darf auf Grund-
stücken nach Abs. 1 erster Satz bis zur Erlas-
sung des allgemeinen und des ergänzenden Be-
bauungsplanes nur erteilt werden, wenn

a) die Bebauung des betreffenden Grund-
stückes einer geordneten baulichen Gesamt-
entwicklung der Gemeinde im Sinne der Ziele
der örtlichen Raumordnung nicht zuwider-
läuft;

b) unbeschadet des Abs. 1 zweiter Satz die
Bebauung des betreffenden Grundstückes ei-
ner zweckmäßigen verkehrsmäßigen Erschlie-
ßung und Erschließung des betreffenden Ge-
bietes mit Einrichtungen zur Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung unter Bedacht-
nahme auf die Erfordernisse einer geordneten
Gesamterschließung des Gemeindegebietes
nicht entgegensteht und

c) der Neubau eine zweckmäßige und bo-
densparende Bebauung des betreffenden
Grundstückes gewährleistet.

(3) Das Vorliegen der Voraussetzungen nach
Abs. 2 ist in erstinstanzlichen Bescheiden, mit
denen die Baubewilligung für den Neubau von
Gebäuden mit Ausnahme von Nebengebäuden
zu bestehenden Gebäuden erteilt wird, und in
Berufungsbescheiden, mit denen entgegen
dem erstinstanzlichen Bescheid eine solche
Baubewilligung erteilt wird, jedenfalls zu be-
gründen.

(4) Ab dem 1. Jänner 2000 bedürfen Be-
scheide nach Abs. 3 überdies der aufsichts-
behördlichen Genehmigung der Landesregie-
rung. Sie dürfen erst nach Vorliegen der Ge-
nehmigung erlassen werden. Bescheide, mit
denen entgegen dieser Bestimmung die Bau-
bewilligung erteilt wird, leiden an einem mit
Nichtigkeit bedrohten Fehler. Die Gemeinde
hat den beabsichtigten Bescheid über die Er-
teilung der Baubewilligung unter Anschluß der
Planunterlagen, eines Auszuges aus dem
Flächenwidmungsplan und eines Katasterpla-
nes über das betreffende Gebiet der Landesre-
gierung vorzulegen. Im Katasterplan sind die
bereits bebauten Grundstücke kenntlich zu ma-
chen. Erfolgt die Vorlage nicht vollständig, so
hat die Landesregierung die Gemeinde unter
Setzung einer angemessenen Frist aufzufor-
dern, die fehlenden Unterlagen nachzureichen.

(5) Dem beabsichtigten Bescheid über die
Erteilung der Baubewilligung ist die aufsichts-
behördliche Genehmigung zu versagen, wenn
eine der Voraussetzungen für die Erteilung der
Baubewilligung nach Abs. 2 oder eine ausrei-
chende Begründung im Sinne des Abs. 3 erster
Satz nicht vorliegt.

(6) Die Entscheidung der Landesregierung
über die Erteilung oder die Versagung der auf-
sichtsbehördlichen Genehmigung hat mit
schriftlichem Bescheid zu erfolgen. Der Be-
scheid, mit dem die aufsichtsbehördliche Ge-
nehmigung erteilt wird, ist der Gemeinde unter
Anschluß der mit dem Genehmigungsvermerk
versehenen Planunterlagen zuzustellen. Wird
einem Bescheid nicht innerhalb von vier Wo-



71Stück 5, Nr. 10

chen nach dessen Vorlage nach Abs. 4 die auf-
sichtsbehördliche Genehmigung versagt, so gilt
mit dem Ablauf dieser Frist die Genehmigung
als erteilt. In diesem Fall hat die Landesregie-
rung der Gemeinde und dem Bauwerber das
Vorliegen der aufsichtsbehördlichen Genehmi-
gung zu bestätigen. Der Gemeinde sind über-
dies die mit dem Genehmigungsvermerk ver-
sehenen Planunterlagen zu übersenden.

(7) Parteistellung im aufsichtsbehördlichen
Genehmigungsverfahren kommt auch dem
Bauwerber zu.

(8) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 sind
auf Bauverfahren, die am 1. Jänner 1994 be-
reits anhängig waren, nicht anzuwenden.

§ 116
Änderung von Grundstücken

(1) § 55 Abs. 5 findet auf Grundstücke, die
nach dem Tiroler Raumordnungsgesetz 1984
als Bauland oder als Sonderflächen gewidmet
worden sind, und auf Grundstücke, für die Ver-
bauungspläne (Wirtschaftspläne) bestehen,
keine Anwendung.

(2) Die Bewilligung für die Teilung, die Ver-
einigung und jede sonstige Änderung der Gren-
zen von Grundstücken nach § 14 Abs. 2 der
Tiroler Bauordnung darf bei Grundstücken
nach Abs. 1 bis zur Erlassung des allgemeinen
und des ergänzenden Bebauungsplanes nur er-
teilt werden, wenn dadurch die Interessen nach
§ 115 Abs. 2 lit. a und b nicht beeinträchtigt
werden. Soweit diese Bebauungspläne noch
nicht bestehen, findet § 14 Abs. 1 lit. a der
Tiroler Bauordnung keine Anwendung.

§ 117
Umlegungsverfahren

(1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes noch anhängige Umlegungsverfah-
ren und Grenzänderungsverfahren nach den
Bestimmungen des III. Teiles des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 1984 sind nach diesen

Bestimmungen weiterzuführen. Die §§ 82 und
83 finden jedoch auch auf solche Umlegungs-
verfahren Anwendung.

(2) Umlegungsverfahren nach diesem Ge-
setz dürfen bereits vor dem Inkrafttreten des
örtlichen Raumordnungskonzeptes und des
neuen oder geänderten Flächenwidmungspla-
nes nach § 108 Abs. 1 durchgeführt werden. In
den Fällen des § 114 Abs. 2 lit. a und b darf je-
doch ein Umlegungsverfahren nicht eingelei-
tet werden.

§ 118
Bodenbeschaffungsfonds, 
Umlegungsoberbehörde

(1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes im Amt befindlichen Organe des
Bodenbeschaffungsfonds (Kuratorium und
Geschäftsführer) bleiben bis zum Ablauf ihrer
Amtsdauer im Amt.

(2) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes im Amt befindliche Umlegungs-
oberbehörde bleibt bis zum Ablauf ihrer Amts-
dauer im Amt.

§ 119
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde
Die Aufgaben der Gemeinde nach diesem

Gesetz – mit Ausnahme jener nach § 3 Abs. 1,
§ 11 Abs. 2, § 15 Abs. 3 und 5, § 16, § 26 Abs. 5,
§ 73 Abs. 6, § 75 Abs. 2, § 76 Abs. 4, § 81 Abs. 3,
§ 84 Abs. 5, § 85 Abs. 2, 3 und 4, § 87 Abs. 3,
§ 90 Abs. 1 lit. b und § 110 Abs. 1 dritter Satz
– sind solche des eigenen Wirkungsbereiches.

§ 120
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im Abs. 2
nichts anderes bestimmt ist, mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig
tritt das Tiroler Raumordnungsgesetz 1994,
LGBl. Nr. 81/1993, in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 4/1996 außer Kraft.

(2) § 115 Abs. 4 tritt mit 1. Jänner 1997 in
Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Anlage zu den §§ 10 und 49
1. Ausmaß der Kundenfläche:

B e t r i e b s t y p

I II, III IV, V VI

500

500

800

1.000

500

800

1.000

1.500

1.000

1.500

1.500

2.000

2.000

3.000

3.000

3.000

Wohnbevölkerung nach der 
letzten Volkszählung

bis zu 5.000 Einwohner

von 5.001 bis 10.000 Einwohner

über 10.000 Einwohner
ausgenommen die Stadt Innsbruck

Stadt Innsbruck

2. Betriebstypen:

I Einkaufszentren, in denen ausschließ-
lich Lebensmittel oder überwiegend Le-
bensmittel und im geringeren Ausmaß
auch andere Waren zur täglichen Ver-
sorgung der Bevölkerung größtenteils in
Packungs- oder Gebindegrößen angebo-
ten werden, die vom Kunden ohne Ver-
wendung eines Kraftfahrzeuges ab-
transportiert werden können

II Einkaufszentren, in denen größtenteils
Waren mit Ausnahme von Lebensmitteln
angeboten werden, die nach ihrer Be-
schaffenheit bzw. nach den Packungs-
oder Gebindegrößen vom Kunden ohne
Verwendung eines Kraftfahrzeuges ab-
transportiert werden können

III Einkaufszentren, in denen größtenteils
Waren einschließlich Lebensmittel an-
geboten werden, die nach ihrer Be-
schaffenheit bzw. nach den Packungs-
oder Gebindegrößen vom Kunden ohne
Verwendung eines Kraftfahrzeuges ab-
transportiert werden können

IV Einkaufszentren, in denen Waren eines
artverwandten Fachsortimentes angebo-
ten werden, die in einem mehr als ge-
ringfügigen Ausmaß nach ihrer Be-
schaffenheit bzw. nach den Packungs-
oder Gebindegrößen vom Kunden nur
unter Verwendung eines Kraftfahr-
zeuges abtransportiert werden können

V Einkaufszentren, in denen Waren eines
gemischten Sortimentes artverschiede-
ner Waren angeboten werden, die in ei-
nem mehr als geringfügigen Ausmaß
nach ihrer Beschaffenheit bzw. nach den
Packungs- oder Gebindegrößen vom
Kunden nur unter Verwendung eines
Kraftfahrzeuges abtransportiert werden
können

VI Einkaufszentren, in denen außer Möbeln
und ergänzend dazu Raumausstattungs-
artikeln oder Kraftfahrzeugen und er-
gänzend dazu Kraftfahrzeugzubehör
höchstens im geringfügigen Ausmaß
andere Waren angeboten werden.

Das Anbieten von Dienstleistungen ist bei der Zuordnung von Einkaufszentren zu einem bestimmten
Betriebstyp nicht zu berücksichtigen.
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